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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/728: Klimakampf und Kohlefront - taktiles Versprechen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 03.06.2020

Pläne für Müllverbrennung stoßen bei Anwohnern auf Ablehnung: Unmut in
der Region verständlich



Cottbus/Jänschwalde - Umstrittener Bau einer Müllverbrennungsanlage am
Kraftwerksstandort Jänschwalde durch die LEAG. René Schuster von der GRÜNEN
LIGA kommentiert die heute bekannt gewordene Umfrage unter Anwohnern wie
folgt:

"Jänschwalde als Ort bundesweiter Müllimporte? Der Unmut in der Region ist
absolut verständlich. In der Kohlekommission wurde von Ministerpräsident
Dietmar Woidke für den Standort Jänschwalde ein Innovationsprojekt
versprochen. Stattdessen soll nur eine herkömmliche Müllverbrennung kommen.
Im Koalitionsvertrag der rot-schwarz-grünen Landesregierung wurde der
Lausitz noch versprochen: Gemeinsam mit dem Eigentümer und der Region wird
die Koalition Konzepte zur Nachnutzung der bestehenden Kraftwerksstandorte
in Schwarze Pumpe und Jänschwalde erarbeiten und umsetzen. Davon ist
bislang noch nichts zu merken."

Heute wurden die Ergebnisse einer Umfrage unter den Anwohnern bekannt:
"Einer Umfrage in den betroffenen Kommunen Heinerbrück und Jänschwalde
zufolge trifft das Vorhaben auf große Vorbehalte in der Bevölkerung. In
Jänschwalde sprachen sich über 80 Prozent dafür aus, sich 'kritisch mit der
geplanten Müllverbrennungsanlage auseinanderzusetzen'. In Heinerbrück lag
der Wert bei über 90 Prozent der Einwohner".


https://gruene-lausitz.org/startseite/news-detail/article/heftiger_gegenwind_fuer_geplante_leag_muellverbrennungsanlage_in_jaenschwalde_umfrage_anwohner_sehen_vorhaben_mehrheitlich_kritisch_kreisbehoerde_bezeichnet_anlage_als_noch_nicht_genehmigungsfaehig/

Hintergründe zum LEAG - Müllkraftwerk (April 2019)

https://kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/412-muellkraftwerk-der-leag-koennte-kraftwerk-jaenschwalde-2024-ersetzen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.06.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juni 2020 
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SPRACHE/1023: Wie das Gehirn unser Sprechen kontrolliert (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.06.2020

Wie das Gehirn unser Sprechen kontrolliert - Beide Gehirnhälften leisten
besonderen Beitrag zur Sprachkontrolle



Wenn wir sprechen, benötigen wir dazu beide Gehirnhälften. Jede übernimmt
einen Teil der komplexen Aufgabe, Laute zu formen, die Stimme zu
modulieren und das Gesprochene zu überprüfen. Allerdings ist die
Aufgabenteilung anders als bisher gedacht, wie ein interdisziplinäres Team
von Neurowissenschaftlern und Phonetikern der Goethe-Universität Frankfurt
und des Leibniz-Zentrums für Allgemeine Sprachwissenschaft jetzt
herausgefunden hat: Nicht nur die rechte Gehirnhälfte analysiert, wie wir
sprechen, sondern auch die linke leistet dazu einen Beitrag.

Das gesprochene Wort, davon ging man bisher aus, entsteht in der linken
Gehirnhälfte und wird von der rechten Gehirnhälfte analysiert. Nach der
gängigen Lehrmeinung würde das bedeuten: Wenn wir beispielsweise Englisch
lernen und das "th" üben, würde die linke Gehirnhälfte das Zusammenspiel
von Zunge und Zähnen motorisch steuern, während die rechte überprüft, ob
der produzierte Laut auch wirklich so klingt, wie wir ihn formen wollten.

Die Aufgabenverteilung folgt jedoch anderen Prinzipien, erklärt
Privatdozent Dr. Christian Kell von der Klinik für Neurologie der
Goethe-Universität: "Während die linke Hirnhälfte bei der Sprachkontrolle
zeitliche Aspekte wie Übergänge zwischen Sprachlauten kontrolliert, ist
die rechte Gehirnhälfte für das Klangspektrum zuständig. Wenn man zum
Beispiel "mother" sagt, kontrolliert die linke Hirnhälfte bevorzugt die
dynamischen Übergänge zum Beispiel zwischen "th" und den Vokalen, während
die rechte Hirnhälfte bevorzugt den Klang der Laute selbst überprüft."
Diese Aufgabenteilung in zeitliche beziehungsweise spektrale Verarbeitung
beim Sprechen konnte sein Team zusammen mit der Phonetikerin Dr. Susanne
Fuchs erstmals aufgrund von Untersuchungen nachweisen, bei denen Probanden
sprechen mussten, während ihre Hirnaktivität mittels funktioneller
Magnetresonanztomographie aufgezeichnet wurde.

Eine mögliche Erklärung für diese Form der Arbeitsteilung zwischen den
beiden Hirnhälften wäre, dass die linke Hirnhälfte generell schnelle
Abläufe, wie die Übergänge zwischen Sprachlauten, besser analysiert als
die rechte. Die rechte Hirnhälfte könnte besser langsamere Abläufe
kontrollieren, die zur Analyse des Klangspektrums benötigt werden. Dass
dies in der Tat so ist, erschließt sich aus einer vorangegangenen Studie
zur Handmotorik, die im Fachjournal "elife" erschienen ist. Kell und seine
Gruppe wollten klären, warum wir die rechte Hand für schnelle Abläufe und
die linke Hand für langsame Abläufe bevorzugen. Etwa beim Brotschneiden,
wenn die rechte Hand mit dem Messer sägt und die linke das Brot hält.

Im Experiment ließen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
rechtshändige Probanden mit beiden Händen im Rhythmus eines Metronoms
klopfen. In einer Variante sollten sie jeden Schlag klopfen, in der
anderen nur jeden vierten. Wie sich herausstellte, war die rechte Hand bei
der schnellen Schlagfolge präziser und die linke Gehirnhälfte, welche die
rechte Körperseite kontrolliert, zeigte eine erhöhte Aktivität. Umgekehrt
stimmte das Klopfen der linken Hand besser mit dem langsamen Rhythmus
überein. Entsprechend zeigte die rechte Gehirnhälfte die höhere Aktivität.

Fasst man die Ergebnisse der beiden Studien zusammen, ergibt sich ein
schlüssiges Bild, wie komplexes Verhalten - Handmotorik und Sprechen - von
beiden Hirnhälften kontrolliert wird. Die linke Hirnhälfte kontrolliert
bevorzugt die schnellen, während die rechte parallel hierzu eher die
langsamen Abläufe steuert.


Originalpublikation:

Floegel M, Fuchs S, Kell CA (2020)

Differential contributions of the two cerebral hemispheres to temporal and
spectral speech feedback control.

Nature Communications, 11:2839.

https://doi.org/10.1038/s41467-020-16743-2

Pflug A, Gompf F, Muthuraman M, Groppa S, Kell CA (2019)

Differential contributions of the two human cerebral hemispheres to action
timing.

eLife, 8:48404

https://doi.org/10.7554/eLife.48404

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 05.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 
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TREFF/1556: Berlin - LCB online, weiter lesen, Benjamin Maack, 13.06.2020


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2020

Samstag, 13.06.20, 19:04 Uhr

weiter lesen | Benjamin Maack

»Wenn das noch geht, kann es nicht so schlimm sein« (Suhrkamp,
2020)

Im Gespräch mit Natascha Freundel



Ein starkes Zeugnis einer Schwäche: Benjamin Maack schreibt darüber,
wie das ist, wenn die Gedankenschleifen nicht mehr aufzuhalten sind,
man dauermüde, antriebslos und verzweifelt ist, und Tabletten zu
"Rettungsbojen" werden. Wenn man seinen Geburtstag nicht zuhause bei
seiner Familie verbringt, sondern in der Psychiatrie, mit der
Diagnose Depression. Bei »weiter lesen« berichtet er vom
Entstehungsprozess seines autofiktionalen Buches.

»weiter lesen - das LCB im rbb« ist eine Podcast-Lesebühne des
Literarischen Colloquiums Berlin (LCB) und des Rundfunks
Berlin-Brandenburg (rbb). Die Podcasts basieren auf dem geplanten
Programm im LCB. Sie laufen jeden Donnerstag und Samstag um 19.04 h
auf rbbKultur und sind dort jederzeit zum Hören und Downloaden
abrufbar.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1555: Online-Veranstaltung "Digitale (Hoch-) Kultur in Zeiten von Corona" am 6. Juni 2020


Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina

Online-Veranstaltung "Digitale (Hoch-) Kultur in Zeiten von Corona" am
Mi, 10.6., 19:30 Uhr via Zoom

Welche Stellung wird Kultur und insbesondere digitaler Hochkultur in
Zeiten der Corona-Pandemie zugeschrieben? Wie verändert die Krise Kunst
und Kulturbetriebe, und welche Rolle spielen dabei digitale Zugänge?



Mit den zur Eindämmung von Covid-19 verbundenen Maßnahmen mussten ab März
auch Museen, Konzert- und Literaturhäuser, Theater und andere kulturelle
Veranstaltungsorte schließen. Der Kunstbetrieb wurde in allen Sparten
stark eingeschränkt und kam in vielen Belangen komplett zum Erliegen. Die
daraus resultierenden, oft existentiellen Sorgen betroffener
Künstler*innen sind noch immer aktuell.

Während des Shutdowns war zu beobachten, dass schnell viele digitale
Angebote im Bereich Kunst kostenfrei bereitgestellt oder neu gelauncht
wurden. Dies geschah sowohl im Kleinen (Streams, Balkonkonzerte) wie auch
im institutionellen Bereich (Museen, Konzerthäuser).

Welche Motivation steht hinter diesen Angeboten? Welche Stellung wird
Kultur und insbesondere digitaler Hochkultur in Zeiten von Corona
zugeschrieben? Und was sagt es über die Vorstellung von der Position von
Kunst innerhalb unserer (westlichen) Gesellschaft aus? Was bedeutet es,
tradierte Präsenzformate in die digitale Welt zu überführen? Wer nutzt die
neuen virtuellen Angebote und welche genuin digitalen Kunstformate stehen
dem bereits gegenüber?

Diese Fragen diskutieren am Mittwoch, 10.06.2020 um 19:30 Uhr von der
Jungen Akademie Isabelle Dolezalek (Universität Greifswald) und Miriam
Akkermann (TU Dresden) mit Caspar Battegay (Universität Basel) und ihren
Gästen aus Wissenschaft, Kultur und Kunst:

Lydia Jeschke, Vorständin des SWR Experimentalstudios e.V.

Holger Simon, Kunsthistoriker und Kulturunternehmer

Im Anschluss an die Diskussionsrunde findet eine Live-Performance von
Shelly Knotts statt.

Für die Teilnahme werden ein Computer, Smartphone, Tablet o.ä. und eine
Internetverbindung benötigt. Außerdem sind eine Webcam und ein Headset
bzw. Kopfhörer mit Mikrofon empfehlenswert. Die Einwahldaten für den
Zugang zur Veranstaltung erhalten Sie am Tag der Veranstaltung an Ihre in
der Anmeldung angegebene E-Mail-Adresse.

Die Veranstaltung ist Teil der Jubiläumsreihe diejungeakademie@, die
angesichts der aktuellen Entwicklungen im Zusammenhang mit der
Covid-19-Pandemie bis auf Weiteres virtuell fortgesetzt wird.


Weitere Informationen unter:

http://www.anmeldung.diejungeakademie.de

- Anmeldung

https://2020.diejungeakademie.de/diejungeakademie/

- Informationen

http://www.2020.diejungeakademie.de/

- Informationen zu allen Veranstaltungen im Jubiläumsjahr der Jungen
Akademie

http://#jungeakademie2020

- Infos zu Veranstaltungen des Jubiläumsjahrs

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften

und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 05.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AFRIKA/768: Kamerun - Tod eines inhaftierten Journalisten schürt Bürgerkrieg


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. Juni 2020

Kamerun: Tod eines inhaftierten Journalisten schürt Bürgerkrieg

Menschenrechtsorganisation fordert unabhängige Untersuchung

Kein Respekt für Menschenrechte in Bürgerkrieg um anglophone Regionen



Göttingen, den 6.6.2020 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
hat nach dem mysteriösen Tod eines inhaftierten Journalisten in
Kamerun eine unabhängige Untersuchung der Todesumstände gefordert.
"Dieser Tod in Haft wird den Bürgerkrieg anheizen, wenn nicht schnell
der Verdacht ausgeräumt werden kann, dass der politische Gefangene an
Folter gestorben ist. Sollte der Journalist unter Gewalteinwirkung zu
Tode gekommen sein, so müssen die Verantwortlichen zur Rechenschaft
gezogen werden", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Samstag
in Göttingen. Der TV-Moderator Samuel Wazizi war am 2. August 2019 in
einer Bürgerkriegsregion wegen angeblicher Unterstützung anglophoner
Unabhängigkeitsbewegungen festgenommen worden. Gestern musste ein
Armeesprecher einräumen, dass er in der Haft zu Tode kam. Die
Todesnachricht löste heftige Proteste in Kamerun aus.

Zwar behauptete ein Regierungssprecher, Wazizi sei eines natürlichen
Todes gestorben und einer Blutvergiftung erlegen. Doch diese
offizielle Darstellung erscheint unglaubwürdig, weil angeblich auch
seine Familienangehörigen zeitnah über seinen Tod informiert worden
seien. Doch die Angehörigen und sein Rechtsanwalt bestreiten, von den
Behörden kontaktiert worden zu sein. Monatelang hatte sich sein
Rechtsanwalt Emmanuel Nkea vergeblich um eine Genehmigung gekümmert,
um ihn in der Haft zu besuchen. Doch die Behörden hätten darauf nicht
reagiert und ihm auch keine Information über den Verbleib seines
Mandanten gegeben. Folter ist in Gefängnissen Kameruns durchaus
alltäglich, obwohl das Land die Anti-Folter-Konvention ratifiziert
hat.

Der bei einem privaten Fernsehsender arbeitende Journalist war nach
seiner Festnahme niemals vor Gericht angeklagt worden. "Wazizi musste
sterben, weil er den Umgang der Sicherheitskräfte in den
Bürgerkriegsregionen öffentlich kritisiert hatte", erklärte Delius.
Die Behörden wollten ihn der Unterstützung des Terrorismus anklagen,
dabei habe er nur seine Arbeit als Journalist getan, sagte Delius.
Auch Journalistenorganisationen in Kamerun forderten eine unabhängige
Untersuchung seines Todes.

Seit fast drei Jahren herrscht Bürgerkrieg in den anglophonen
Regionen im Südwesten des Landes. Rund 3.000 Menschen sind der Gewalt
bereits zum Opfer gefallen, 700.000 Personen sind vor den Übergriffen
geflohen. Alle Konfliktparteien begehen
Menschenrechtsverletzungen.Sollte Wazizi unter Gewalteinwirkung
gestorben sein, so wird die Autorität der Regierung weiter
diskreditiert und der Konflikt noch mehr eskalieren, warnte die GfbV.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ASIEN/824: Entführung und Zwangskonversion in Pakistan - Menschenrechtsorganisation fordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Entführung und Zwangskonversion in Pakistan: Menschenrechtsorganisation
fordert 



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) warnt vor einer massiven
Zunahme von Entführungen, erzwungenen Konversionen und Zwangsheiraten
junger Christinnen und Hindu in Pakistan. Dringend fordert die
Menschenrechtsorganisation die Einrichtung eines Rechtshilfefonds.
Dieser soll die oft mittellosen Eltern beim Kampf gegen die
Zwangskonversionen zum muslimischen Glauben unterstützen. "Die
meisten Eltern haben nicht die finanziellen Mittel, um vor Gericht
gegen die oft namentlich bekannten Entführer vorzugehen und die
Freilassung ihrer verschleppten Töchter zu erzwingen", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Montag in Göttingen. "Pakistans
religiöse Minderheiten fordern ein Ende von Terror und Willkür durch
religiöse Extremisten. Entführer müssen zu spüren bekommen, dass ihre
Straftaten Folgen haben und vor Gericht geahndet werden. Die
Verbrechen an Christinnen und Hindu dürfen nicht länger straflos
bleiben." Schätzungen zufolge werden jedes Jahr rund 1.000
Christinnen oder Hindu im Alter von zwölf bis 25 Jahren in Pakistan
entführt, zum Übertritt zum muslimischen Glauben gezwungen und
zwangsverheiratet.

"Als Angehörige religiöser Minderheiten sind Christinnen und
Hindu-Frauen in Pakistan oft schutzlos vor Übergriffen sunnitischer
Extremisten. Doch ihre Familien sind nicht länger bereit, die
Verschleppung ihrer Töchter tatenlos hinzunehmen", so Delius. Am 2.
Juni 2020 reichte der Rechtsanwalt der christlichen Familie Shehbaz
eine Petition beim Obersten Gericht Pakistans ein, um ein Urteil des
Amtsgerichts in Faisalbad aufzuheben. Das nachgeordnete Gericht hatte
die Ehe ihrer verschleppten 14-jährigen Tochter Myra für rechtmäßig
erklärt, nachdem den Richtern eine offensichtlich gefälschte
Geburtsurkunde vorgelegt worden war, in der das Alter des entführten
Mädchens mit 19 Jahren angegeben wurde. Myra war Ende April 2020 auf
offener Straße in der nahe Faisalbad gelegenen Stadt Madina von
Bewaffneten verschleppt worden. Später musste sie zum muslimischen
Glauben übertreten und ihren Entführer Mohamad Nakash heiraten.

Das 15-jährige Hindu-Mädchen Suntara wurde am 1. Juni 2020 von
Bewaffneten aus ihrem Dorf in der Provinz Sindh entführt. Als ihre
Eltern eine Vermisstenanzeige aufgeben wollten, weigerte sich die
Polizei sie anzunehmen. Am gleichen Tag wurde auch die 19-jährige
Bhagwanti Kohli aus dem Dorf Haji Saeed Burgadi in der Provinz Sindh
verschleppt. Die bereits verheiratete junge Frau soll nun einen
Muslim heiraten, der bei der zuständigen Polizei bereits eine
Bescheinigung über ihren angeblich freiwilligen Religionsübertritt
vorlegte.

Manche Mädchen oder junge Frauen werden auch verschleppt, um sie zu
vergewaltigen oder als Zwangsprostituierte arbeiten zu lassen. So
wurde am 15. März 2020 die taubstumme minderjährige Christin Komal
Patras in der Stadt Lahore entführt. Die Eltern verdächtigten drei
Muslime der Entführung. Doch die Polizei weigerte sich, die Namen der
Verdächtigen in der Vermisstenanzeige zu erwähnen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1071: "Silent Demo" gegen Rassismus Berlin (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Silent Demo" gegen Rassismus Berlin

Von Maga Navarrete und Reiner Hemulth, 7. Juni 2020






[image: Große Ansammlung von Menschen auf einem Platz - Bild: © Maga Navarrete]

Bild: © Maga Navarrete



Tausende Menschen in Berlin protestierten gegen den brutalen Tod von
George Floyd durch die Hand eines amerikanischen Polizisten.
Weltweit versammelten sich am 6. Mai 2020 Hunderttausende zu stillen
Demonstrationen gegen Rassismus und Polizeigewalt anlässlich des
gewaltsamen Todes von George Floyd in den USA.

Auch in Deutschland breitete sich die Welle von Protesten im ganzen
Land und in den großen Städten aus. Überall wurden die beantragten
Teilnehmerzahlen im Bereich einiger hundert um das hundertfache
übertroffen. In Berlin versammelten sich ca 20.000 Teilnehmer, die
schweigend für 8 Minuten 46 Sekunden dem ermordeten farbigen
Amerikaner gedachten.




[image: Zahlreiche Menschen sitzen in Gruppen auf einem Platz - Bild: © Maga Navarrete]
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Aber es war nicht nur er, sondern die vielen unbekannten Opfer des
tagtäglich weltweit stattfindenden Rassismus und der weit verbreiteten
Polizeigewalt, gegen die protestiert wurde. Diese
Unterdrückungsmechanismen zeigen sich nicht nur in Nordamerika für die
farbige Bevölkerung und Lateinamerikaner, sondern auch in Südamerika
gegenüber den Indigenen, den Ureinwohnern Australiens sowie ethnischen
und religiösen Minderheiten in Asien.

Allerdings besteht nun die Hoffnung, dass die hauptsächlich jungen
Teilnehmer der Demonstrationen dieses Problem in seiner globalen
Bedeutung erkannt haben und für eine bessere Zukunft aller Ethnien und
Religionen in Harmonie mit der Natur auf diesem Planeten eintreten.
Diese Demonstrationen sind Teil einer Bewegung die im Moment sehr
stark wächst und hoffentlich in der Zukunft eine bessere Welt
erschafft.

Sicherlich wären die Teilnehmerzahlen ohne die oft eingehaltenen
Schutzmaßnahmen gegen SARS-CoV-2 noch wesentlich größer gewesen.
Hintergrund ist der Tod des Afroamerikaners George Floyd am 25. Mai
bei einem brutalen Polizeieinsatz in der US-Großstadt Minneapolis im
Bundesstaat Minnesota. Daraufhin kam es zu Protesten und teilweise
auch Ausschreitungen in mehreren Städten der USA


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/1070: Protest anlässlich des Mordes an George Floyd (Black Lives Matter München)


BlackLivesMatter München - 6. Juni 2020

Protest anlässlich des Mordes an George Floyd +++ Auch in Deutschland
wurde bei rassistischen Taten schon viel zu lange weggesehen



München - Anlässlich der fortwährenden Polizeigewalt gegenüber Schwarzen
gingen am Samstag 30.000 Menschen auf den Königsplatz, um ihrer Trauer und
Wut Ausdruck zu verleihen.

Der Mord an George Floyd ist für schwarze Menschen in Deutschland ein
herber Schlag. Erneut, wie schon seit unserer Kindheit, werden wir an die
Gefahr erinnert, Opfer rassistisch motivierter Gewalt werden zu können. Wir
kennen die Fälle, die Nahe liegen wie Oury Jalloh, doch in den sowieso
schon schweren Zeiten von Corona wieder mal an die Grausamkeit, die
Rassismus annehmen kann, erinnert zu werden ist, für weiße Menschen
unvorstellbar. Das dies auch und nicht als Ausnahme von einer staatlichen
Institution ausgeht, erschüttert alle Bedrohten in Deutschland.

Wir leben in einer Zeit des Wandels und des Aufruhrs, in der uns als
Community immer mehr bewusst wird, wo die eigentlichen Probleme unserer
Gesellschaft liegen. Ein Rechtsruck wird zugelassen, gerade zu bestärkt.
Weder Hanau, noch der NSU haben wirkungsvolle politische Folgen nach sich
gezogen.

"Wir können also nicht tatenlos zuschauen und uns aufgrund nicht
ausreichender Bildung, Sensibilisierung oder Solidarität der restlichen
Bevölkerungsgruppen, als Menschen zweiter Klasse behandeln lassen! Es
reicht!", so der schwwarze Aktivist J.J..

Seit Jahrzehnten protestieren afro-amerikanische Menschen friedlich in den
USA gegen rassistische Morde durch die Polizei. Das sich der angestaute
Frust & die Wut nun entlädt, ist für uns mehr als nur verständlich. Wir
solidarisieren uns mit unseren Schwestern und Brüdern. Kein Ort auf der
Welt ist frei von Rassismus und seit Jahrzehnten wird nichts ernsthaftes
unternommen, um diesen endlich zu überwinden.

"Das sich Rassismus nicht von einem auf den anderen Tag überwinden lässt,
wissen wir. Doch ein struktureller Wandel muss endlich stattfinden. Hin zu
einer gerechteren Gesellschaft. Alle Menschen halten wir dazu an,
mitzuwirken. Es müssen neue Strukturen für und mit uns geschaffen werden!",
sagt Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

BlackLivesMatter München - 6. Juni 2020

E-Mail: blacklivesmattermunich@riseup.net
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ATTAC/2051: Gemeinnützigkeit - Attac legt Revision ein und klagt auf Akteneinsicht


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 8. Juni 2020

Gemeinnützigkeit: Attac legt Revision ein und klagt auf
Akteneinsicht

Bundesfinanzhof kann umstrittenes Urteil von 2019 korrigieren / Wie
viel Einfluss nahm das Bundesfinanzministerium auf die Entscheidung
gegen Attac?



Das globalisierungskritische Netzwerk Attac kämpft weiter auch
juristisch um seine Gemeinnützigkeit: Als nächsten Schritt durch die
Instanzen hat Attac Revision beim Bundesfinanzhof (BFH) gegen das Urteil
des Hessischen Finanzgerichts vom Beginn dieses Jahres eingelegt. Die
Revision ist nötig, um den Rechtsweg auszuschöpfen und notfalls
Verfassungsbeschwerde einlegen zu können. Der BFH in München wird sich
damit nach seinem Urteil vom Februar 2019 zum zweiten Mal mit der
Gemeinnützigkeit von Attac befassen müssen.

"Die Revision gibt den Richtern am Bundesfinanzhof nun Gelegenheit, ihr
eigenes Urteil einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Mit ihrer
juristisch höchst umstrittenen, überaus engen Auslegung des
gemeinnützigen Zwecks der politischen Bildung haben sie der gesamten
kritischen Zivilgesellschaft Knüppel zwischen die Beine geworfen", sagt
Dirk Friedrichs vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Offenbar
ließ sich der BFH in seinem Urteil über die Gemeinnützigkeit von Attac
mehr von politischen als rechtswissenschaftlichen Erwägungen leiten.
Diesen auch unter Fachleuten entstandenen Eindruck können die Richter
nun korrigieren."

In seinem Urteil vom Februar 2019 hob der BFH das für Attac positive
Urteil der ersten Instanz auf und verwies das Verfahren zurück an das
Hessische Finanzgericht in Kassel. Dabei steckte der BFH den Rahmen für
politisches Engagement von gemeinnützigen Organisationen äußerst eng.
Bei ihrer erneuten Entscheidung Anfang des Jahres mussten die Richter
der ersten Instanz der Rechtsauslegung des BFH folgen und die Klage von
Attac abweisen - gegen ihre eigene Überzeugung. So kritisierte der
Vorsitzende Richter in Kassel, das Urteil des Bundesfinanzhofs sei "mit
heißer Nadel gestrickt".

Bundesfinanzministerium verweigert Akteneinsicht

Zu dem unguten Eindruck, das Urteil des BFH gegen Attac sei politisch
motiviert gewesen, tragen personelle Verflechtungen zwischen dem
obersten Finanzgericht und dem Bundesfinanzministerium (BMF) bei. Attac
hat deswegen wiederholt Akteneinsicht beim BMF beantragt, die jedoch
verweigert wird. Nun hat Attac Klage auf Akteneinsicht und
Informationszugang eingereicht.

Von besonderem Interesse ist dabei die Korrespondenz zwischen dem
Finanzministerium und dem Bundesfinanzhof. BFH-Präsident Rudolf
Mellinghoff und der für den "Fall Attac" zuständige Abteilungsleiter im
BMF Rolf Möhlenbrock - beide zentrale Akteure bei der Aberkennung der
Gemeinnützigkeit von Attac - saßen und sitzen gemeinsam im Vorstand des
"Institut für Steuern und Finanzen". Der wirtschaftsnahe Lobbyverein
tritt für die Senkung von Unternehmenssteuern ein, also das Gegenteil
dessen, wofür sich Attac engagiert.

Die Auseinandersetzung um die Gemeinnützigkeit von Attac hat Bedeutung
für die gesamte Zivilgesellschaft. Bereits wenige Wochen nach dem
BFH-Urteil im Februar 2019 entzogen Finanzämter weiteren Organisationen
die Gemeinnützigkeit.


Dokumente:

Begründung Revision (3.6.2020):

https://link.attac.de/begruendung-revision

Klagebegründung Akteneinsicht (30.4.2020):

https://link.attac.de/klagebegruendung-akteneinsicht

Urteil Hessisches Finanzgericht (26.2.2020):

https://link.attac.de/urteil-hessisches-finanzgericht

Weitere Informationen:

Pressemitteilung zum Urteil des Hessischen Finanzgerichts am 26.
Februar 2020: 

https://link.attac.de/pm-urteil-hessisches-finanzgericht

Pressemitteilung zum BFH-Urteil am 26. Februar 2019:

https://link.attac.de/pm-bfh-urteil-2019

Webseite zur Auseinandersetzung um die Gemeinnützigkeit von Attac (mit
Hintergrund und Dokumenten): 

www.attac.de/jetzt-erst-recht


Hintergrund

Das Frankfurter Finanzamt entzog Attac 2014 die Gemeinnützigkeit mit der
Begründung, das Netzwerk sei zu politisch. Insbesondere der Einsatz für
eine Finanztransaktionssteuer oder eine Vermögensabgabe diene keinem
gemeinnützigen Zweck, hieß es zur Begründung. Bereits im November 2016
gab das Hessische Finanzgericht der Klage von Attac statt und bestätigte
dessen Gemeinnützigkeit.

Auf Weisung des Bundesfinanzministeriums unter Wolfgang Schäuble
beantragte das Frankfurter Finanzamt jedoch Revision beim BFH in
München. Das Finanzministerium trat dem Revisionsprozess auch offiziell
als Verfahrensbeteiligter bei.

Der BFH hob das Urteil der ersten Instanz im Februar 2019 auf und
verwies das Verfahren zurück an das Hessische Finanzgericht. In seinem
viel kritisierten Urteil steckte der BFH den Rahmen für politisches
Engagement von gemeinnützigen Organisationen sehr viel enger als die
bisherige Rechtsprechung gesteckt und legte insbesondere den
gemeinnützigen Zweck "Förderung der Bildung" deutlich restriktiver aus.
Die Richter in Kassel mussten bei ihrer erneuten Entscheidung am 26.
Februar 2020 der Rechtsauslegung des BFH folgen.

Durch den Entzug der Gemeinnützigkeit dürfen Mitglieder und Unterstützer
von Attac ihre Beiträge und Spenden nicht mehr von der Steuer absetzen.
Stiftungen und andere Institutionen können Projekte von Attac nicht mehr
fördern. Zudem muss Attac Steuern zahlen, die für gemeinnützige Vereine
nicht anfallen, beispielsweise Schenkungssteuern.

Gemeinsam mit anderen Organisationen hat Attac die Gründung der "Allianz
Rechtssicherheit für politische Willensbildung" angestoßen, die im Juli
2015 die Arbeit aufgenommen hat. Der Allianz setzt sich für ein modernes
Gemeinnützigkeitsrecht und eine Änderung der Abgabenordnung ein. Ihr
angeschlossen haben sich mehr als 150 Vereine und Stiftungen - darunter
neben Attac beispielsweise auch Brot für die Welt, Amnesty
International, Medico International, Oxfam, Terres des Hommes und
Campact. (www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de)

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/477: Völlig inakzeptabel - Wiederaufnahme von Atomtests (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Völlig inakzeptabel: Wiederaufnahme von Atomtests

Von Abolition 2000, 5. Juni 2020



Die Jahreshauptversammlung des Globalen Netzwerkes zur Abschaffung von
Atomwaffen (Abolition 2000 Global Network to Eliminate Nuclear
Weapons) hat am 23. Mai einstimmig eine Erklärung [unten der
vollständige Text] abgegeben.

Diese verurteilt die aktuellen Meldungen über Diskussionen im Weißen
Haus zur Wiederaufnahme von Atomtests. Als Folge der COVID-19-Pandemie
musste "Abolition 2000" zum ersten Mal seine Jahreshauptversammlung
online abhalten. Damit konnten sich Teilnehmer aus etwa 40 Ländern
treffen.

In der Erklärung wird davor gewarnt, dass eine Wiederaufnahme der
US-Atomtests unweigerlich zur Wiederaufnahme von Tests durch andere
Nationen führen würde. Solche Tests würden in jedem Fall gegen den
Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen verstoßen, der
1996 von den Vereinigten Staaten unterzeichnet wurde und dessen
Inkrafttreten noch aussteht.

John Burroughs, Executive Director des Lawyers Committee on Nuclear
Policy und einer der Verfasser der Erklärung, sagte: "Atomtests
beschwören eine nukleare Apokalypse herauf, wie zu Zeiten des
amerikanisch-sowjetischen Nahkampfes. Sie dürfen nicht wieder
aufgenommen werden. Gleichzeitig müssen wir erkennen, dass die
Kapazitäten für eine bevorstehende Apokalypse nach wie vor bestehen
und auch ohne Kernwaffentests aufrechterhalten und verbessert werden.
Auch dem muss ein Ende gesetzt werden.

Daniel Ellsberg, ehemaliger US-amerikanischer Atomkriegsplaner und
berühmter "Whistleblower" der Pentagon-Papiere, sagte: "Erneute, von
den USA initiierte Atomtests würden Indien, Pakistan und Nordkorea in
die Lage versetzen, thermonukleare Sprengköpfe der 'H-Bombe' zu testen
und zu entwickeln, deren Einsatz aufgrund des bestehenden
Testmoratoriums nicht möglich war. Dann könnten sie sich den USA und
Russland anschließen und der Welt mit der Fähigkeit drohen, einen
nuklearen Winter, eine globale Hungersnot und das Beinahe-Aussterben
der Menschheit zu verursachen. Offensichtlich sollte keine Nation der
Erde solch eine Macht besitzen. Anstatt ihre Ausbreitung einzufordern,
sollten die USA und Russland ihre eigenen Vernichtungsmaschinen weder
instand halten noch 'modernisieren', sondern sie sollten diese
abbauen".

Jackie Cabasso, Exekutivdirektor der Western States Legal Foundation
und eine der Gründungsmütter von "Abolition 2000", sagte: "Vor 25
Jahren haben wir das Globale Netzwerk "Abolition 2000" zur Abschaffung
von Atomwaffen mit einer 11-Punkte-Erklärung ins Leben gerufen, welche
die Abschaffung aller Formen von Atomtests fordert. Seit mehr als
einem Vierteljahrhundert wird das Moratorium für umfassende Atomtests
mit Sprengstoffen weitgehend eingehalten. Eine Wiederaufnahme solcher
Tests durch die USA zu diesem Zeitpunkt würde die Grundlagen einer
zunehmend fragilen Weltordnung erschüttern und die Bemühungen um die
Abschaffung von Atomwaffen um Jahrzehnte zurückwerfen. Das darf nicht
passieren".


Über "Abolition 2000"

Das Netzwerk "Abolition 2000" wurde im April 1995 während der ersten
Wochen der Konferenz zur Überprüfung und Verlängerung des
Atomwaffensperrvertrags gegründet, als Aktivisten aus der ganzen Welt
erkannten, dass die Frage der Abschaffung von Atomwaffen nicht auf der
Tagesordnung stand. Als internationales Netzwerk von Organisationen
und Einzelpersonen, die sich für einen globalen Vertrag zum Verbot und
zur Abschaffung von Atomwaffen einsetzen, steht das Netzwerk
"Abolition 2000" allen Organisationen offen, welche die
Grundsatzerklärung "Abolition 2000" [1] unterstützen.


Über den
Kernwaffenteststopp-Vertrag (Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty,
CTBT)

Der 1996 zur Unterzeichnung aufgelegte Kernwaffenstopp-Vertrag
verpflichtet die Staaten:

• Keine Kernwaffentests oder andere Kernexplosionen durchzuführen
und jede derartige Kernexplosion an jedem Ort unter ihrer
Gerichtsbarkeit oder Kontrolle zu verbieten und zu verhindern.

• Keine Kernwaffentests oder andere Kernexplosionen zu
veranlassen, zu ermutigen oder in irgendeiner Weise an der
Durchführung solcher Explosionen mitzuwirken.

 * 

23. Mai 2020

Völlig inakzeptabel: Wiederaufnahme der Kernsprengtests

Erklärung der Jahrestagung des Globalen Netzwerkes zur Abschaffung von
Atomwaffen (Abolition 2000)

Die Wiederaufnahme von Atomtests ist absolut inakzeptabel. Selbst eine
erneute Diskussion über Atomtests ist gefährlich destabilisierend.
Berichten [2] zufolge gab es jedoch kürzlich im Weißen Haus
Diskussionen darüber.

Eine Wiederaufnahme von Atomtests durch die USA würde zu Tests durch
weitere Staaten führen - möglicherweise durch China, Russland, Indien,
Pakistan und Nordkorea. Sie würde das sich abzeichnende nukleare
Wettrüsten beschleunigen und die Aussichten für Verhandlungen über
nukleare Rüstungskontrolle beeinträchtigen.

Ein Atomtest an sich ist bereits eine Bedrohung. Tests erzeugen Angst
und Misstrauen und festigen die Abhängigkeit von Atomwaffen. Er würde
die Welt eher von einer atomwaffenfreien Welt weg- als zu einer
atomwaffenfreien Welt bewegen.

Atomwaffentests dürfen nicht durchgeführt werden und es darf keine
Signale für ihre Möglichkeit geben. Stattdessen sollte der Vertrag
über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen in Kraft gesetzt
werden.

Dieses Vorkommnis steht im Zusammenhang mit der laufenden Aufrüstung
durch die nuklear bewaffneten Staaten der Welt. Sie wird durch
umfangreiche Laborforschung und -experimente unterstützt, die zum Teil
als Ersatz für Funktionen dienen, die einst durch Atomtests abgedeckt
wurden. Auch wenn wir fordern, dass solche Tests nicht wieder
aufgenommen werden, müssen wir die Gefahren erkennen, die mit dem
laufenden atomaren Waffengeschäft verbunden sind. Diese Gefahren sind
heute für die Öffentlichkeit weitgehend unsichtbar und werden von den
Medien kaum noch beachtet, aber sie sind real. Auch sie müssen
angegangen werden, wozu letzten Endes eine weltweite Abschaffung von
Atomwaffen erforderlich ist.

Im Auftrag der Generalversammlung verfasst von:

John Burroughs, Geschäftsführender Direktor, Rechtsanwaltsausschuss
für Nuklearpolitik

Daniel Ellsberg, Autor von Die Weltvernichtungsmaschine: Bekenntnisse
eines Atomkriegsplaners

Andrew Lichterman, leitender Forschungsanalyst, Western States Legal
Foundation


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:

[1] http://www.abolition2000.org/en/about/founding-statement/

[2] https://www.washingtonpost.com/national-security/trump-administration-discussed-conducting-first-us-nuclear-test-in-decades/2020/05/22/a805c904-9c5b-11ea-b60c-3be060a4f8e1_story.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/476: Der militärische Einsatz der Schweiz im Kosovo muss beendet werden (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der militärische Einsatz der Schweiz im Kosovo muss beendet
werden

Medienmitteilung der Gesellschaft für eine Schweiz ohne Armee, GSoA,
4. Juni 2020



Der Nationalrat hat heute beschlossen, das militärische Engagement von
Swisscoy im Kosovo zu verlängern und die maximale Truppenstärke ab
April 2021 auf 195 Soldaten zu erhöhen.

Seit 1999 beteiligt sich die Schweiz an den sogenannt
friedenserhaltenden Operationen im Kosovo mit einem Kontingent
freiwilliger Soldaten. Die Operation Swisscoy ist heute Teil der KFOR.
Die KFOR ist eine multinationale Streitkraft, die von der NATO
eingesetzt wird. So wird die zur vermeintlichen Stabilisierung der
Region beschlossene Strategie seit mehr als 20 Jahren durch diese
internationale Militäroperation umgesetzt. Diese Strategie scheint
auch nach so langer Zeit offensichtlich keine wirklichen Erfolge zu
zeigen, denn der Bundesrat hält daran fest, dass "die politische und
sicherheitspolitische Lage im Kosovo so beschaffen ist, dass die
Präsenz der KFOR weiterhin erforderlich ist, um Stabilität und
Sicherheit zu gewährleisten."

Dieses Sicherheitsargument ist seit 20 Jahren der einzige Refrain, mit
dem das militärische Engagement der Schweiz gerechtfertigt wird. Diese
Argumentation ist jedoch gerade hinsichtlich der bundesrätlichen
Einschätzung der Lage zunehmend selbstverstärkend, denn der Einsatz
von Truppen im Ausland stellt eine paternalistische Bevormundung dar:
Streitkräfte, die an die Stelle lokaler Akteure treten, verhindern die
Entwicklung der Behörden des Landes und deren Anerkennung durch die
lokale Bevölkerung. Dies offenbart die widersprüchliche Haltung der
Schweiz, die als eines der ersten Länder die Unabhängigkeit des Kosovo
anerkannt hat. Indem sie sich militärisch verpflichtet, die
Staatsmacht zu sichern, verweigert sie den Behörden des Landes
gleichzeitig die Etablierung einer legitimen autonom gestalteten
Staatsgewalt. Noch fragwürdiger wird dieses Engagement, wenn es von
der Schweizer Armee zur Rechtfertigung ihrer Existenz benutzt und der
Kosovo scheinbar zum Testfeld wird. Tatsächlich habe die Schweizer
Armee, wie die Bundesbehörden betonen, "seit 1999 nützliche Lehren aus
dem Engagement von Swisscoy gezogen, insbesondere im Hinblick auf die
Verifikation und die Verbesserung ihrer Verfahren".

Der Abzug der Schweizer Armee würde keine Infragestellung der
schweizerischen Investitionen in den Frieden im Kosovo bedeuten, wie
Aline Bressoud, Sekretärin der GSoA, betont: "Es ist zwingend
notwendig, das Geld für die militärische Präsenz in Projekte der
Entwicklungszusammenarbeit zu überführen. Investitionen in Bildung und
soziale Sicherheit sind der einzige Weg, um die Stabilität der lokalen
Behörden zu unterstützen."


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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KURSUS/184: Stuttgart online - Kerstin Preiwuß, "Schönheit spricht", webinar, Schreib-Workshop 13.06.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2020

Samstag, 13.06.20 - Sonntag, 14.06.20

Kerstin Preiwuß

"Schönheit spricht"



Ausgehend vom online-Lexikon der Schönheit des Stuttgarter
Literaturhauses wollen wir schöne Wörter wagen. Wozu nützt, wovor
schützt, wobei hilft es, sich Wörter schön zu denken? Und auf welche
Art, an welcher Stelle sprechen sie uns an, berühren gar? Schönheit
ist ein immaterieller Schatz, aber man muss auch für ihn empfänglich
sein. Jenseits ästhetischer Definitionen geht es auf
Entdeckungsreise. Es gilt, schöne Wörter zu finden und zu erfinden,
die Schönheit des Neuen wie auch des Bestehenden wahrzunehmen und
anzureichern. Wir werden der Bedeutung inne, die eine schöne Sprache
in ihren Facetten für uns haben kann, ihrer tröstenden Kraft gerade
auch in unschönen Zeiten.

Das Webinar umfasst zwei Sitzungen zu je anderthalb Stunden. Die
Sitzungen finden online als Zoom-Videokonferenz statt. Die
Teilnehmer*innen werden gebeten, jeweils ein gefundenes und ein
erfundenes Wort, Wortgruppe oder Redewendung in die erste Sitzung
mitzubringen. In dieser tauschen wir uns anhand der Beispiele über
deren Bedeutungsfülle aus, während wir die zweite Sitzung dazu nutzen
werden, damit zu spielen.

Geleitet wird das Webinar von der Schriftstellerin und Lyrikerin
Kerstin Preiwuß. Für das Literaturhaus hat sie im Mai Gedichte aus
Ihrem jüngsten Gedichtband Taupunkt eingelesen, die als Hördatei auf
unserer Website zu finden sind - und für unser Lexikon der Schönheit
hat sie uns gleich ein ganz besonderes Verb geschenkt.

Samstag 13.06.20 & Sonntag 14.06.20 / 15 - 17 Uhr

begrenzte Teilnehmerzahl

Gebühr: Euro 40,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1330: Berlin, Poesiefestival online - SPOKEN WORD meets SLAM POETRY meets HIP HOP, 10.06.2020


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2020

Mi., 10.6.20, 20.30 Uhr

SPOKEN WORD meets SLAM POETRY meets HIP HOP

Superpowerpoetry

Projektleitung: Julian Heun



Video mit Deborah Emmanuel (SGP) Dichterin/ Sängerin | Yunus (DEU) Rapper
mit Bratsche | Dean Bowen (NDL) Spoken Word Artist | Julian Heun (DEU)
Slam Poet | Moderation: Julian Heun

Superpowerpoetry ist die gesammelte Kraft von Spoken Word-HeldInnen. Auf
dem Weg vom Kopf bis zum Blatt geht beim Schreiben nicht selten ein Stück
Energie verloren, sodass der Buchstabe auf dem Papier manchmal kraftlos
erscheint. Doch in den Kellergängen des Superpowerhouses, einer imaginären
Wortkraftfabrik, wird den Worten mit Stimmen und Körpern neue Dynamik
verliehen. Die PerformerInnen bespielen das Energiefeld mit Slam Poetry,
Spoken Word und Hip Hop.

Deborah Emmanuel, Creatrix und Word-Ikone aus Singapur, Yunus, Rapper mit
Bratsche, Dean Bowen, ein junger Spoken Word Artist mit sozialkritischem
Sound, und Julian Heun, dreifacher deutschsprachiger Meister im Poetry
Slam, präsentieren an diesem Abend ihre Texte - ob gereimt oder ungereimt,
sozialkritisch oder intim, humoristisch oder den Tränen nah, kompromisslos
oder zart. Hier wird mit lyrischem Magnetismus experimentiert und der
Wortakku wieder aufgeladen. Poetry: On.

Superpowetry/Spoken Word wird freundlich unterstützt durch das Auswärtige
Amt, die Königlich Niederländische Botschaft in Berlin und Nederlands
Letterenfonds.

poesiefestival.org

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1329: Berlin - Poesiefestival online, Poesie als politischer Aktivismus, Widerworte, 10.06.2020


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2020

Mi. 10.6.20, 18.30 Uhr

POESIE ALS POLITISCHER AKTIVISMUS

Widerworte

Projektleitung: Felix Schiller



Mit Kadhem Khanyar (IRQ) Autor/Performer| Bernadette La Hengst (DEU)
Musikerin/Theatermacherin | Franck Leibovici (FRA) Autor/Bildender
Künstler | Maud Vanhauwaert (BEL) Autorin/Performerin | Sandra Hetzl (DEU)
Übersetzerin

Lässt sich mit Lyrik für das Gute kämpfen? Oder genügt es nicht, wenn sie
sich auf das Schöne beschränkt? Gesellschaftskritik und Lyrik finden neben
der textlichen Ebene auch in Räumen außerhalb der Literatursphäre
zueinander. Immer mehr DichterInnen greifen mit poetischen Mitteln auch
direkt in Prozesse politischer Aushandlung ein. Unter welchen Bedingungen
kann poetischer Aktivismus gelingen und zu einem besseren Zusammenleben
beitragen? Vier KünstlerInnen stellen ihre Projekte vor, indem sie von
Sandra Hetzl interviewt werden. Alle sitzen in ihren Kajüten, aber die
Ideen blasen das Schiff trotzdem voran.

Franck Leibovici arbeitet mit dem International Criminal Court (ICC) in
Den Haag daran, mit Strategien der Poesie, der Visual Arts und der
Sozialwissenschaften das Repertoire von Tools zu erweitern, mit denen
Beweise prozessiert werden können. Kadhem Khanyar gründete im Irak das
Kollektiv "Kultur-Miliz" mit, das Poesie-Performances an Orten von Gewalt
und Terror durchführt. Maud Vanhauwaert baute in Antwerpen einen "Toren
van Babel" als offenen Begegnungsort für multilinguales Dichten und
Diskutieren. Bernadette La Hengst hat als Musikerin und Theatermacherin an
zahlreichen Projekten mit sozialpolitischem und utopischem Fokus
mitgewirkt, so auch im performativen Stadtprojekt "Modellfall Weißwasser
oder das Masz aller Dinge". Sandra Hetzl ist Übersetzerin aus dem
Arabischen und hat Bildende Kunst an der UdK Berlin studiert.

Die Veranstaltung Widerworte. Poesie als Politischer Aktivismus wird
freundlich unterstützt durch die Friedrich-Ebert-Stiftung / Lotto Stiftung
Berlin, und Flanders Literature.

https://poesiefestival.org/de/mediathek/widerworte-poesie-als-politischer-
aktivismus/

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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AUSSICHTEN/9009: Und morgen, den 09. Juni 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.06.2020 bis zum 10.06.2020 +++






[image: Jean-Luc 9009 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Der Himmel schiebt die Wasser rüber

und viele Wolkenbänke ziehen

sich weiße Nebelmützen über

als Stäube, die im Winde fliehen.
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AGRAR/1743: Ernährungssicherung muss neben Umwelt- und Klimaschutz eine größere Rolle spielen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 93 vom 08.06.2020

Ernährungssicherung muss neben Umwelt- und Klimaschutz eine größere
Rolle in der europäischen Agrarpolitik spielen

EU-Agrarminister tauschen sich zu Farm-to-Fork und Biodiversitätsstrategie
aus - Quantitative Reduktionsziele müssen mit passenden Anreizen und
Instrumenten sowie ausreichenden Finanzierung einhergehen.



In einer Videokonferenz mit ihren europäischen Amtskollegen hat sich die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, über
neue Schritte in der europäischen Agrarpolitik ausgetauscht.

In ihrer Bewertung machte die Ministerin deutlich, dass die Gemeinsame
Europäische Agrarpolitik (GAP) sowie die Strategien des Green Deal nicht
für sich alleine stehen. Entscheidend sei vielmehr, die Papiere, die
Ansätze und Strategien zusammenzubringen. Das Arbeitspapier der Kommission
weise zutreffend darauf hin, dass die GAP einen adäquaten Rahmen darstelle,
in dem die Ambitionen des European Green Deals umgesetzt werden können. Das
Papier greift unter anderem die Forderung der Bundesministerin nach
Festlegung eines Mindestbudgets für Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen in der
GAP auf, das für alle Mitgliedsstaaten gleich gilt. Um ein 
Umweltstandard-Dumping und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Umwelt-, Arten- und Klimaschutz muss
wirtschaftlich tragfähig sein für die europäische Landwirtschaft. Umso
wichtiger, auch die wissenschaftlichen Grundlagen und die
Folgenabschätzungen der skizzierten Maßnahmen in den Blick zu nehmen. Die
quantitative Beschreibung von Reduktionszielen muss einhergehen mit der
Benennung von Anreizen und Instrumenten, um diese zu erreichen. Auch um zu
verhindern, dass sich Produktion ins außereuropäische Ausland verlagert und
wir in Europa dann keinen Einfluss auf die Umwelt- oder die
Tierschutzstandards haben."

Die Landwirte müssen von ihrer Arbeit leben können - hier geht es vor allem
auch um die kleinen Betriebe. Um eine flächendeckend regionale Produktion
zu halten, müssen wir verhindern, dass sie die ersten sind, die auf dem Weg
aussteigen."

Die Vorschläge der EU-Kommission, der europäischen Wirtschaft mit einem 750
Milliarden Euro schweren Fonds nach der Corona-Krise wieder auf die Beine
zu helfen und EU-Ausgaben für die Landwirtschaft im Mehrjährigen
Finanzrahmen (2021 bis 2027) gegenüber den ursprünglichen Etat-Plänen von
2018 aufzustocken, begrüßte die Bundesministerin. Diese gingen in die
richtige Richtung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 93 vom 08.06.2020

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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KULTUR/106: Hahnenköpfiger Schlangenfüßler ist ein "Multikulti" (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 05.06.2020

Hahnenköpfiger Schlangenfüßler ist ein "Multikulti"



Ein Hahnenkopf sitzt auf einem Menschenkörper und die Beine darunter
bestehen aus Schlangen. Diese magische Gottheit ist ein eigenartiges
Mischwesen, das sich durch die Geschichte der vergangenen fast 2000 Jahre
zieht und in vielen Kulturen heimisch geworden ist. Der Ägyptologe Prof.
Dr. Ludwig D. Morenz hat die antike Hybridgestalt untersucht und ein Buch
dazu herausgegeben.

Die magische Gottheit ist ein echter "Multikulti": Seine markante
Bildgestalt mischt griechische, jüdische und altägyptische Elemente. Sein
spezifischer Name war "IAO", also die griechische Transposition des
hebräischen Gottesnamens "JHWH". In antiken Quellen ist als sein Beiname
"Abrasax" (so die griechische Form, lateinisch mit Buchstabendreher:
Abraxas) besonders geläufig, weil sich nach der griechischen
Buchstabenmystik daraus die Zahl 365 ableiten lässt. "Das entspricht der
Zahl der Tage eines Jahres und ist ein Symbol für das Allumfassende", sagt
der Ägyptologe Prof. Dr. Ludwig D. Morenz von der Universität Bonn.

Der Forscher untersuchte antike Gemmen, auf denen der hahnenköpfige
Schlangenfüßler prominent abgebildet ist. Bei "Gemmen" handelt es sich um
handliche, meist zwei bis fünf Zentimeter große geschnittene Steine, in
denen Darstellungen eingraviert sind. "Die Anfänge der Gestalt gehen
vermutlich auf das zweite Jahrhundert nach Christus zurück", so Morenz.
"Offenbar wird IAO eine Allmacht über Zeit und Raum zugeschrieben - wie
einem Gott der Magie ohne allerdings wirklich eine geglaubte und verehrte
Gottheit zu sein."

Denn während Gottheiten wo irgend möglich mit prominenten Darstellungen
"verewigt" wurden, ist das Mischwesen zwar auf hunderten handlichen Gemmen
überliefert, fehlt aber auf großflächigen Darstellungen in Tempeln und
anderen Gebäuden, hatte keine Kultbilder. "Eine IAO-Abraxas-Gemme wurde
offensichtlich als Amulett mitgeführt, um Böses und Krankheiten von den
Menschen abzuwenden", sagt der Ägyptologe. Die Menschen suchten offenbar
bei einer personifizierten Allmacht Schutz. Dieses Ritual wich vom
herkömmlichen Götterkult ab.

Beistand ohne Wenn und Aber

"Normalerweise muss sich der ins Dasein geworfene Mensch den Göttern fügen
und deren Gebote beachten", erläutert Morenz. Die Chimäre sei dagegen
erschaffen worden, um dem Menschen ohne Wenn und Aber in Notsituationen
Beistand zu leisten. "Deshalb versprachen sie sich davon eher göttliche
Magie als einen herrschenden Gott." Auffällig ist auch die Verbindung von
Bild und Schrift: Der griechische Gottesname "IAO" (= hebräisch Jahwe)
wird in der Mischgestalt durch formale Ähnlichkeit umgesetzt mit den
Bildelementen Hahnenkopf (I), die menschliche Gestalt (A) und die
Schlangenbeine (O). "Durch diese bildliche Umsetzung des Namens wird die
Symbolik nochmals verstärkt", sagt der Wissenschaftler, "weil die
Bildelemente beim antiken Betrachter mythologische Vorstellungen
erweckten".

Gemmen mit dem magischen Mischwesen waren in der Antike weit verbreitet.
Sie wurden in großem Stil hergestellt und gehandelt, zahlreiche Handwerker
und Händler verdienten mit den Amuletten Geld. Während der Renaissance,
als die kulturellen Leistungen der Antike wieder im Vordergrund standen,
erfuhren auch die Gemmen eine Wiedergeburt, wenn auch teils als
Fälschungen.

Als "Abraxas" lebte die Chimäre sogar in Johann Wolfgang von Goethes
"West-östlicher Divan" wieder auf: "Doch Abraxas bring ich selten! Hier
soll meist das Fratzenhafte, Das ein düstrer Wahnsinn schaffte, Für das
Allerhöchste gelten. Sag' ich euch absurde Dinge, Denkt, dass ich Abraxas
bringe." Über die Jahrhunderte wandelte sich der hahnenköpfige
Schlangenfüßler vom magischen Helfer zum Dämon. "Ursprünglich steht das
Mischwesen IAO aber für den menschlichen Wunsch nach Externalisierung von
Ängsten, indem einer magischen Allmacht, die in Form von Symbolen und
Metaphern dargestellt, die Lösung aller Probleme zugeschrieben wird", sagt
Morenz.

Die Studie entstand im vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
geförderten Verbundprojekt "Sinnüberschuss und Sinnreduktion von, durch
und mit Objekten", das sich mit der Krisenbewältigung innerhalb
unterschiedlicher Kulturen befasst. Dazu gehören Rituale und Objekte, die
eine schützende Wirkung entfalten sollten, genauso wie Handlungen, durch
die Dinge zum materialisierten schlechten Omen wurden.
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MEMORIAL/219: Warum 1945 in Italien die Revolution ausfiel (Gerhard Feldbauer)


Warum 1945 in Italien die Revolution ausfiel, obwohl eine klassische revolutionäre Situation bestand

Zwei Linien in der Führung der Kommunistischen Partei (IKP)

Palmiro Togliatti folgte Stalins Weisung, "die Frage der sozialistischen Revolution nicht aufzuwerfen"

Von Gerhard Feldbauer, 25. Mai 2020



Nach der Niederlage des Faschismus Ende April 1945 standen die
Linken - Kommunisten, Sozialisten und Aktionisten [1] - vor der
Entscheidung über die gesellschaftliche Perspektive. Dazu bestand eine
klassische revolutionäre Situation, die bis zum Spätherbst anhielt:
[2]


	Der italienische Imperialismus war militärisch geschlagen, seine ökonomischen und politischen Positionen ernsthaft erschüttert. Er verfügte über keine ihm hörige Regierung mehr. Die großbourgeoisen Vertreter in der antifaschistischen Einheitsregierung befanden sich in der Minderheit und mussten lavieren.

	Das von Kommunisten und Sozialisten 1934 geschlossene Aktionseinheitsabkommen war 1937 während des gemeinsamen Kampfes zur Verteidigung der Spanischen Republik mit einem klaren antiimperialistischem Bekenntnis und dem Ziel, Faschismus und Kapitalismus zu beseitigen und eine sozialistische Gesellschaft zu errichten, vertieft worden. Eine Demokratische Republik unter Führung der Arbeiterklasse sollte errichtet werden, in der die ökonomischen Grundlagen der Reaktion und des Faschismus durch "Nationalisierung des Monopolkapitals in der Industrie und im Bankwesen" und "die Vernichtung jeder Art von Feudalismus auf dem Lande" beseitigt werden sollten. [3]

	Die Kommunalwahlen im März 1946 und die im Juni folgenden Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung zeigten, über welche Massenbasis IKP und ISP verfügten. Sie erreichten zusammen jeweils rund 40 Prozent der Stimmen. Beide Wahlen fanden bereits im restaurativen antikommunistischen Klima der zum Gegenangriff übergegangenen Konterrevolution statt. Unmittelbar nach Kriegsende dürfte ein noch größerer Anteil der Bevölkerung hinter den Arbeiterparteien gestanden haben.

	Das Comitato di Liberazione Nazionale (CLN) wurde von IKP und ISP sowie der Aktionspartei dominiert. Auf dieser Grundlage besaßen die Linksparteien auch ein Übergewicht in der nationalen Einheitsregierung. [4] Im Juni 1945 zwangen sie den Ministerpräsidenten Ivanhoe Bonomi von den Liberalen zum Rücktritt. Die Democrazia Cristiana (DC) lehnte den von IKP und ISP vorgeschlagenen Sozialisten Pietro Nenni [5] ab und benannte stattdessen aus ihren Reihen Alcide De Gasperi [6], den ihrerseits die Linken nicht akzeptierten. Diese erreichten die Berufung des Aktionisten Ferruccio Parri. [7] Nach dessen Rücktritt im Dezember 1945 setzte die DC die Ernennung von De Gasperi durch.

	In den meisten Städten und Gemeinden Norditaliens, die von den Partisanen befreit worden waren, übten im Frühjahr 1945 die mehrheitlich aus Kommunisten und Sozialisten bestehenden Komitees des CLNAI die Macht aus und leiteten antiimperialistische revolutionär-demokratische Umgestaltungen ein. Im Süden hatten Landarbeiter, Tagelöhner und Halbpächter das Land der durchweg zu den Faschisten gehörenden Latifundistas besetzt. Die IKP hatte in der Einheitsregierung ein Dekret durchgesetzt, das die Inbesitznahmen legalisierte.

	Es standen weit über eine halbe Million Mann unter Waffen. In der gut organisierten 256.000 Kämpfer zählenden Partisanenarmee stellte die IKP mit ihren Garibaldi-Brigaden 155.000 Mann und hatte mit 42.000 von insgesamt 70.000 Gefallenen auch die meisten Opfer gebracht. Weitere 206.000 Partisanen, meist Kommunisten, waren in den örtlichen Gruppi di Azione Patriottica (GAP) organisiert. Ihnen hatten sich während des bewaffneten Aufstandes Zehntausende weitere Kämpfer angeschlossen. Alle Partisanenformationen bestanden zu 85 bis 90 Prozent aus Arbeitern und Bauern. [8] Sie bildeten den Kern einer kampfentschlossenen Basis.



Es ging um eine antiimperialistische revolutionär-demokratische Umgestaltung

Der Krieg des Faschismus hatte in der Wirtschaft und im Leben der
Menschen unermessliche Schäden angerichtet. Etwa zehn Prozent der
Industrieanlagen und fast zwei Drittel der Infrastruktur waren
zerstört, davon 40 Prozent des Eisenbahnnetzes und 60 Prozent der
Straßen und Brücken sowie fast alle Transportmittel. Neben einem
Großteil der Wohnungen lagen 40 Prozent aller öffentlichen Gebäude in
Trümmern. Die landwirtschaftliche Produktion war um ein Drittel
gesunken. Etwa zwei Millionen Menschen waren arbeitslos: frühere
Soldaten, aus der Gefangenschaft oder der Internierung Heimkehrende
und aus der Rüstungsindustrie Entlassene. Die Landwirtschaft zählte
600.000 Unterbeschäftigte.

In dem auf der Tagesordnung stehenden revolutionärem Prozess stand
die IKP vor der Aufgabe, zusammen mit der ISP und im Bündnis mit
bürgerlichen Schichten eine antifaschistische, antiimperialistische
revolutionär-demokratische Umgestaltung einzuleiten, um die
politischen und sozialökonomischen Grundlagen des Faschismus zu
beseitigen. Viele Gesichtspunkte sprachen dafür, dass die IKP über
eine solche Umgestaltung als erster, antifaschistisch-demokratischer
Etappe Grundlagen für eine spätere sozialistische Entwicklung hätte
schaffen können. Dabei war von einem langfristigen Prozess auszugehen,
in dessen Verlauf auch mit Stagnation und Rückschlägen gerechnet
werden musste. Die angeführten Faktoren boten günstige Bedingungen,
diesen Weg einzuschlagen.

Togliatti für den parlamentarischen Weg

Zu der Frage, wie eine antifaschistisch-demokratische
Nachkriegsordnung zu gestalten war, gab es in der Führung der IKP
keine einheitliche Meinung. Eine von Generalsekretär Palmiro
Togliatti [9] angeführte Gruppe wollte das breite antifaschistische
Bündnis mit den großbürgerlichen Kräften auch auf Regierungsebene
weiterführen und setzte für antifaschistisch-demokratische
Veränderungen auf den parlamentarischen Weg. Togliatti, der mit seiner
hohen Autorität, die auch aus seiner führenden Rolle in der Komintern
resultierte, diese Gruppe dominierte, setzte sich in der
Nachkriegsphase in der Führung durch.

Für ein Bündnis mit der Democrazia Cristiana

Togliatti ging davon aus, dass es in der DC Kräfte gab, die
antimonopolistischen Forderungen und der Enteignung des
Großgrundbesitzes aufgeschlossen gegenüberstanden. In der DC formierte
sich eine linke "Iniziativa Democratica", die für eine Erneuerung auf
christlich-sozialer Grundlage eintrat. Ihr führender Vertreter wurde
der spätere Ministerpräsident linker Zentrumsregierungen Aldo Moro. Zu
ihr zählte auch der Chemieunternehmer Enrico Mattei, nach 1945
Präsident der staatlichen Energiegesellschaft ENI. Er hatte eine
christdemokratische Partisanenbrigade kommandiert und gehörte zu den
führenden katholischen Antifaschisten. [10] Auf diese Kreise und
Beziehungen setzte Togliatti und versuchte, von dieser
Kräftekonstellation ausgehend, die Zusammenarbeit mit der DC zu
vertiefen und zu einer Übereinkunft ähnlich dem
Aktionseinheitsabkommen mit den Sozialisten zu kommen. [11] Die
Gruppierung um die "Iniziativa Democratica" konnte sich jedoch in der
DC nicht durchsetzen. [12] Sie wich vor dem Druck des Vatikans, der
ihre Haltung scharf kritisierte, zurück.

Hier sei zunächst an Gramscis Grundsatz erinnert, dass die IKP
gegenüber den bürgerlichen Bündnispartnern des "Historischen Blocks"
Zugeständnisse machen müsse, dass diese aber nicht "das Wesentliche",
nämlich "die entscheidende Rolle" der "führenden Kraft", betreffen
dürften, d. h. deren Orientierung auf die Beseitigung der
kapitalistischen Gesellschaft und die Herstellung einer
sozialistischen Ordnung. Eine entsprechende Klarstellung in dieser
Deutlichkeit seitens der IKP fehlte bereits in der Resistenza und
ebenso in ihrer unmittelbaren Nachkriegsstrategie.

Ihr "Aufruf an das italienische Volk" vom September 1943 konnte
zunächst in dieser Hinsicht interpretiert werden. Es hieß darin: "Die
Arbeiterklasse wird die Hauptkraft sein, die das italienische Volk zum
Kampf führt, um für immer die Macht der imperialistischen Kräfte, die
für den räuberischen Krieg und den Ruin der Nation verantwortlich
sind, zu brechen. Deshalb darf die Demokratie, die wir meinen, den
rechten Kräften nicht noch einmal erlauben, sich in ihr wieder breit
zu machen." Es wurde betont, dass diese Demokratie "eine
Volksdemokratie" sein müsse, die sich auf die Massen stützt und in der
"die Arbeiterklasse ihre Avantgarde und sichere Führung" bildet. [13]
Der Begriff der Volksdemokratie tauchte in den späteren Dokumenten der
IKP aber nicht mehr auf. Offensichtlich um einen Vergleich mit der
Entwicklung in den Ländern Osteuropas, wo die Volksdemokratie als eine
Etappe des Übergangs zum Sozialismus gesehen wurde, zu vermeiden. [14]

Togliatti orientierte sich hier zweifelsohne an der Weisung Stalins,
der nach dem faschistischen Überfall auf die UdSSR die Parteien der
Komintern mit Blick auf die Schaffung einer Antihitlerkoalition
angewiesen hatte: "Die Frage der sozialistischen Revolution ist nicht
aufzuwerfen." [15]

Longo für eine klare sozialistische Orientierung

Eine zweite Gruppe mit Luigi Longo, in der Partisanenarmee einer der
beiden Oberbefehlshaber (der andere war Sandro Pertini [16] von der
ISP), und dem nach ihm für Militärfragen zuständigen Pietro Secchia an
der Spitze, die vor allem die Partisanen repräsentierte, trat zwar
ebenfalls für zunächst antifaschistisch-demokratische Veränderungen
ein, forderte jedoch eine darüber hinausweisende klare sozialistische
Orientierung, die durch revolutionäre Massenaktionen zu untersetzen
sei. Diese Strömung wurde auch als radikaler oder linker Flügel
bezeichnet. Sie hatte starke Positionen im Parteivorstand von Mailand,
aber auch dem von Turin (Sitz der FIAT-Zentrale) und Genua.

Zu den strittigen Fragen äußerte sich Longo auf einem Kongress der
Provinzorganisation von Rom im Oktober 1945. Zur Fortsetzung der
"Politik der nationalen Einheit auch im Frieden" verwies er warnend
auf "die Spaltungsversuche der konservativen und reaktionären Kräfte
innerhalb und außerhalb Italiens", welche die "Errichtung einer
fortgeschrittenen Demokratie zu stören und unmöglich zu machen"
suchten. Das kam insbesondere in der Weigerung der Liberalen und der
Christdemokraten zum Ausdruck, Vertreter der starken
Massenorganisationen der IKP (Frauen, Jugend), aber auch der
Einheitsgewerkschaft CGIL in die CLN-Organe aufzunehmen.

"Gegen die Reaktion marschieren"

Im deutlichen Gegensatz zu Togliatti forderte Longo, zur "Fortsetzung
und Festigung der nationalen Einheit" genau zu präzisieren, "mit wem
und gegen wen". "Wir wollen mit den Arbeitern, den Bauern, den
Angestellten, Technikern, Freiberuflichen, Intellektuellen, mit den
Rentnern, den Heimkehrern, den Jugendlichen, den Frauen marschieren,
mit einem Wort, mit allen, die arbeiten, die leiden, mit denen, die
ein weniger stiefmütterliches Italien und eine bessere Menschheit
erhoffen." Longo forderte, gegen "alle faschistischen Überbleibsel"
vorzugehen, gegen "die Magnaten der Industrie, der Finanz und des
Großgrundbesitzes". Wir müssen "gegen die Reaktion marschieren, die
sich um die Monarchie gesammelt hat". Zu der an der Parteibasis heftig
diskutierten Frage, ob die IKP "auf den Sozialismus verzichtet" habe,
sagte Longo "nicht im Traum", womit er eindeutig die Notwendigkeit
einer klaren sozialistischen Perspektive betonte. In offensichtlicher
Berücksichtigung, dass sich die revolutionäre Situation im Oktober
1945 ihrem Ende zuneigte, verwies er nunmehr darauf, dass dafür
jetzt die nationalen und internationalen Voraussetzungen "nicht
gegeben" seien und man von der eingetretenen "Realität der
italienischen Verhältnisse ausgehen" müsse. [17]

Togliatti vermied es zwar generell, eine sozialistische Perspektive zu
benennen, trat jedoch für eine antifaschistisch-demokratische
Umwälzung ein, die das Eigentum des Großkapitals und der Großagrarier
durch Nationalisierungen und eine Agrarreform beschneiden sollte.
Der kommunistische Finanzminister Mauro Scoccimarro verlangte eine
sofortige Währungsreform, eine progressive Besteuerung der Vermögen
und eine außerordentliche Besteuerung der Kriegs- und
Spekulationsgewinne. Die Lasten des Wiederaufbaus sollten so primär
den besitzenden Klassen, die sich unter dem Faschismus größtenteils
bereichert hatten, auferlegt werden. Vermögenszuwachs aus den
Kriegsjahren sollte, soweit er nicht aus Erbschaften oder aus Gewinnen
vorher bestehender Vermögen stammte, stark progressiv besteuert,
Summen über 75 Mio Lire sollten vollständig konfisziert werden; ebenso
alle Reichtümer, die auf Funktionen innerhalb des faschistischen
Regimes oder im Dienste der Deutschen zurückzuführen waren. [18]

Aus Verbündeten im Befreiungskrieg gegen Hitlerdeutschland wurden Gegner

Unter dem Druck führender Kapitalkreise und des Königshauses lehnten
die Rechtskräfte in der DC wie auch die Liberalen die Forderungen der
Arbeiterparteien ab. Diese Kreise wie auch Monarchisten, die im
nationalen Befreiungskrieg Verbündete gewesen waren, wurden in der
neuen Etappe Gegner. Sie suchten von Anfang an die Unterstützung der
US-amerikanischen Besatzungsmacht. DC und Liberale verlangten bereits
Anfang Mai 1945 von der Besatzungsmacht als wichtigsten Schritt, um
IKP und ISP zu bremsen, die Entwaffnung der Partisanenarmee. [19]
Damit sollte vor allem den örtlichen und regionalen
Befreiungskomitees, die in Norditalien die faktischen Machtorgane
waren, ihre wichtigste Stütze genommen werden.

Ein Kongress der regionalen CLN des Nordens hatte gefordert, dass die
Regierung sich bis zur Einberufung einer Verfassungsgebenden
Versammlung bei der Ausübung gesetzgeberischer Gewalt auf das
Befreiungskomitee stützen müsse. Dabei konnten sich die Kommunisten
und Sozialisten auf eine Entscheidung des CLN berufen, das festgelegt
hatte, dass seine Verwaltungen "eine Vorform der Regierung von morgen"
darstellten, unter der es "kein reaktionäres Regime und keine lahme
Demokratie geben" dürfe, sondern dass das "politische, soziale und
ökonomische System echt, effektiv und demokratisch sein" müsse. [20]
Auf einem Kongress der regionalen Organe des CLN des Nordens hatte
Pietro Secchia, neben Luigi Longo militärischer Leiter der IKP, die
Einhaltung dieses Beschlusses eingefordert und betont, dass die
entscheidenden legislativen Machtorgane bis zur Einberufung der
Verfassunggebenden Versammlung das CLN und seine Organe sein müssten.
[21] Die Tagung schloss sich dieser Forderung an. Die IKP-Führung
unternahm aber nichts, um diesen Grundsatz zu wahren.

Auch wenn vermieden wurde, klar eine sozialistische Perspektive zu
benennen, gab es dazwischen Erklärungen bzw. Beschlüsse, die einer
solchen Orientierung entsprechen konnten. So beschloss das
Zentralkomitee im Juli 1945, "eine Demokratische Republik der Arbeiter
zu schaffen, durch eine Agrarreform die feudalen Überbleibsel auf dem
Lande zu beseitigen, mit einer Industriereform die politische
Vorherrschaft der Industrie- und Bankenmonopole zu eliminieren, den
alten reaktionären, bürokratisch bestimmten Staat zu zerstören und
einen neuen Staat des Volkes zu schaffen, in dem der Faschismus nie
wieder auferstehen kann und das Volk Herr seines Schicksals sein
wird." [22] Der 5. Parteitag im Januar 1946 bekräftigte, als
Voraussetzung einer Industrie- und Agrarreform "jene Gruppen aus der
Leitung des Wirtschaftslebens auszuschließen, die uns schon einmal,
als sie den Faschismus aus der Wiege hoben, zum Ruin führten und noch
heute unsere wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung
hemmen." [23] In den Dokumenten ist schwer zu analysieren, ob solche
Beschlüsse auf das Drängen des linken Flügels zurückgingen oder ob es
sich darum handelte, ihn und die Parteibasis zu beschwichtigen.
Wahrscheinlich spielte beides eine Rolle.

Vereinigung IKP-ISP scheiterte

Mit der ISP stimmte die IKP in diesen Fragen weitgehend überein. Es
gab jedoch auch in der ISP einen radikalen Flügel, der darauf drängte,
klare sozialistische Forderungen zu stellen. Am 28. September 1943
hatten beide Arbeiterparteien das Aktionseinheitsabkommen ein weiteres
Mal erneuert und ein ständiges Komitee zur Koordinierung des
gemeinsamen Kampfes gebildet. [24] Vor Beginn des bewaffneten
Aufstandes im April 1945 schlug Togliatti Nenni eine Vereinigung
beider Arbeiterparteien vor. Er betonte, der "Aufbau eines
demokratischen und fortschrittlichen Italiens" erfordere, dass "die
Arbeiterklasse all ihre Kräfte vereint", um den reaktionären und
konservativen Kräften "den festen und untrennbaren Block der
Arbeiterklasse" entgegenzustellen. [25] Es ist anzunehmen, dass
Togliatti sich bei der Vereinigungsinitiative auch davon leiten ließ,
seiner Konzeption eines parlamentarischen Weges größeren Rückhalt zu
verschaffen. Andererseits war zu sehen, dass es sich bei der ISP um
eine sozialdemokratisch-sozialistische Partei handelte, die sich nie
mit ihren reformistischen Tendenzen auseinandergesetzt hatte. Es
bleibt jedoch spekulativ, wie sich das auf die IKP ausgewirkt hätte,
denn die Vereinigungsaktivitäten kamen nicht voran. Sie beschränkten
sich auf die Bestätigung des Aktionseinheitsabkommens im Oktober 1946,
in dem der Aufbau eines "antimonopolistischen Italien" und dazu das
einheitliche Handeln auf Regierungs-, Parlaments- und kommunaler Ebene
sowie die Stärkung der Einheit der Gewerkschaften und der
Massenorganisationen vereinbart wurden. [26]

Saragats Sozialdemokratische Spalterpartei

Das Vereinigungsvorhaben scheiterte an der Ablehnung des rechten
ISP-Flügels, der sich bereits unmittelbar nach Kriegsende zu formieren
begann. Als dieser sich gegenüber den in der Partei vorherrschenden
linken Kräften nicht durchsetzen konnte, spaltete er sich unter
Giuseppe Saragat im Januar 1947 von der ISP ab und bildete die
Italienische Sozialdemokratische Partei (ISDP). [27]

Die Krim-Konferenz der Alliierten

Togliatti berücksichtige in seiner Nachkriegsstrategie die Ziele, die
Stalin verfolgte. Der UdSSR ging es, ausgehend von der Erklärung der
Krim-Konferenz [28] "Einigkeit im Frieden wie im Krieg", vordergründig
um die Erhaltung der Antihitlerkoalition in der Nachkriegsphase. [29]
Dieses Ziel sollte/wollte Togliatti durch die Fortsetzung des im
Befreiungskrieg gegen Hitlerdeutschland geschlossenen Bündnisses mit
den großbürgerlichen Parteien, vor allem mit der Democrazia Cristiana,
auch für antifaschistisch-demokratische Umgestaltungen innenpolitisch
flankieren. Die seit April 1944 erreichten Ergebnisse meinte
Togliatti durch den Verzicht auf zu revolutionäre Forderungen sichern
zu können. Bei der weiteren Verfolgung dieses Regierungsbündnisses war
es von Anfang an fraglich, ob mit den großbürgerlichen Parteien
antifaschistisch-demokratische Umgestaltungen, die einen
antiimperialistischen Inhalt erhalten mussten, möglich sein würden.

Das 1944 gebildete Regierungsbündnis war von der IKP gewissermaßen als
jener Bloco histórico gesehen worden, der in Gramscis Bündnispolitik
einen zentralen Stellenwert einnahm, allerdings mit dem Einschluss
monarchistischer und großbürgerlicher Kreise in weit größeren
Dimensionen, als sein theoretischer Begründer seinerzeit konzipiert
hatte. Wenn Togliatti jedoch versuchte, nach dem Sieg über den
Faschismus in der Bündnispolitik an 1944 anzuknüpfen, wurden
entscheidende Aspekte der konkreten historischen Situation übersehen.
In Salerno war eine Allianz entstanden, die sich in erster Linie gegen
die deutschen Okkupanten richtete, für welche die Faschisten der
Salò-Republik Mussolinis nur noch Erfüllungsgehilfen waren. Es war die
Stoßrichtung gegen Hitlerdeutschland, welche die "Wende von Salerno"
ermöglichte. Die IKP hatte den Charakter des Kabinetts zunächst auch
ganz gezielt als "Governo Nazionale democratico di Guerra"
(National-demokratische Kriegsregierung") hervorgehoben. [30] Diese
Einheitsregierung, die mit dem Eintritt der antifaschistischen
Oppositionsparteien begründet wurde, war eine konkrete Widerspiegelung
der Antihitlerkoalition. Als das Ziel des Kampfes gegen
Hitlerdeutschland mit dem Sieg über den Faschismus wegfiel, verlor das
Bündnis seinen wesentlichen Inhalt und zerfiel. Nicht zuletzt auch,
weil die Antihitlerkoalition im Frühjahr 1946 ebenfalls
auseinanderbrach. [31]

Die Ergebnisse von Jalta waren auch unter dem Gesichtspunkt zustande
gekommen, dass die Antihitlerkoalition mit der Hilfe, die die UdSSR
den USA und Großbritannien bei der Abwehr der Ardennenoffensive der
Wehrmacht gegeben hatte, noch einmal eine Hochzeit erlebte. Diese
Ende Dezember 1944/Anfang Januar 1945 von der Wehrmacht begonnene
Offensive brachte die amerikanisch-britischen Truppen im Westen in
eine kritische Lage. [32] Churchill räumte ein, "wie bedenklich die
Lage ist" und dass "man die Initiative verloren hat". Am 6. Januar
1945 wandte er sich an Stalin persönlich und bat um eine
Entlastungsoffensive im Osten. Dieser sagte am 9. Januar zu, die
geplanten Angriffshandlungen der Roten Armee vorzuziehen und
antwortete: "Zweifeln Sie nicht daran, dass wir alles nur Mögliche tun
werden, um die ruhmreichen Truppen unserer Verbündeten zu
unterstützen". Bereits am 12. Januar begannen 150 sowjetische
Divisionen auf einer Frontbreite von der Ostsee bis zu den Karpaten
ihre Offensive. Das Oberkommando der Wehrmacht musste zwei
Panzerarmeen von der Westfront abziehen. Die Ardennenoffensive brach
zusammen. Churchill telegrafierte an Stalin: "Im Namen der Regierung
Ihrer Majestät und persönlich von ganzem Herzen sage ich Ihnen für den
gewaltigen Angriff, den Sie an der Ostfront begonnen haben, unseren
Dank und Glückwunsch." [33]

Ein weiterer Faktor, der für den Zusammenhalt der Antihitlerkoalition
sprach, war, dass der Krieg gegen Japan noch nicht beendet war. Den
westlichen Alliierten fehlten Landstreitkräfte in genügender Zahl, um
Japan definitiv niederzuwerfen. Nachdrücklich forderten Roosevelt und
Churchill deshalb den Kriegseintritt der UdSSR gegen Japan. Zum Sieg
über Japan leistete die am 9. August eröffnete sowjetische
Fernostoffensive, in deren Verlauf die rund eine Million starke
Kwantung-Armee zerschlagen wurde, einen beträchtlichen Beitrag.

Der Atombombenabwurf auf Hiroshima bzw. Nagasaki

Der Abwurf der zwei Atombomben am 6. und 9. August 1945 auf Hiroshima
bzw. Nagasaki durch die USA wirkte sich grundlegend auf die
Entwicklung des internationalen Kräfteverhältnisses, so auch in
Italien und die dort von den unterschiedlichen Kräften in der IKP
verfolgte Politik aus. Er war das Vorspiel zur Eröffnung des Kalten
Krieges gegen die UdSSR, den in einen "heißen" Krieg umzuwandeln,
Washington und London jederzeit bereit waren. Für Churchill und die
reaktionär eingestellte Umgebung Roosevelts war "Sowjetrußland zu
einer tödlichen Gefahr" geworden. Seit Anfang 1945 führten diese
Gruppen "nicht mehr den Kampf um einen dauerhaften Frieden, den man
den Völkern versprochen hatte, sondern in erster Linie um die
günstigen Ausgangspositionen für eine künftige Einkreisung der UdSSR".
[34] In Italien verfolgten die angloamerikanischen Alliierten dieses
Ziel mit rigorosen Maßnahmen zur Verhinderung einer durch Kommunisten,
Sozialisten und Aktionisten initiierten
antifaschistisch-demokratischen Umwälzung.

Die UdSSR war durch vier Jahre Krieg und ihre ungeheuren Verluste
ausgeblutet und musste sich auf die Herstellung des militärischen
Gleichgewichts (atomares Patt) konzentrieren. Sie wäre in dieser
Situation nicht in der Lage gewesen, einer militärischen
Auseinandersetzung der revolutionären Linken mit der Besatzungsmacht
die Unterstützung zu geben, ohne die sie keinen erfolgversprechenden
Kampf hätte führen können. Bereits im Mai griff die alliierte
Militärregierung mit der Entwaffnung der Partisanen rigoros in die
Gestaltung der Nachkriegsordnung ein.

Togliattis Hoffnung auf De Gasperi

Gegen die von Togliatti gewählte Priorität eines parlamentarischen
Weges, kombiniert mit Massenmobilisierungen zur Durchsetzung
revolutionär-demokratischer, wohlgemerkt noch nicht sozialistischer,
Veränderungen wäre nichts einzuwenden gewesen. Um die Zusammenarbeit
in der Regierung zu sichern, machte Togliatti jedoch Schritt um
Schritt Zugeständnisse, von denen er hoffte, sie würden von den
Partnern honoriert.

Hier hatte Togliatti große Hoffnungen auf De Gasperi gesetzt. Wie
Domenico Losurdo [35] schrieb, hob dieser in seiner Haltung zur UdSSR
zwar die Opfer an Menschenleben unter der Herrschaft Stalins hervor,
äußerte sich aber dennoch grundsätzlich positiv über das "große
ökonomische Unternehmen" der Kollektivierung der Landwirtschaft und
der Industrialisierung, die sich angesichts der in "Mein Kampf
aufgezeigten Bedrohung" als notwendig erwiesen habe. Zu den Moskauer
Prozessen unterstrich De Gasperi unter Berufung auf "objektive
amerikanische Informationen" die Glaubwürdigkeit der Anklage. Im Juli
1944 würdigte er die heroischen Taten der Roten Armee im Kampf gegen
die Hitlerwehrmacht als "das unvergessliche historische,
jahrhundertelange Verdienst der von Josef Stalin organisierten Heere".
[36] Der italienische Schriftsteller und Journalist Giorgio Bocca
schrieb, das Verhältnis zwischen Togliatti und De Gasperi während der
Resistenza sei "besonders gut gewesen" und habe "auf gegenseitiger
Wertschätzung beruht". [37]

Dafür sprach auch die Rede, die De Gasperi zum Ausschluss der
Kommunisten und Sozialisten im Mai 1947 aus der Regierung hielt, in
der er sich nachgerade bei ihnen dafür entschuldigte und zu verstehen
gab, dass dieser Schritt unter dem Druck der USA als "vierter Partei"
geschah. Er stellte fest: "Außer unseren Parteien gibt es in Italien
eine vierte Partei, die ohne viele Wähler auskommt, jedoch in der Lage
ist, jede Anstrengung, die wir unternehmen, zu lähmen und vergeblich
zu machen, indem sie die Kreditsabotage und die Kapitalflucht
organisiert, die Preissteigerungen und die Skandalkampagnen. Die
Erfahrung hat mich davon überzeugt, dass man Italien heute nicht
regieren kann, ohne in der einen oder anderen Form die Repräsentanten
dieser vierten Partei, die über das Geld und die ökonomische Macht
verfügt, in die Regierung einzubeziehen." [38] Bereits vor dieser
Rede, die er am 31. Mai 1947 vor der Abgeordnetenkammer hielt, hatte
er am 5. Mai Nenni und Togliatti empfangen und ihnen die Lage
erläutert. [39] In der "Unità" veröffentlichte Togliatti am 20. Juli
einen Beitrag, in dem er sich zu dem aus Washington ausgeübten Druck
auf die italienische Politik äußerte und die antikommunistischen
Angriffe des früheren US-amerikanischen Außenministers Sumner Welles
scharf verurteilte.

So stimmte Togliatti auch der Entwaffnung und Auflösung aller
Partisanenverbände zu, ebenso der Amtsenthebung der örtlichen
Befreiungskomitees als Regierungsorgane. Das bedeutete, dass die
eingeleiteten revolutionär-demokratischen Prozesse gestoppt und
generell rückgängig gemacht wurden. Es fehlte eine Mobilisierung der
Basis der Partei und der Linken überhaupt, um den parlamentarischen
Weg mit revolutionären Massenaktionen zu begleiten und der äußeren und
inneren Reaktion zu begegnen. Die gemachten Zugeständnisse wurden im
Gegenteil in ihrer vollen Tragweite verschwiegen oder verharmlost.
Bereits im Mai/Juni 1945 wurde diese Haltung von der Basis als
Zurückweichen kritisiert, was Finanzminister Mauro Scoccimarro in der
"Rinascita", der theoretischen Zeitschrift der IKP, Nr. 5/6-1945
zurückwies.

Schwerwiegende Zugeständnisse

Die Zugeständnisse gingen so weit, dass Togliatti im Juni 1945 als
Justizminister der Forderung nach Auflösung des "Hohen Kommissariats
zur Verfolgung der Regimeverbrecher" und einer folgenden sogenannten
Amnestie der "nationalen Versöhnung" hinnahm. Mit dem Amnestiegesetz
fanden die, wenn auch begrenzten Säuberungen im öffentlichen Dienst,
ein überstürztes Ende. Von etwa 20.000 bis 30.000 von ordentlichen
Gerichten durchgeführten oder eingeleiteten Verfahren wurden die
meisten eingestellt, über 11.000 bereits ergangene Urteile aufgehoben
oder Begnadigungen gewährt. Zu den Freigelassenen gehörte
beispielsweise der Chef der berüchtigten 10. Torpedoboot-Flotille,
Fürst Valerio Borghese, der wegen wenigstens 800fachen Mordes als
Kriegsverbrecher verurteilt worden war. Gegenüber kleinen
Parteigängern des Mussoliniregimes mochte eine "nationale Versöhnung"
gerechtfertigt sein, sofern sie sich keiner Verbrechen schuldig
gemacht hatten. Wenn aber an den von der IKP in Rom und anderen
Städten dazu veranstalteten Kundgebungen höchste Amtsträger des
Faschismus wie der ehemalige Minister der Salò-Republik Ezio Maria
Gray teilnahmen, verunsicherte das nicht nur die Basis der IKP,
sondern die zur Resistenza stehenden Kräfte insgesamt. Denn Gray blieb
wie viele Faschisten der ersten Garnitur unbelehrbar und trat sofort
nach deren Gründung der faschistischen Sozialbewegung MSI im Dezember
1946 bei.

Dabei hatte der diesbezügliche Erlass festgelegt, dass Faschisten, die
"wichtige öffentliche, politische oder militärische
Führungsfunktionen" innegehabt hatten, von der Amnestie auszuschließen
waren. Nach den Prozessakten jener Jahre, schrieb der kommunistische
Jurist und Verfolgte des Faschismus Alberto Malagugini, "hat jedoch
kein Faschist je wichtige politische oder öffentliche Funktionen
ausgeübt, selbst die Minister der Sozialen Republik nicht." [40]

Wiedererstehen des Faschismus unterschätzt

Togliattis Zustimmung zur Auflösung des Hohen Kommissariats und zur
Versöhnungsamnestie begünstigte im August 1945 die Bildung der
faschistischen Sammlungs-Bewegung Uomo Qualunque (Jedermann) und die
aus ihr im Dezember 1946 hervorgehende Wiedergründung der
Mussolinipartei in Gestalt der Sozialbewegung MSI (Movimento Sociale
Italiano).

Beschämend war Togliattis Haltung in Mailand, wo er am 17. Mai 1945
eintraf und "von einer Stadt in roten Farben empfangen (wurde), in der
bewaffnete Partisanen noch immer die Fabriken und Kasernen besetzt"
hielten. Am nächsten Tag wollte Togliatti vor den Einwohnern sprechen,
wozu er beim US-Kommando um eine Redeerlaubnis ersuchte, die ihm
verweigert wurde. Er zeigte sich nur am Fenster des Parteisitzes und
winkte der riesigen Menge zu, die sich auf dem Platz versammelt hatte.
Er sagte nur einen Satz: "Wir verstehen uns ohnehin, auch ohne zu
sprechen." [41] Im Gegensatz zu Togliatti hielt Pietro Nenni sich
nicht an dieses Verbot und hielt vor Arbeitern in Vercelli eine Rede.
Er wurde kurzzeitig verhaftet, nach energischen Protesten jedoch
wieder freigelassen. [42]

IKP ohne Programm

Am 19. Mai sprach Togliatti dann in einer geschlossenen Versammlung
des Mailänder Partei-Sekretariats. Er erklärte, dass die Aufgabe der
nationalen Befreiung im Wesentlichen, aber noch nicht vollständig
erfüllt sei, weil das Land noch nicht seine volle Unabhängigkeit
erlangt habe. Es sei eine neue Etappe des Kampfes angebrochen, deren
Aufgaben ein Kongress der Partei festlegen werde. Folgt man diesen
Ausführungen, dann muss man davon ausgehen, dass die Partei kein
Programm über die nach dem Sieg über den Faschismus in Angriff zu
nehmenden revolutionär-demokratischen Aufgaben besaß. Der
angesprochene 5. Parteitag fand erst vom 29. Dezember 1945 bis zum
5. Januar 1946 statt, als die Würfel zu den anstehenden brennenden
Fragen längst gefallen waren. Er forderte, "jene Gruppen aus der
Leitung des Wirtschaftslebens auszuschließen, die uns schon einmal,
als sie den Faschismus aus der Wiege hoben, zum Ruin führten und noch
heute unsere wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung
hemmen." [43] Die sozialistische Perspektive wurde lediglich in
Diskussionsbeiträgen benannt.

Fehler eingeräumt

Togliatti räumte im Oktober 1946 auf einer Organisationskonferenz in
Florenz Versäumnisse ein. Es habe "keine Mobilisierung der Partei"
gegeben" und es hätte bei der schwierigen Arbeit in der Regierung
sicher weniger Kompromisse gegeben, wenn "von der Basis" her Druck
ausgeübt worden wäre. Die nach dem Sieg der Resistenza vorhandene
günstige Ausgangssituation sei "im Grunde genommen nicht genutzt"
worden. Dabei verschwieg Togliattii, dass von Longo und der Basis
mehrfach die Mobilisierung der Massen angemahnt worden war. Der
Bericht wurde nur parteiintern behandelt und nicht publik gemacht.
Erst 1972 wurde er in der theoretischen Zeitschrift der Partei
"Rinascita" veröffentlicht. Pietro Secchia und Filippo Frassati
sprachen in ihrer "Geschichte der Resistenza" von einer "fehlenden
Revolution" und dem "Kontrast zwischen den Idealen der Resistenza und
den verfolgten demokratischen Zielen".
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"Nukleare Revanchisten": Kernwaffeneinsatz zwecks Deeskalation*

von Wolfgang Kubiczek



Aleksej Arbatow bezeichnet die Anhänger der Deeskalationstheorie als
"nukleare Revanchisten", "die es darauf anlegen, Kernwaffen einsetzbarer zu
machen"[1]. Diese Theorie besagt, dass die Nichtanwendbarkeit von
Kernwaffen für einen Entwaffnungsschlag gegen eine feindliche Nuklearmacht
auf strategischer Ebene nicht deren selektive Anwendung auf einem
regionalen Kriegsschauplatz ausschließe - beispielsweise in einem
konventionellen Krieg -, falls eine Niederlage droht.

Tatsächlich tauchte die Idee von der "Eskalation zur Deeskalation" in der
Öffentlichkeit erstmals 1999 auf. In der Militärzeitschrift Voennaja
Mysl' erschien ein Beitrag mit dem Titel "Über die Anwendung von
Kernwaffen zur Deeskalation militärischer Handlungen".[2] Der Autor, ein
Generalmajor, beklagte, dass - angesichts der russischen Unterlegenheit bei
konventionellen Waffen - die russische Nuklearstrategie einen
Präventivschlag ausschließe. Kernwaffen würden nur als Mittel der
Abschreckung einer Aggression betrachtet. Falls aber trotzdem eine
stattfände, so der General, müsse man Kernwaffen nicht nur als Möglichkeit
zur Vernichtung des Gegners, sondern auch als Mittel zur Deeskalation
einsetzen können. Das erfordere im Konfliktfall die demonstrative
(begrenzte) Anwendung von Kernwaffen zur Unterstreichung der eigenen
Entschlossenheit. Dem Gegner bliebe dann als akzeptabelste Variante die
Einstellung der Kriegshandlungen.

Diese Idee fand keine Aufnahme in die russische Militärdoktrin von 2000[3],
wurde jedoch in der Diskussion um die neue Militärdoktrin von 2010 von
prominenter Seite wieder ins Spiel gebracht. Äußerungen von Nikolai
Patruschew[4] wurden von RT mit den Worten wiedergegeben: "Russlands neue
Militärdoktrin wird eine größere Betonung auf Kernwaffen legen. Moskau wird
in der Lage sein, Kernwaffen in kleineren Konflikten anzuwenden und
präventive Nuklearschläge auszuführen."[5] Und Patruschew im Originalton:
"Wir haben die Bedingungen zur Anwendung von Kernwaffen korrigiert, um
einer Aggression mit konventionellen Waffen nicht nur in großen Kriegen,
sondern auch in regionalen und sogar lokalen Kriegen zu widerstehen."[6]
Hier ist wohlgemerkt von Kriegführung die Rede, nicht von einer
existentiellen Bedrohung des russischen Staates. In der danach
verabschiedeten Militärdoktrin von 2010 findet sich jedoch keine
Textstelle, die dem entsprechen würde.

Dennoch häuften sich diesbezügliche westliche Vorwürfe gegen alle drei
Varianten der Militärdoktrin (von 2000, 2010 und 2014). So warnte Nikolai
Sokov[7] bereits im Hinblick auf die russische Militärdoktrin des Jahres
2000: "Die Doktrin führte die Auffassung von der Deeskalation ein - einer
Strategie, die die Androhung eines begrenzten Nuklearschlages vorsieht und
einen Gegner zwingen würde, eine Rückkehr zum status quo ante zu
akzeptieren. Man stellt sich vor, dass eine solche Drohung die Vereinigten
Staaten und ihre Alliierten davor abschreckt, sich in für Russland wichtige
Konflikte einzumischen. In diesem Sinne ist sie grundsätzlich defensiv."[8]
Ein konkreter Textbezug wurde von Sokov nicht nachgewiesen. [9]

Derlei unbewiesene Vorwürfe dienten gleichwohl der Trump-Administration in
ihrem "Nuclear Posture Review"[10] von 2018 als Vorwand für die Einleitung
einer neuen Rüstungsspirale. Die russische Militärdoktrin betone, heißt es
dort, den gewaltbereiten Einsatz und die militärische Nutzung von
Kernwaffen: "Fälschlicherweise wird eingeschätzt, dass die Androhung einer
nuklearen Eskalation oder die Erstanwendung von Kernwaffen dazu dienen
würden, einen Konflikt zu für Russland günstigen Bedingungen zu
'deeskalieren'."[11] Daraus wird die Schlussfolgerung abgeleitet, dass man
selbst Atomwaffen mit geringer Sprengkraft brauche, um Russland auf einem
niedrigeren regionalen Konfliktniveau abschrecken zu können. Von der
praktischen Umsetzung dieser Forderung zeugt die jüngste Einführung des
Atomsprengkopfs W76-2 auf U-Boot gestützten ballistischen Raketen
(SLBM).[12]

Russland und zuvor die Sowjetunion sind in ihrer Nuklearstrategie stets
davon ausgegangen, dass eine Absenkung der Nuklearschwelle zur globalen
Atomkatastrophe führen kann.[13] Und in der Tat: Das wahrscheinlichste
Scenario beim Einsatz von taktischen Kernwaffen in einem begrenzten Krieg
unter Beteiligung der beiden atomaren Supermächte wäre nicht die Eindämmung
der Kriegshandlungen. Weder die USA noch Russland würden eine Niederlage in
einem gegenseitigen Konflikt zulassen, ohne ihr gesamtes Nuklearpotential
zum Einsatz zu bringen. Für Russland kommt hinzu, dass im Unterschied zu
den USA ein begrenzter Kernwaffenkrieg - wenn er denn möglich wäre - immer
in der Nähe russischen Territoriums oder sogar unter seiner Einbeziehung
erfolgen würde.[14]

Nach den Konflikten mit Georgien und der Ukraine meldeten sich die
russischen Anhänger der These von der "Eskalation zur Deeskalation" wieder
in der Öffentlichkeit zu Wort, ein zusätzlicher Beweis, dass sie sich mit
ihren Auffassungen bis dato nicht durchsetzen konnten. Dabei stellen sie
bewusst einen Bezug zu westlichen Ausarbeitungen aus den fünfziger und
sechziger Jahren her - wie der Eskalationstheorie von Herman Kahn oder der
Theorie von einem "begrenzten Krieg" von John Osgood .[15]

Einer der hartnäckigsten Vertreter der "Eskalation zur Deeskalation" ist
Sergej Brezkun[16]. Angesichts der russischen Schwäche bei der
nichtnuklearen Verteidigung, so Brezkun, "macht es heute Sinn, eine gewisse
Inversion der westlichen Anschauungen im Interesse Russlands vorzunehmen."
Daher sei es zweckmäßig, "einen realen begrenzten Einsatz des russischen
Nuklearfaktors im Falle einer realen regionalen nichtnuklearen Aggression
des Westens (NATO) gegen Russland vorzusehen"[17]. Jeder potentielle
Aggressor müsse von vornherein wissen, wie Russland handeln werde, wenn er
einen regionalen Konflikt vom Zaune breche. Folglich brauche man eine
"Stufenleiter der Deeskalation" eines hypothetischen Konflikts.[18]. Um die
Entwicklung der eigenen Kernwaffen nicht zu behindern, forderte Brezkun den
Austritt aus dem INF-Vertrag (zwischenzeitlich hat sich das erledigt) und
dem nuklearen Teststoppvertrag (CTBT). Außerdem solle auch der Rückzug
Russlands aus dem Nichtverbreitungsvertrag von Kernwaffen (NPT) eingeleitet
werden.[19]

"In der Militärdoktrin der RF (Russischen Föderation - W.K.) wird
die Möglichkeit einer nuklearen Antwort auf eine nichtnukleare Aggression
nicht ausgeschlossen", so Brezkun, "jedoch wird diese These sehr karg und
unentschlossen ausgedrückt, während es an der Zeit wäre, den Punkt aufs i
zu setzen, und zwar offiziell und öffentlich."[20] Diese Bemerkung weist
darauf hin, dass die Diskussion um die Zweckmäßigkeit der
Deeskalationstheorie in den russischen Führungskreisen nicht abgeschlossen
ist. Offizielle Dementis von höchster Ebene sind eher selten. Umso
wichtiger die klaren Worte von Anatolij Antonow, russischer Botschafter in
den USA: "Behauptungen amerikanischer Regierungskreise, Russland würde eine
Militärdoktrin der 'Eskalation zur Deeskalation' verfolgen, entsprechen
nicht der Wirklichkeit."[21] Dabei verweist Antonow auf den Punkt 27 der
russischen Militärdoktrin, der einen solchen Einsatz nur vorsieht, wenn die
staatliche Existenz Russlands an sich gefährdet ist, und auf Wladimir
Putins Äußerung, dass es in der russischen Konzeption der Anwendung von
Kernwaffen keinen Präventivschlag gebe.

Mangelnde Klarheit in der Nuklearstrategie wird allerdings auch von den
Gegnern der "Eskalation zur Deeskalation"-Theorie beklagt. Zumal sich in
dem von Putin 2017 bestätigten Dokument "Grundlagen der staatlichen Politik
der Russischen Föderation auf dem Gebiet der Seestreitkräfte"[22] unter
Absatz 37 folgende Formulierung findet: "Unter den Bedingungen der
Eskalation eines militärischen Konflikts ist die Demonstration der
Bereitschaft und Entschlossenheit zur Anwendung von Gewalt unter Einsatz
von nichtstrategischen Kernwaffen ein wichtiger Faktor der Abschreckung."
Dazu schreibt Wladimir Dworkin unter dem Titel "Die Militärdoktrin
Russlands benötigt eine Erneuerung", dass die 2018 erfolgte Einführung des
Begriffs der "nichtnuklearen Abschreckung" in die russische Militärdoktrin
ein wichtiger Schritt war, der die gewachsene Stärke der russischen
Militärmacht auf nichtnuklearem Gebiet (Beispiel Syrien) widerspiegele.
Angesichts dessen könne man sich praktisch kein Scenario vorstellen, bei
dem die NATO real in der Lage wäre, Russland mit einem großangelegten
nichtnuklearen Angriff zu bedrohen. Daher sollte die Formulierung zur
Anwendung von Kernwaffen in der Militärdoktrin lauten: "Die Russische
Föderation behält sich das Recht vor, Kernwaffen als Antwort auf eine gegen
sie und (oder) ihre Bündnispartner gerichtete Anwendung von Kernwaffen oder
anderen Massenvernichtungswaffen einzusetzen." Er schlägt vor, die heutige
Einschränkung "[...] sowie im Falle einer Aggression gegen die Russische
Föderation mit konventionellen Mitteln, wenn die Existenz des Staates an
sich bedroht ist" zu streichen.[23]

Dementsprechend müssten auch die Formulierungen in den "Grundlagen
Staatlicher Politik [...] auf dem Gebiet der Seestreitkräfte" angepasst
werden. Die "nukleare Deeskalation" in der Seestreitkräftedoktrin (das
heißt der Einsatz von nichtstrategischen Kernwaffen zur Abschreckung), so
Dworkin, sei mit den existierenden Bedingungen zur Anwendung von Kernwaffen
in der russischen Militärdoktrin nicht abgestimmt worden. Diese
"Deeskalation" würde aktive Politiker und tatendurstige Generäle im Westen
nur in Aufregung versetzen. "Es ist somit an der Zeit", fordert Dworkin,
"die Bedingungen zum Einsatz russischer Kernwaffen in Übereinstimmung mit
den Aufgaben zur Abschreckung einer nuklearen Aggression zu bringen und auf
die gewachsene Stärke der nichtnuklearen Waffen Russlands bei der
nichtnuklearen Abschreckung zu setzen."[24] Die Vermischung von nuklearen
und nichtnuklearen Aufgaben sei äußerst gefährlich, besonders wenn einige
Politiker davon sprächen, dass sich neue nichtnukleare Waffen hinsichtlich
ihrer Effektivität den nuklearen annähern.

Aufhorchen lässt auch die in manchen Medien des militärisch-industriellen
Komplexes Russlands aufscheinende Zweideutigkeit zum Deeskalationskonzept.
So heißt es in einer Analyse des Voenno-promyschlennij kurjer, man
gehe von der Annahme aus, dass ein erster nuklearer Schlag von Seiten
Russlands begrenzten Charakter tragen würde, obwohl dies der offiziellen
Militärdoktrin widerspreche. Dabei beruft man sich auf die in öffentlichen
Medien vorgenommenen Analysen von Spezialisten über die verschiedenen
Varianten der Erstanwendung von Kernwaffen.[25]

In einem im Februar dieses Jahres auf den Seiten des RIAC[26] erschienen
Beitrags von Konstantin Bogdanow, Mitarbeiter des IMEMO[27], werden die
Nuklearstrategien beider atomarer Supermächte einer scharfen Kritik
unterzogen. "Die Veränderungen in den Nukleardoktrinen der USA und
Russlands", so der Autor, "kann man nur schwerlich als positiv bezeichnen."
Die USA würden unverblümt die Frage nach "nutzbaren" Kernwaffen als Mittel
der Feldschlacht stellen. "Russland dagegen [...] betrachtet sich weiterhin
als umlagerte Festung, die kurz vor dem Fallen steht. Das führt zu
Bestrebungen, die Nukleardoktrin maximal undurchsichtig zu machen, um
'Abschreckung durch Zweideutigkeit', die traditionelle Zuflucht der
schwächeren Seite, zu praktizieren [...]." Beide Verhaltensweisen
verschleierten "'die roten Linien' der Erstanwendung von Kernwaffen [...].
Von Seiten Russlands fördert die absichtliche nukleare Zweideutigkeit
destabilisierende Faktoren in möglichen militärisch-politischen Krisen,
[...] indem sie den Übergang (darunter einen unbeabsichtigten) vom
nichtnuklearen Teil der Eskalationsleiter in den nuklearen erleichtert. Es
erscheint natürlich paradox, aber beide Supermächte erhöhen die
strategischen Risiken eines Kernwaffenkrieges, indem sie damit aus
mangelndem politischen Vertrauen konjunkturelle Aufgaben von
vorübergehender Bedeutung zu lösen versuchen."[28]

Nukleare Irrlichter: Fatale Denkmuster

Im März vergangenen Jahres überraschte die Fachwelt auf der Homepage des
RIAC ein Beitrag zum Thema "Der Mythos der nuklearen Abschreckung"[29]. Als
Autor wurde ein gewisser Walerij Aleksejew ausgewiesen, offenbar ein
Pseudonym. Dessen zynische Argumente sind schwer zu ertragen. Aleksejew
schreibt: Die Kernwaffenstaaten verfolgten offiziell eine Politik der
nuklearen Abschreckung, deren Wesen in der glaubhaften Androhung eines
nichtakzeptablen Schadens bestehe. Da Kernwaffen aber nie in einer
Gefechtssituation eingesetzt worden seien, bleibe dieses Konstrukt jedoch
reine Hypothese. Die Bombardierung der japanischen Städte mit US-Atomwaffen
sei ein Akt der Vergeltung gewesen, der nichts über die militärischen
Fähigkeiten von Kernwaffen aussage. Heute wisse man noch immer nicht, wie
die Anwendung von Atomsprengköpfen auf die militärischen Kräfte des Gegners
wirke. Noch weniger wisse man über die möglichen Folgen der militärischen
Anwendung von Wasserstoffbomben.

Es folgt ein wenig überzeugender Versuch, die Vernichtungskraft von
Nuklearwaffen zu verharmlosen. So könne man die Anzahl der Toten von
Hiroshima und Nagasaki mit den Gefallenen bei einer normalen Operation an
der sowjetisch-deutschen Front im zweiten Weltkrieg vergleichen. Auch seien
bei den strategischen Bombardierungen von Städten in diesem Krieg -
Aleksejew führt das Beispiel Dresden an - teils mehr Menschen umgekommen
als bei den Atombombenabwürfen in Japan.[30] Russland und die USA könnten
mit ihrem heutigen Kernwaffenpotential gerade mal ein mittelgroßes Land wie
Frankreich in eine Zone der Vernichtung verwandeln, aber auf keinen Fall
die ganze Welt. Die hypothetischen Verluste in einem Kernwaffenkrieg seien
vergleichbar mit den Verlusten in den beiden Weltkriegen des 20.
Jahrhunderts. Auf die selbst gestellte Frage, ob die Welt heute einen
weiteren Krieg dieser Größenordnung überleben könne, antwortet der Autor:
"Auch wenn es zynisch klingt - mit Leichtigkeit". Die Kleinbürger in
Neuseeland, Argentinien oder den USA würden diesen als eine intere
ssante Fernsehschau wahrnehmen.

Um die Ungewissheit über den Einsatz von Kernwaffen zu beseitigen, so
Aleksejew weiter, sei es für die Atommächte logischer, sie irgendwo
begrenzt in regionalen Konflikten auszuprobieren. Dann könne man deren
Zerstörungskraft realistisch beurteilen. Die Gegner würden dann aufhören zu
spekulieren, ob man im Falle eines Krieges wirklich Kernwaffen einsetzen
könne. Und die Militärs schließlich hätten praktische Erfahrungen, um eine
vollwertige Nuklearstrategie zu entwickeln.

Diese offene Apologetik eines Kernwaffeneinsatzes stieß in russischen
Medien und in Expertenkreisen auf heftigen Widerstand. Die Zeitung Novye
Izvestija brachte es auf den Punkt: "Wessen Standpunkt ist das? Der des
Staates? Oder der eines privaten von militaristischer Ungeduld verrückt
gewordenen Autors (Redakteurs)?"[31] Der RIAC sah sich aufgrund der
Proteste veranlasst, dem Beitrag Aleksejews eine Erklärung voranzustellen:
"Im Zusammenhang mit der Resonanz auf diesen Artikel halten wir es für
erforderlich, zum Ausdruck zu bringen, dass es für die im Text dargelegten
Thesen im Rat keine Unterstützung gibt." Man sei aber der Meinungsvielfalt
verpflichtet. "Die im Artikel [...] vertretenen Positionen werden
regelmäßig in Expertendiskussionen geäußert und finden die Unterstützung
einer Reihe von Wissenschaftlern."[32] Diese Begründung erschreckt und
zeugt davon, dass es sich hier offenbar nicht um einen einzelnen geistigen
Irrläufer handelt.

Unter dem gleichen Pseudonym war auf der RIAC-Homepage bereits im Oktober
2013 ein Beitrag unter der verstörenden Überschrift "Ist ein Krieg mit
Amerika möglich?"[33] veröffentlicht worden. Zentrale Thesen des Autors:
Die Zunahme realer Widersprüche zwischen Washington und Moskau "kann in den
nächsten zehn bis fünfzehn Jahren mit großer Wahrscheinlichkeit zu einem
militärischen Konflikt zwischen Russland und den USA führen". Eine
wahrscheinliche Variante wäre die militärische Einmischung der USA in einen
regionalen Konflikt zwischen Moskau und einem seiner Nachbarn (vergleichbar
mit dem Krieg Russlands mit Georgien). Der nukleare Faktor (sprich die
nukleare Abschreckung) sei keine Garantie für den Frieden. Die Perspektive
einer begrenzten Anwendung von Kernwaffen liege dabei durchaus im Rahmen
des Vorstellbaren.

Vor kurzem simulierte ein Expertenteam an der Princeton University einen
Schlagabtausch zwischen den USA und Russland unter Einsatz taktischer
Kernwaffen. Die "Übung" zeigte die Absurdität solcher Thesen, denn sie
führte zu dem Ergebnis, dass ein solcher "kleiner" Kernwaffenkrieg neunzig
Millionen Tote und Verletzte innerhalb weniger Stunden fordern würde. [34]

Die Schlussfolgerung lautet: So etwas wie einen kleinen Kernwaffenkrieg
kann es nicht geben. Jede Anwendung von Atomwaffen würde katastrophale
Folgen haben, bis hin zum möglichen Ende der menschlichen Zivilisation.

Deverrick Holmes, ein Mitarbeiter des Centers for Arms Control and 
Non-Proliferation in Washington D.C., fasste zusammen: "Die Akzeptanz des
Konzepts von einem begrenzten Kernwaffenkrieg ist im höchsten Maße
aberwitzig, und wir machen uns selbst zum Narren, wenn wir glauben, dass
die Anwendung von Kernwaffen mit geringer Sprengkraft irgendwie helfen
würde, die Eskalation zu einer totalen Vernichtung zu verhindern."[35]

Und was sagt die russische Regierung dazu?

In einer seiner jüngsten Äußerungen zu diesem Thema bestätigte Präsident
Putin die klar defensive Ausrichtung der russischen Nuklearstrategie:
"[...] in unserer Konzeption der Anwendung von Kernwaffen gibt es keinen
Präventivschlag [...]. Unsere Konzeption ist die eines nuklearen
Gegenschlags nach Warnung[36]. [...] wir sind bereit und werden Kernwaffen
nur dann anwenden, wenn wir uns davon überzeugt haben, dass [...] ein
potentieller Aggressor, einen Schlag gegen Russland, gegen unser
Territorium eingeleitet hat [...] dafür haben wir das Frühwarnsystem gegen
einen Raketenangriff. Das System stellt global fest, welche Starts von
strategischen Raketen aus den Weltozeanen oder vom Festland erfolgt sind
[...] es bestimmt zweitens die Flugbahn und drittens den Einschlagsort der
nuklearen Sprengköpfe. Und wenn wir überzeugt sind (und dazu benötigt man
nur wenige Sekunden), dass der Angriff gegen das Territorium Russlands
gerichtet ist, nur dann werden wir einen Antwortschlag führen [...]. Der
Aggressor muss jedenfalls wissen, dass die Vergeltung unausweichlich ist
und er vernichtet wird."[37]

Die Entscheidung über einen Gegenschlag nach Warnung würde also aufgrund
von Informationen eines Frühwarnsystems vor Raketenangriffen erfolgen und
müsste innerhalb weniger Minuten gefasst werden. Ein solches System hat den
militärischen Vorzug, dass die eigenen Raketen einen Erstschlag überleben
würden, da ihr Start zum Vergeltungsschlag vor dem Einschlag der
gegnerischen Waffen erfolgte. Über die technischen Voraussetzungen dafür
verfügen heute nur Russland und die USA. Es ist aber nicht auszuschließen,
dass in der Zukunft weitere Kernwaffenstaaten ein entsprechendes System
entwickeln werden.[38]

Dieses an sich defensive Herangehen birgt jedoch die große Gefahr eines
unbeabsichtigten Einsatzes von Kernwaffen durch Fehlalarm des
Frühwarnsystems in sich. Vorfälle dieser Art sind bereits zur Zeit des
kalten Krieges vorgekommen, wurden aber bisher immer rechtzeitig erkannt.
"Sich auf ein solches 'Launch-on-Warning'-System zu stützen," kritisiert
heute Wladimir Dworkin, "ist am risikoreichsten, da [...] Fehler oder
Fehlfunktionen zur Ursache einer globalen Katastrophe werden können."[39]
Diese Gefahr erhöhe sich noch dadurch, dass die Rolle der Staatsführer im
Vergleich zu den institutionellen Strukturen sogar in demokratischen
Staaten, geschweige denn in autoritären, zunehme. In einer Stresssituation
auf dem Höhepunkt einer politisch-militärischen Konfrontation und einer
angeheizten militärischen Psychose könne man nicht zwangsläufig auf eine
vom gesunden Menschenverstand getragene Entscheidung hoffen. Für Russland
sei die Konzeption von einem "Gegenschlag nach Warnung", um seine
Interkontinentalraketen (ICBM) zu schützen, heute überdies nicht mehr
notwendig. Da zu Sowjetzeiten die ICBM mehrheitlich stationär disloziert
und somit von geringer Überlebensfähigkeit waren, hätte eine solche Option
sinnvoll sein können. Heute verfüge die ICBM-Gruppierung über 300
Abschussrampen, von denen lediglich dreißig Prozent stationär seien. Die
Mehrzahl der mobilen ICBM würde auch nach einem Nuklearangriff
funktionsfähig bleiben. Dennoch, beklagt Dworkin, bleibe die Orientierung
auf einen "Gegenschlag nach Warnung" in der russischen Nukleardoktrin
erhalten.[40]

Grundsätzlich hat Moskau sowohl zu Zeiten der Sowjetunion als auch im
heutigen Russland die Auffassung vertreten, dass es in einem
Kernwaffenkrieg keine Sieger geben wird. Putin im Oktober 2015: "Mit dem
Aufkommen der Kernwaffen wurde klar, dass es in einem globalen Krieg keine
Sieger geben kann, sondern nur die gegenseitig garantierte Vernichtung.
Dadurch wird ein großer Krieg sinnlos."[41] Allerdings beklagt Putin
später, dass der Abschreckungsfaktor von Kernwaffen sich in den letzten
Jahren zu entwerten begonnen habe. Bei einigen würde die Illusion
entstehen, in einem Weltkrieg könne eine der Seiten einen Sieg erringen.
Die nach zwei Weltkriegen erworbene Immunität gegen einen Krieg schwäche
sich ab. Dies vollziehe sich vor dem Hintergrund der von den USA
initiierten weitgehenden Zerstörung des internationalen
Rüstungskontrollsystems, beginnend mit der Aufkündigung des ABM-Vertrages
bis zum Austritt aus dem INF-Vertrag. Jetzt bestehe die Gefahr, dass der
letzte große Stützpfeiler des bilateralen Vertragssystems, der mit
Präsident Obama abgeschlossene New START-Vertrag, wegen Nichtverlängerung
im nächsten Jahr auslaufe.

Zugleich verwies Putin auf die Gefahr einer neuen Rüstungsspirale: "Falls
neue US-Mittelstreckenwaffen in Europa stationiert werden sollten, werden
wir spiegelbildlich antworten. Die Stationierungsländer setzen dann ihr
Territorium der Möglichkeit eines Gegenschlages aus."[42] Das würde im
Falle einer Stationierung auch Deutschland betreffen.

Und schließlich warnte Putin vor Gedankenspielen mit dem Einsatz taktischer
Kernwaffen auf dem Gefechtsfeld: "Es existiert die Idee, nukleare
Sprengköpfe mit geringer Zerstörungskraft zu schaffen, und das bedeutet
keine globale, sondern ihre taktische Anwendung. Solche Ideen hört man von
einigen Analytikern aus dem Westen: Daran sei nichts Schlimmes sei, man
könne sie (Kernwaffen mit vergleichsweise geringer Sprengkraft -
W.K.) anwenden. Aber die Absenkung der (nuklearen - W.K.)
Schwelle kann zu einer globalen nuklearen Katastrophe führen. Das ist eine
Gefahr unserer Tage."[43]

Es bleibt zu hoffen, dass diese vernünftigen Feststellungen auch in der
Auseinandersetzung zwischen russischen Analytikern und Militärexperten
dominieren werden. Eine neue Militärdoktrin könnte hier dazu beitragen,
Fehlinterpretationen und Zweideutigkeiten zu vermeiden. Vielleicht trägt
die globale Corvid-19-Krise bei den großen Atommächten zu der Erkenntnis
bei, dass es global wichtigere Probleme gemeinsam zu lösen gilt, als sich
wechselseitig mit Kernwaffen zu bedrohen. Da man sich darauf jedoch nicht
verlassen kann, bleibt in Ost und West die Forderung an die
gesellschaftlichen Kräfte, gleichrangig neben dem Klimaschutz auch
Rüstungsbegrenzung und Abrüstung zur zentralen Forderung zu machen, zumal
beide existenziellen Herausforderungen auch in einem engen Zusammenhang
stehen.


* - Teil II des Beitrages "Moskau: Strategische Stabilität ohne
Rüstungskontrolle?" in der Blättchen-Ausgabe 10/2020.

https://das-blaettchen.de/2020/05/moskau-strategische-stabilitaet-ohne-ruestungskontrolle-52463.html
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Mehr als 20.000 Tonnen Diesel in der Arktis in russischen Fluss
ausgelaufen 

Von Clara Weiss

8. Juni 2020



Am 29. Mai führte ein Unfall in einem Kraftwerk in der Nähe der
nordsibirischen Stadt Norilsk zu einer massiven Ölpest. Dabei wurden 23.000
Tonnen Diesel in die Umwelt freigesetzt, von denen der größte Teil in den
Fluss Ambarnaja floss. Es handelt sich um eine der größten
Umweltkatastrophen, die sich jemals in der Arktis ereignet haben, und wird
mit der Exxon-Valdez-Katastrophe von 1989 verglichen. Damals sind etwa
39.000 Tonnen Treibstoff in die Gewässer vor der Küste Alaskas geflossen.

Laut Angaben des Unternehmens Nornickel, dem die Anlage gehört, ist der
Unfall vermutlich deshalb passiert, weil aufgrund des tauenden Permafrosts
ein Öltank einbrach. Nach Angaben des Unternehmens ruhte der Tank auf 30
Jahre alten Pfeilern. Ein Gebiet von 350 Quadratkilometern ist
kontaminiert. Der Ambarnaja färbte sich purpurrot.

Spezielle Ölsperren könnten das Auslaufen eindämmen. Alexej Knischnikow vom
World Wildlife Fund Russland warnte jedoch, dies bedeute "nicht, dass die
Giftstoffe nicht in das Wasser des [Pjasino-]Sees gelangt sind. Leider sind
die giftigsten Bestandteile des Dieselkraftstoffs aromatische Verbindungen
wie Benzol, Toluol, Ethylbenzol, Xylol, die sich stark mit Wasser
vermischen. Es ist unmöglich, sie mit Ölsperren aufzufangen."

Umweltgruppen haben erklärt, dass die Beseitigung des Ölteppichs wegen
seines Umfangs und der geografischen Lage des Flusses in einem abgelegenen,
sumpfigen Gebiet schwierig ist. Laut Oleg Mitwoi, dem ehemaligen
stellvertretenden Leiter der russischen Umweltagentur Rosprirodnadsor, hat
es "noch nie einen solchen Unfall in der Arktis gegeben". Die Beseitigung
könne zwischen fünf und zehn Jahren dauern und umgerechnet bis zu 1,3
Milliarden Euro kosten.

Die kriminell langsame Reaktion sowohl der Firma Nornickel als auch der
regionalen Behörden hat das Ausmaß der Katastrophe dramatisch vergrößert.

Obwohl sich das Unglück bereits am 29. Mai ereignet hatte, griffen die
regionalen Behörden erst zwei Tage später, am 31. Mai, ein, als sich die
Bilder in den sozialen Medien verbreitet hatten. Die Behörden behaupteten,
sie hätten von dem Vorfall erst erfahren, als Öl auf einer Autobahn
durchsickerte und ein Auto in Brand geriet.

Sergej Werchowez von Greenpeace Russland sagte, bei einer solchen
Katastrophe seien zwei Tage "eine sehr lange Zeit". Er erklärte auch, das
Unternehmen habe die natürlichen Ressourcen rücksichtslos ausgebeutet,
unter Bedingungen, wo das Auftauen der Permafrostböden - eine Folge der
globalen Erwärmung - die ökologische Landschaft dramatisch verändert habe.

Werchowez warnte, die Auswirkungen der Ölkatastrophe würden "noch viele
Jahre" zu spüren sein und die bereits geschädigten Wassersysteme in der
Region weiter verschmutzen. Die indigene Bevölkerung, deren Lebensunterhalt
von diesen Flüssen abhängt, wird besonders betroffen sein.

Er sagte: "Wir sprechen von toten Fischen, verschmutztem Gefieder der Vögel
und vergifteten Tieren." Die Behörden haben der Bevölkerung versichert, das
Öl habe das Grundwasser nicht verschmutzt. Ob das jedoch stimmt, ist alles
andere als sicher. In der nahe gelegenen Stadt Norilsk leben etwa 175.000
Menschen.

Am 3. Juni kritisierte der russische Präsident Wladimir Putin in einer
aufwendig inszenierten Fernsehansprache das Unternehmen und rief den
Ausnahmezustand für den Bundesstaat aus. Es wurde eine Untersuchung auf
Bundesebene eingeleitet, und das staatliche Fernsehen zeigte, wie der
Betriebsleiter des Kraftwerks in Handschellen ins Gefängnis gebracht wurde.
Er wird zum Hauptsündenbock für die Katastrophe gemacht und wegen der
Verletzung von Umweltschutzbestimmungen angeklagt. Er muss mit bis zu fünf
Jahren Gefängnis rechnen.

In Wirklichkeit tragen jedoch die Regierung und Nornickel die
Hauptverantwortung.

Nornickel ist einer der größten Produzenten von Nickel, Platin und Kupfer
weltweit und eines der einflussreichsten und wertvollsten Unternehmen in
Russland. Das milliardenschwere Staatsunternehmen steht seit der Zerstörung
der Sowjetunion und der Wiedereinführung des Kapitalismus im Zentrum
erbitterter Kämpfe zwischen russischen Oligarchen. Es befindet sich zurzeit
unter der Leitung von Wladimir Potanin, der über ein Vermögen von 25
Milliarden Dollar verfügt und Präsident Wladimir Putin nahesteht. In einer
Erklärung von Freitag behauptete Potanin, das Unternehmen werde für die
Sanierung des Katastrophengebiets aufkommen.

Die Umweltschutzbestimmungen in Russland sind bekanntermaßen schlecht, und
systematische Verstöße von Unternehmen werden von den staatlichen Behörden
routinemäßig übersehen. Im September 2016 führte ein Unfall in einem
Metallwerk von Nornickel in der Region zu einer Katastrophe, die den Fluss
Daldykan nahe Norilsk rot färbte und das gesamte umliegende Gebiet in eine
"tote Zone" verwandelte. Das Unternehmen wurde mit einer Geldstrafe von
weniger als 1.000 Dollar belegt, was ein klares Signal aussandte, dass es
bei künftigen Katastrophen nichts zu befürchten habe.

Die Katastrophe am Ambarnaja zeigt die Gefahren, die von dem neuen
"Wettlauf um die Arktis" durch die Großmächte und Konzerne ausgehen. Der
rasche Anstieg der Temperaturen hat die Ausbeutung der Rohstoffressourcen
in der Region aus ökologischer Sicht viel gefährlicher, aber auch
verlockender für Großkonzerne gemacht.

Gleichzeitig wurde die Arktis, die für Russland von großer wirtschaftlicher
und geostrategischer Bedeutung ist, zu einem zentralen Schauplatz [1] der
Bemühungen des US-Imperialismus, Russland einzukreisen. Das erhöht die
Gefahr militärischer und ökologischer Katastrophen noch weiter.

Als Teil der Konfrontation mit den USA hat Russland im Spätsommer letzten
Jahres ein schwimmendes Kernkraftwerk [2] im Arktischen Meer gebaut. Das
Schiff wurde von Umweltgruppen, die vor den potenziell katastrophalen
Folgen eines Unfalls an Bord warnen, als "Atomtitanic" und "schwimmendes
Tschernobyl" bezeichnet. Nur wenige Monate vor dem Start des schwimmenden
Atomkraftwerks kamen bei einem Brand auf einem russischen Atom-U-Boot in
der Barentssee 14 hochrangige russische Marineoffiziere ums Leben. Ein
Adjutant des Kommandeurs der russischen Marine warnte später
unheilverheißend: "Mit ihrem Leben retteten sie das Leben ihrer Kollegen
und das Schiff und verhinderten eine planetare Katastrophe."


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/08/24/pers-a24.html

[2] https://www.wsws.org/en/articles/2019/08/27/arct-a27.html


Siehe auch:

"Wettlauf um die Arktis": Russland setzt schwimmendes Atomkraftwerk in
Kraft

[11. Oktober 2019]

https://www.wsws.org/de/articles/2019/10/11/arkt-o11.html

Arktis: Eisbedeckung auf Rekordtief

[14. Dezember 2016]

https://www.wsws.org/de/articles/2016/12/14/arkt-d14.html

Neuer Wettlauf zur Arktis

[2. September 2015]

https://www.wsws.org/de/articles/2015/09/02/arkt-s02.html

Shell-Ölbohrplattform läuft in der Arktis auf Grund

[8. Januar 2013]

https://www.wsws.org/de/articles/2013/01/shel-j08.html

Die Schneeschmelze in der Arktis entfesselt die Jagd auf Profit

[2. Oktober 2012]

https://www.wsws.org/de/articles/2012/10/arct-o02.html
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Ami goes home?

Risiken und Nebenwirkungen des "Abzugs" der US-Truppen aus Deutschland

von Jürgen Wagner



Jahrzehntelang drängte die Friedensbewegung zu Recht auf einen Abzug der
US-Truppen. Insofern lässt sich aus dieser Perspektive der Ende letzter
Woche erfolgten Ankündigung, die US-Armee werde über ein Viertel ihrer
SoldatInnne aus Deutschland abziehen, sicher etwas Positives abgewinnen.
Unklar ist allerdings, was mit diesen Truppen geschehen wird - sollten sich
die Berichte bewahrheiten, dass zumindest ein Teil von ihnen in Polen
stationiert werden soll, ist das vor allem mit Blick auf das Verhältnis zu
Russland äußerst bedenklich. Außerdem könnte ein US-Abzug zwar Perspektiven
für neue sicherheitspolitische Ansätze eröffnen, mit einiger
Wahrscheinlichkeit wird aber auch versucht werden, ihn als argumentatives
Vehikel für den vermeintlich erforderlichen Aufbau zusätzlicher
militärischer Kapazitäten heranzuziehen. Und schließlich gilt es zu
beachten, dass mit der US-Ankündigung keineswegs ein Komplettabzug der
US-Truppen in Aussicht steht, die aller Wahrscheinlichkeit nach in großem
Umfang noch viele Jahre hierzulande stationiert bleiben werden.

Truppenreduzierung mit harter Obergrenze

Am 5. Juni meldete zuerst das Wall Street Journal [1], die USA stünden vor
der zweiten großen Anpassung ihrer Truppenpräsenz in Deutschland im 21.
Jahrhundert. Bereits 2004 erfolgte der Beschluss, die 1. US-Panzerdivision
mit Sitz in Wiesbaden und die 1. Infanteriedivision in Würzburg in die USA
zurückzuverlegen. Allerdings entsprach diese Entscheidung ganz den
vermeintlichen Erfordernissen des damaligen militärischen Zeitgeistes, der
Interventionskriegen im Globalen Süden die Priorität über dem Säbelrasseln
gegen Russland einräumte: "Obwohl hiermit von den ca. 70.000 in Deutschland
stationierten US-Soldaten etwa 30.000 abgezogen werden, ist dies leider
kein Grund zum Feiern. Denn beide Divisionen sind aufgrund ihrer schweren
Bewaffnung und langen Verlegungszeiten strukturell nicht für die von der
US-Regierung anvisierten globalen Interventionskriege geeignet. Deswegen
werden sie auch keineswegs ersatzlos gestrichen, sondern durch drei schnell
stationierbare und hochflexible Brigaden mit jeweils zwischen 3.000 und
5.000 Soldaten ersetzt, die hierfür weitaus besser vorbereitet sind."
(siehe IMI-Analyse 2004/020 [2])

Nun soll es jedenfalls zu neuen tief greifenden Veränderungen kommen: Die
verbliebenen 34.500 in Deutschland stationierten SoldatInnen sollen um
weitere 9.500 (27,5 Prozent) reduziert werden. Bemerkenswert dabei ist
zudem, dass eine harte Obergrenze von 25.000 in Deutschland präsenten
SoldatInen eingeführt werden soll. Das ist insofern von großer Bedeutung,
da das Wall Street Journal betont, durch Rotationen und Manöver liege die
Zahl der sich in Deutschland befindlichen Soldaten teils über 50.000. Der
militärnahe Blog Augengeradeaus [3] weist auf die Konsequenz der harten
Obergrenze hin: "Eine Verringerung der US-Truppen um fast ein Drittel würde
faktisch noch höher ausfallen, weil auch die derzeit regelmäßigen
Truppenrotationen der US-Streitkräfte für Übungen in anderen europäischen
Ländern oder Einsätze in Nahost in der Regel über die Drehscheibe
Deutschland laufen. Allein die US-Luftwaffenbasis Ramstein hat dafür
zentrale Bedeutung. Eine harte Obergrenze von 25.000 Soldaten auch bei
solchen zeitweisen Entsendungen von Truppen würde bedeuten, dass die Zahl
der dauerhaft in Deutschland stationierten Soldaten deutlich geringer
ausfallen müsste."

Offen ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt, ob es sich hier schon um eine
endgültige Entscheidung oder um durchgesickerte Planungen handelt. Während
etwa die New York Times [4] meldete, hierüber sei noch nicht abschließend
entschieden worden, berichtet Stars ans Stripes, alles sei bereits in
trockenen Tüchern.

Sicher ist jedenfalls, dass die deutsche Regierung von der Meldung
vollständig auf dem falschen Fuß erwischt wurde - augenscheinlich gab es
keine vorhergehende Konsultation. Man werde es "zur Kenntnis" nehmen,
sollten die USA ihre Truppen abziehen, äußerte sich Außenminister Heiko
Maas [5] bemüht diplomatisch. Deutlich direkter polterte [6] der
verteidigungspolitische Sprecher der Unions-Bundestagsfraktion, Henning
Otte: "Eine Entscheidung über einen möglichen Abzug von US-Truppen aus
Deutschland in dieser Größenordnung hätte besser vorher bilateral oder in
der Nato beraten werden müssen."

Unklar ist, welche Motive sich hinter dem Schritt verbergen sollen: Möglich
ist, dass es sich um eine relativ spontane Reaktion handelt, weil
US-Präsident Donald Trump reichlich verärgert über die Absage einer
physischen Teilnahme von Kanzlerin Angela Merkel am G7-Gipfel in den USA
war. Allerdings gab es immer wieder Spekulationen über mögliche
Truppenverschiebungen, zuletzt auch im Zusammenhang mit den Diskussionen um
die Nukleare Teilhabe, wo sowohl von den USA als auch von Polen selbst das
Land als mögliche alternative Lagerstätte für bislang in Deutschland
befindliche US-Atombomben ins Spiel [7] gebracht wurde.

Polen als Alternative?

Mit hoher Wahrscheinlich ist der Begriff "Abzug" für die weiteren Pläne der
USA irreführend. Denn immer wieder ist die Rede davon, zumindest ein Teil
der bislang in Deutschland stationierten Truppen werde nach Polen verlegt.
So heißt es im Deutschlandfunk [8]: "Ein Teil von ihnen werde nach Polen
und in andere Staaten von Verbündeten verlegt, ein anderer Teil kehre in
die USA zurück, hatte ein Regierungsmitarbeiter gesagt."

Konkrete Details, über welche Zahlen hier nachgedacht wird, sind bislang
nicht verfügbar - sicher ist jedoch, dass Polens Rolle als
US-Aufmarschgebiet im Säbelrasseln gegen Russland dadurch weiter gestärkt
würde. Das Land beherbergte bereits 4.500 US-SoldatInnen, bevor im Juni des
letzten Jahres die Entsendung 1.000 weiterer US-Truppen sowie die
Errichtung von sechs zusätzlichen Militärbasen beschlossen [9] wurde.

Zusätzlich dazu hat die NATO im Rahmen der "verstärkten Vorwärtspräsenz"
bekanntlich weitere 4.000 SoldatInnen in den baltischen Staaten und Polen
stationiert. Eine nochmalige Aufstockung der US-Präsenz in Polen wäre
deshalb wohl der endgültige Sargnagel für die NATO-Russland-Akte. Mit ihr
sagte das westliche Bündnis 1997 - als Rückversicherung gegen die
gleichzeitig beschlossene NATO-Osterweiterung - Russland zu, keine
substanziellen Truppenkontingente dauerhaft in Osteuropa zu stationieren.

Selbst ein ausgewiesener Hardliner wie der ehemalige Chef des
NATO-Militärausschusses Klaus Naumann wies [10] auf die mögliche Tragweite
einer solchen Entscheidung hin: "Wenn diese Truppen nach Polen verlegt
werden oder zum Teil nach Polen verlegt werden, dann hat das keine
dramatischen Auswirkungen für Deutschland und für Europa. Man muss
allerdings fragen, ob das dann noch in Übereinstimmung steht mit der
NATO-Russland-Akte, die ja eine permanente Stationierung von amerikanischen
Truppen in Polen nicht vorsieht."

Zwar äußerte [11] sich vor allem SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich, der
US-Abzug solle als Chance einer "nachhaltigen Neuausrichtung der
Sicherheitspolitik in Europa" genutzt werden, die sich "nicht in
Militärpolitik und Verteidigungsausgaben erschöpfen" dürfe. Und tatsächlich
wäre es überaus wünschenswert, wenn es Entwicklungen in diese Richtung
geben würde. Leider ist aber mindestens ebenso "gut" denkbar, dass sich die
jüngsten Pläne auch als Wasser auf die Mühlen derjenigen erweisen könnten,
für die eine Militärmacht Europa ohnehin die oberste Priorität darstellt.

Schon bisher wurde unter dem Schlagwort einer vermeintlich erforderlichen
"strategischen Autonomie" unter Verweis darauf, die USA seien ein zu
unsicherer Kantonist geworden, der Aufbau umfassender und unabhängig von
Washington einsetzbarer Militärkapazitäten gefordert. Es ist damit zu
rechnen, dass diese Stimmen im Zuge der neueren Debatte um
US-Truppenreduzierungen in Deutschland an Gewicht gewinnen werden - unter
anderem auch wenn es um die Frage möglicher coronabedingter Kürzungen des
Verteidigungshaushaltes gehen wird.

Here to stay

Ein letzter Punkt sollte außerdem nicht unter den Tisch fallen: So positiv
man es empfinden mag, wenn eine beachtliche Anzahl an US-SoldatInnen das
Land verlassen, mit einem Komplettabzug ist auf absehbare Zeit nicht zu
rechnen. Schließlich ist Deutschland auch weiterhin nicht nur für Konflikte
mit Russland, sondern auch für US-Einsätze im Globalen Süden nahezu
unersetzlich. Nüchtern gibt etwa der ehemalige Generalinspekteur der
Bundeswehr, Harald Kujat, zu Protokoll [12]: "Wir sollten das nicht auf die
Goldwaage legen. Die Amerikaner sind nicht hier, um uns einen Gefallen zu
tun, sondern weil sie strategische Interessen haben. Deshalb werden sie
auch ganz sicher nicht vollständig aus Deutschland abziehen."

Vor diesem Hintergrund sollten bei aller nachvollziehbaren Freude über
einen Abzug der US-Truppen vor allem auch die mit ihm einhergehenden
Risiken und Nebenwirkungen kritisch im Auge behalten werden.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsj.com/articles/trump-directs-u-s-troop-reduction-in-germany-11591375651


[2] https://www.lebenshaus-alb.de/magazin/002463.html

[3] https://augengeradeaus.net/2020/06/us-truppen-in-deutschland-angeblich-deutliche-reduzierung-geplant-mit-harter-obergrenze/

[4] https://www.nytimes.com/2020/06/05/world/europe/trump-troops-europe-nato-germany.html

[5] https://www.tagesschau.de/inland/usa-truppenabzug-maas-101.html

[6] https://de.investing.com/news/world-news/kritik-aus-groser-koalition-an-usabzugsplanen-2014093

[7] http://www.imi-online.de/2020/05/18/polnische-teilhabe/

[8] https://www.deutschlandfunk.de/moeglicher-us-truppenabzug-aus-europa-schwaechung-des-nato.694.de.html?dram:article_id=478145

[9] https://www.reuters.com/article/us-poland-usa-military/warsaw-washington-agree-on-locations-for-new-u-s-troops-in-poland-idUSKCN1VK0TB

[10] https://www.deutschlandfunk.de/moeglicher-us-truppenabzug-aus-europa-schwaechung-des-nato.694.de.html?dram:article_id=478145

[11] https://www.finanzen.net/nachricht/aktien/muetzenich-zu-us-abzug-neuausrichtung-der-sicherheitspolitik-8947976

[12] https://www.rnd.de/politik/moglicher-us-truppenabzug-ex-bundeswehr-inspekteur-harald-kujat-kritisiert-art-und-weise-YK3SKYAM6FEMFIQWB7U3X62IWE.html

 * 
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IMI-Standpunkt 2020/022 vom 8. Juni 2020

Ami goes home?

Risiken und Nebenwirkungen des "Abzugs" der US-Truppen aus Deutschland

http://www.imi-online.de/2020/06/08/ami-goes-home-2/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1590: Das kapitalistische Patriarchat


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 17/18 vom 22. Mai 2020

Das kapitalistische Patriarchat

von Damian Bugmann



Neandertaler, Germanen, Russen und Moslems werden als finstere
Machos dargestellt, die westliche Gesellschaft dagegen als weitgehend
patriarchatsfreier Raum. Dabei werden eigene Patriarchatsprobleme,
direkte und strukturelle Gewalt ignoriert und in der Familie
privatisiert und endgelagert.


Machos, Kinderschänder und Frauenzüchtiger betrachtet die
bürgerliche Ideologie als Ausländer und als charakterschwache,
geistesgestörte einheimische Ausnahmefälle. Das ernst zu nehmende
gesellschaftliche Problem wird privatisiert und auf andere
abgeschoben, die man als minderwertig betrachtet. TV-Dokumentationen
mit anschaulichen Spielfilmsequenzen behaupten breitbeinig wider
besseres Wissen der Ethnologie und Archäologie, die Neandertaler seien
streng patrilineal (männliche Erbfolge) und patriarchal organisiert
gewesen. Mainstreamige Archäologiesendungen ignorieren Darstellungen
und Symbole der wichtigen weiblichen Einflüsse auf das öffentliche
Leben und projizieren patriarchale Strukturen in matrizentrische
antike Hochkulturen wie Kreta, Troja und Etrurien.

Je älter die Kultur, desto barbarischer und patriarchalischer soll sie
gewesen sein. Die patriarchalen griechischen und römischen Kulturen
barbarisierten in ihren Propagandaschriften die Kelten und Germanen,
da diese Konkurrent*innen von Rom und Athen waren. Diese widersetzten
sich der Unterwerfung und hatten in Wirklichkeit eine feinere,
sanftere und differenziertere Kultur und Spiritualität als sie selbst,
sie behielten effektiv mehr matrizentrische Elemente bei.


Teile und herrsche

Weibliche spirituelle Figuren und das Mysterium der Geburt standen im
Zentrum des gesellschaftlichen und spirituellen Lebens der
vorpatriarchalen, matrizentrischen Gesellschaften. Sexuell und
spirituell, wirtschaftlich und sozial waren Geschlechter und sexuelle
Orientierungen gleichberechtigt, die Bereiche gehörten ganzheitlich
zusammen. Wo die Männer wie in den poly- und monotheistischen Kulturen
Mythen fälschen und männliche Gottheiten über weibliche setzen, die
Frauen aus wichtigen kultischen Funktionen verdrängen und zu
Tempelprostituierten degradieren, hat die patriarchalische
Teile-und-herrsche-Trennung bereits stattgefunden.

In vorpatriarchalen, matrizentrischen Gesellschaften gab es keine
Prüderie, keine Hierarchien, keine Fixierung auf Familie und
Zweierbeziehung. Die Menschen lebten überall auf der Welt, wenn sie
nicht in handlichen Zelten unterwegs waren, meist in grossen
Gemeinschaftshäusern, alles war Kollektivbesitz. Das wirtschaftliche
und soziale Leben, die Sexualität waren durch Partizipation aller
freiheitlich, klar und sozialverträglich geregelt. Elternschaft und
Vorstellungen von ehelicher Treue interessierten gar nicht, alle
zusammen nahmen die Verantwortung für Wohlergehen und Entwicklung der
Kinder wahr. Diese Verantwortung blieb nicht an den einzelnen Müttern
und Vätern hängen, es kam nicht zu Stress und diskriminierenden
Rollenzuschreibungen.


Kampf, Konkurrenz, Geld

Wo Männer die Frauen und andere Menschengruppen, die Dritte Welt und
die Natur mit List und Gewalt zu Macht- und Profitzwecken
instrumentalisieren, ist Patriarchat. Und da, wo der
Hollywood-Einzelkämpfer aufbricht zu neuen Ufern und sein Ziel gegen
alle Widersacher mit viel Gewalt und unter Missachtung der Regeln
erreicht. Dabei geht es immer um idealistisch verschleierte,
egoistische Ziele wie Bereicherung, Vorteile und Privilegien,
Ausbeutung und Herrschaft.

Der gesellschaftlich integrierte moderne Mann arbeitet hart und ohne
Rücksicht auf seine Gesundheit, meist ausser Haus. Dazu kommen noch
Pflichten in der Familie, aktiver Freizeitstress und die Befriedigung
kleiner und grosser Laster als Kompensation. Der Patriarch zieht in
den Krieg, in den Kampf um einen Platz in der Arbeitswelt, um
Marktanteile, Einschaltquoten, beruflichen Aufstieg, Beute. Die
Familie und die aufopfernde, wirtschaftlich abhängige Frau (meist
doppelt belastet), idealisiert er, kokettiert damit, im Grund ein
Familienmensch zu sein.

Heilig ist aber heute die Unternehmung, die oft liebevoll als Familie
bezeichnet wird und einseitigen Gewinninteressen dient. Die durch
wirtschaftliche, gesellschaftliche und religiöse Bedingungen im
19. Jahrhundert entstandene patriarchale Kleinfamilie ist längst tot,
zerrissen durch die auseinander strebenden Interessen der vereinzelten
Kämpfer*innen im verschärften kapitalistisch-patriarchalischen
Wettbewerb.


Schönes neues Patriarchat

Patriarchatsprobleme werden ignoriert und in der Familie privatisiert.
Die isolierte Zweigenerationen-Kleinfamilie wird durch Wettbewerb,
ungleiche Machtverteilung und Rollenfixierungen überstresst und meist
emotional überfrachtet. Es entstehen gefährliche Ungleichgewichte, oft
Neurosen und Gewalt, mässigende Einflüsse wie in grösseren,
gleichberechtigten Gemeinschaften fallen weg. Die Ehefrau ist die
Tankstation für den grossen Kämpfer und den Kämpfer*innen-Nachwuchs
und muss in der Familie wichtige logistische, psychologische,
emotionale und gegenüber dem Mann sexuelle Funktionen übernehmen. Ist
genug Geld da, kann sie einen Teil der Arbeit an Externe wie
Seelenklempner, Haushalt- und Kinderhütepersonal delegieren und hat
Raum für kreative Hobbys und Erwerbsarbeit. Ist wenig Geld da, muss
sie zusätzlich arbeiten gehen und die Kinder mindestens teilweise
vernachlässigen.

Ein paar wenige Frauen* schaffen es mit grössten Anstrengungen, List
und Intrige, in Männerdomänen einzudringen und in der Machowelt
mitzuhalten. Die männliche Elite beweist damit ihre Offenheit und
Toleranz, die tüchtigen, privilegierten Frauen gehören dazu, werden
bewundert und angefeindet. Sie finden eine individuelle Lösung für das
gesellschaftliche Problem Geschlechterrollen und Diskriminierung, das
Bestehen bleibt. Laut den liberalen Ideolog*innen garantiert der
«freie» Wettbewerb mit seinen patriarchalen Regeln Chancengleichheit
und gleiche Rechte. Der Mainstream-Diskurs lehnt die alten Formen des
Patriarchats ab und schafft neue, die dem Kapitalismus dienen und den
Schein von Emanzipation, Gewaltfreiheit und Gleichberechtigung
verbreiten.


BÜCHER ZUM THEMA:

- Carola Meier-Seethaler:

Ursprünge und Befreiungen, Eine dissidente Kulturtheorie,

Opus Magnum 1988/2017, 548 Seiten

- Christa Wolf:

Kassandra, Erzählung, Suhrkamp 1983/2009, 178 Seiten
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THEMENREIHE/474: ARD-alpha - Tiefsee, 10.6.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

alpha-thema:

Tiefsee

Mittwoch, 10. Juni 2020 ab 20.15 Uhr, ARD-alpha



Bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts hielt man die Tiefsee für
unbelebt. Die Entdeckung von oft kilometerlangen
Kaltwasser-Korallenriffen revolutionierte die Meeresforschung. Auch
andere, oft bizarre Lebewesen haben in den dunklen Tiefen der Ozeane
ihre Heimat gefunden. Heute geht es bei der Erforschung der Tiefsee
nicht nur um wissenschaftliche Erkenntnis, sondern es werden dort auch
begehrte Rohstoffe gesucht. Was bedeutet das für die bisher unberührte
Unterwasserwelt? "alpha-thema: Tiefsee" am Mittwoch, 10. Juni 2020 ab
20.15 Uhr, in ARD-alpha.

In der Dokumentation "Unbekannte Paradiese - Im Reich der
Kaltwasserriffe" um 20.15 Uhr taucht ein Filmteam in eine fremde,
unwirtliche Welt, zu den Kaltwasser-Korallen. Lange blieben sie den
Menschen verborgen, denn die Tiefen der Ozeane sind nur mit
aufwändiger Technik erreichbar. Heute gilt die Tiefsee in der
Wissenschaft als wichtiger Bestandteil des marinen Ökosystems.

Im Sommer 1898 brach der Ozeandampfer "Valdivia" von Hamburg aus zu
einer Forschungsreise auf. Die Dokumentation "Die Reise der Valdivia -
die erste deutsche Tiefsee-Expedition" um 21.00 Uhr lässt den
Forschungsalltag auf dem Schiff vor 120 Jahren lebendig werden. Neun
Monate war die Mannschaft unterwegs, bei eisiger Kälte und tropischer
Hitze. Sie legte rund 60 000 Kilometer zurück und erreichte mit ihren
Messungen Wassertiefen bis zu 6000 Metern. Spezielle Netze beförderten
tausende Meerestiere ans Tageslicht. Rund 1500 Glasplatten-Negative
von Fotos sind erhalten geblieben, hunderte Skizzen, Zeichnungen und
Präparate sowie detaillierte Tagebuchaufzeichnungen.

"Rohstoffe in der Tiefsee - Ausbeutung oder Meeresschutz?" Dieser
Frage geht die Dokumentation um 21.45 Uhr nach. Greenpeace fordert den
Schutz der Tiefsee. An einem Tiefseeberg, 1000 Kilometer westlich von
Südafrika, wollen die Umweltschützer zeigen, wie wichtig die
unberührte Unterwasserwelt für das ökologische Gleichgewicht ist. Doch
die Nachfrage nach Rohstoffen wächst. Verschiedene Industrienationen
stehen am Start, um diese Schätze durch den Tiefseebergbau zu heben.
Sie haben den Lobbyverband "Deep Sea Mining Alliance" gegründet, der
keine großen Risiken für die Natur sieht. Nachhaltigkeit habe oberste
Priorität.


alpha-thema: Tiefsee - Die Sendungen im Überblick


Mittwoch, 10. Juni 2020

20.15 Uhr: Unbekannte Paradiese - Im Reich der Kaltwasserriffe

Dokumentation, WDR 2012

21.00 Uhr: Die Reise der Valdivia - die erste deutsche

Tiefsee-Expedition


Dokumentation, MDR 2017


BR Mediathek: Nach Ausstrahlung bis 10. Juni 2020

21.45 Uhr: Rohstoffe in der Tiefsee

Ausbeutung oder Meeresschutz?

Dokumentation, SWR 2020

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Juni 2020
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FEATURE/1480: Deutschlandfunk Kultur - Die Weidendammer Brücke in Berlin, 10.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wo Pünktchen bettelte und knickste

Die Weidendammer Brücke in Berlin

Von Eva Förster

Zeitfragen. Feature

Mittwoch, 10. Juni 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Weidendammer Brücke ist der drittälteste Brückenschlag in Berlin,
der Stadt, die mehr Brücken vorzuweisen hat als Venedig. "Berlin ist
schön, hier besonders, an dieser Brücke, und abends am meisten",
schrieb Erich Kästner 1931 in seinem Roman "Pünktchen und Anton". Wolf
Biermann besang den Adler im Brückengeländer als "Preußischen Ikarus".
Als Kulisse für den verliebten Schriftsteller Theodor Fontane
fungierte die Brücke, als er sich am 8. Dezember 1845 hier mit Emilie
Rouanet-Kummer verlobte. Und der expressionistische Dichter Arno Holz
reimte: "Die Friedrichstraße. Krumm an seiner Krücke ein Bettler auf
der Weidendammer Brücke: 'Kauft-Wachs-streich-hölzer!
Schwedische-Storm-und-Wachs-streich-hölzer!'"

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juni 2020
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Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1479: Deutschlandfunk - Einmal Widerstand, immer Widerstand, 9.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Einmal Widerstand, immer Widerstand

Einst Bürgerrechtler am rechten Rand?

Von Alexa Hennings

Deutschlandfunk 2020

Das Feature

Dienstag, 9. Juni 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie saßen im Stasi-Knast, waren frühe DDR-Bürgerrechtler,
Parteien-Gründer der ersten Stunde nach der Wende. Mit derselben
Vehemenz, mit der sie einst die DDR und deren Ideologie bekämpften,
bekämpfen sie nun den heutigen Staat. Was ist passiert mit Menschen
wie Siegmar Faust, Antje Hermenau oder Michael Beleites? Einst
bildeten sie eine Gemeinschaft der Mutigen, heute eine
Missmutsgemeinschaft, wie ihr einstiger Weggefährte, der Dichter Lutz
Rathenow, feststellt. Übernahmen Ämter, engagierten sich für das neue
Deutschland, von dem sie kaum zu träumen gewagt hatten. Und geraten
nun, 30 Jahre später, in Konflikt mit eben diesem Land. Es wurde ihnen
zunehmend fremd, sie finden weder für ihre Ideale noch für sich selbst
einen Platz darin. Sympathisieren mit AfD, Pegida und der Neuen
Rechten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juni 2020
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FEATURE/1478: Deutschlandfunk Kultur - Die Mutterschaftsfrage, 9.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Familienaufstellung

Die Mutterschaftsfrage

Von Emily Thomey

Regie: Friederike Wigger

Deutschlandfunk Kultur 2020/ca. 56'

(Ursendung)

Feature

Dienstag, 9. Juni 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Von Frauen wird selbst heute oft noch selbstverständlich erwartet,
dass sie Kinder bekommen wollen und das auch tun. Wer keine Kinder hat
oder will, muss sich rechtfertigen, wird kritisch beäugt - oft bis ans
Lebensende. Durch eine sehr fortschrittliche reproduktive Medizin
scheint es kaum noch Hindernisse für einen Kinderwunsch zu geben.
Dabei können viele Gründe dafür sprechen, - auch in Deutschland -
kinderfrei leben zu wollen: ein erfülltes Arbeitsleben, ein dichtes
soziales Netz, übersteigerte Erwartungen an Mütter, Angst vor Armut,
und für manche sogar der Umweltschutz. Die Autorin Emily Thomey steht
mit Ende 30 vor einer der wichtigsten Entscheidungen ihres Lebens und
muss sie bewusst treffen: kinderreich oder kinderfrei?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juni 2020
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MELDUNG/2083: Deutschlandfunk - Der österreichische Kabarettpreisträger Florian Scheuba, 10.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Salzburger Stier 2020

Der österreichische Preisträger Florian Scheuba

Von Daniela Mayer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 10. Juni 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Florian Scheuba ist der österreichische Gewinner des Salzburger Stier
2020, eines der wichtigsten Kabarettpreise, vergeben von den
öffentlich-rechtlichen Sendern in Deutschland, Österreich, der Schweiz
und Südtirol. Der politische Kabarettist ist seit den frühen
80er-Jahren als Akteur verschiedener Kabarett-Ensembles erfolgreich.
Seit 2015 steht er auch als Solist auf der Bühne und erhielt für seine
politisch fundierte Satire zahlreiche Auszeichnungen. In den
"Querköpfen" hören Sie Ausschnitte aus der Radiogala zum Salzburger
Stier 2020, aufgezeichnet am 16. Mai im Deutschlandfunk, dem Gastgeber
der diesjährigen Preisverleihung. In der eigentlich als öffentliche
Bühnenshow konzipierten Sendung spricht Gastgeber Martin Zingsheim im
Studio mit dem Preisträger und präsentiert Ausschnitte aus dessen
Programmen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFF/230: Berlin - "Durchgangslage". Erinnerung, Imagination und biographische Konstruktion im Film, 24.06.2020


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2020

Mittwoch, 24.06.20, 19:00 Uhr

Grenzgänge zwischen Realität und Fiktion #1



Erinnerung, Imagination und biographische Konstruktion im
Film

Mit Juliane Ebner, René Frölke und André Siegers

Moderation: Dorothee Wenner

Screening »Durchgangslage« (R: Juliane Ebner, 2020) & Gespräch
Rahmenprogramm //open : closed borders// #4

Mit Juliane Ebners Film »Durchgangslage« beginnt eine Reihe von vier
Abenden mit im Grenzgänger-Programm geförderten Filmen und
anschließenden Gesprächen zu filmischen Formen zwischen Dokumentation
und Fiktion sowie zu der (Re-)Konstruktion von Biographie und
Geschichte. Im Juli folgen die Filme »Le Beau Danger« von René
Frölke, »Souvenir« von André Siegers und »Havarie« von Philip
Scheffner. »Durchgangslage« erzählt von den Exzessen der Gewalt im
Zuge der postjugoslawischen Kriege: Der auf Tuschezeichnungen
basierende Animationsfilm sucht nach dem Punkt, an dem hätte
verhindert werden können, was nicht hätte geschehen dürfen.
Ausgangspunkt ist die bebende Gegenwart, die ungewisse Zukunft, die
Frage nach Wiederholungen und der Blick auf persönliche Begegnungen.
Nicht von offizieller Geschichtsschreibung, sondern individueller
Wahrnehmung erzählend geht der Film auf Spurensuche.

»Durchgangslage«

Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Kroatien, Serbien 2020 | La 30 min |
Regie, Kamera, Drehbuch, Zeichnung, Animation, Sprache: Juliane Ebner
| Postproduktion: Manfred Miersch | Musik: Alma Luise Schnoor |
Lektorat: Friedemann Stengel

www.docfilm42.de | www.lcb.de/openclosedborders

Die Filmreihe ist Teil des Rahmenprogramms des Grenzgänger-Festivals
//open : closed borders//, gefördert von der Robert Bosch Stiftung,
mit freundlicher Unterstützung von Arte und docfilm42.
Chinesisch-Deutsches Schriftstellerforum

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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INNERE/1428: Atherosklerose - Wie RNA-Schnipsel die Gefäße schützen (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 04.06.2020

Atherosklerose - Wie RNA-Schnipsel die Gefäße schützen

LMU-Forscher haben eine bisher unbekannte Funktion einer microRNA
entdeckt, durch die die Gefäßinnenwand geschützt und das
Atheroskleroserisiko reduziert wird.



Winzige Abschnitte aus RNA, einer dem Erbmolekül DNA eng verwandten
Nukleinsäure, sind entscheidend an der Genregulation beteiligt und spielen
auch bei der Entstehung von Krankheiten, etwa der Atherosklerose, eine
wichtige Rolle. Typischerweise agieren diese sogenannten microRNAs
(miRNAs) im Zytoplasma, wo sie zur Stilllegung von Genen beitragen, indem
sie die Umsetzung genetischer Informationen in Proteine blockieren.
Wissenschaftler um Professor Christian Weber vom Institut für Prophylaxe
und Epidemiologie der Kreislaufkrankheiten (IPEK) am Klinikum der LMU
haben nun einen ungewöhnlichen anderen Wirkmechanismus identifiziert: Wie
die Forscher im Fachmagazin Science Translational Medicine berichten, kann
die miRNA miR-126-5p auch in den Zellkern transportiert werden. Dort hemmt
sie das Enzym Caspase-3, das den programmierten Zelltod auslöst. Dadurch
wird die Gefäßinnenwand geschützt und atherosklerotischen Läsionen
vorgebeugt.

Atherosklerose - umgangssprachlich auch als Gefäßverkalkung bezeichnet -
spielt eine wichtige Rolle bei der Entstehung von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen und gehört in der westlichen Welt zu den häufigsten
Todesursachen. Sie entwickelt sich fast ausschließlich an
Gefäßabzweigungen, da dort Turbulenzen im Blutstrom die Endothelzellen
schädigen, die die innerste Wandschicht der Gefäße bilden. Dies
begünstigt die Einwanderung von Entzündungszellen und letztendlich die
Bildung atherosklerotischer Plaques. Die miRNA miR-126-5p ist in
Endothelzellen stark angereichert und spielt für den Schutz der Zellen
eine wichtige Rolle. Die Forscher haben nun die Mechanismen hinter dieser
Funktion untersucht und aufgedeckt, dass durch die Blutströmung erzeugter
hoher Scherstress die Schutzwirkung initiiert.

"Der Hohe Scherstress setzt in den Endothelzellen einen mehrstufigen
Prozess in Gang: Dabei geht die microRNA miR-126-5p im Zytosol einen
Komplex mit einem RNA-bindenden Protein ein", sagt Donato Santovito,
Postdoc in Webers Team und Erstautor der Arbeit. Der Komplex wird in den
Zellkern transportiert, wo sich miR-126-5p löst, an das Enzym Caspase-3
bindet und dieses dadurch hemmt. Das Enzym ist entscheidend am
programmierten Zelltod beteiligt, der sogenannten Apoptose. Viele
Risikofaktoren für Atherosklerose - etwa Turbulenzen im Blutstrom, erhöhte
Blutzuckerspiegel oder Blutfettgehalte - lösen die Apoptose von
Endothelzellen aus. Indem sie Caspase-3 im Zellkern hemmt, schützt
miR-126-5p die Endothelzellen vor dem Zelltod und verhindert damit, dass
an Stellen mit hoher Scherbeanspruchung Schäden auftreten, die
Atherosklerose begünstigen. Zudem stellt ein intaktes Endothel eine
wichtige Schutzbarriere für das gesamte Gefäßsystem dar.

"Diese bisher unbekannte Funktion von miR-126-5p stellt ein neues Prinzip
der biologischen Regulation dar, das andere gut beschriebene Mechanismen
ergänzt", sagt Weber. Die Wissenschaftler wollen in einer
interdisziplinären internationalen Kooperation und im Rahmen des
Transregio-Sonderforschungsbereichs 267 auch andere miRNAs daraufhin
untersuchen. Zudem könnte nach ihrer Ansicht die Modulation dieses
Signalwegs neue Optionen für die Therapie von Gefäßerkrankungen eröffnen.


Originalpublikation:

Non-canonical inhibition of caspase-3 by a nuclear microRNA confers
endothelial protection by autophagy in atherosclerosis

Donato Santovito, Virginia Egea, Kiril Bidzhekov, Lucia Natarelli, André
Mourão, Xavier Blanchet, Kanin Wichapong, Maria Aslani, Coy Brunßen,
Michael Horckmans, Michael Hristov, Arie Geerlof, Esther Lutgens, Mat
J.A.P. Daemen, Tilman Hackeng, Christian Ries, Triantafyllos Chavakis,
Henning Morawietz, Ronald Naumann, Philipp von Hundelshausen, Sabine
Steffens, Johan Duchêne, Remco T.A. Megens, Michael Sattler, Christian
Weber

Science Translational Medicine 2020

https://stm.sciencemag.org/content/12/546/eaaz2294

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/2087: "Explosion im Krebsgenom" - viel häufiger als angenommen (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 04.06.2020

"Explosion im Krebsgenom": viel häufiger als angenommen



Chromothripsis ist eine Form der Genominstabilität, bei der ein oder
einige wenige Chromosomen in einem vermutlich einmaligen katastrophalen
Ereignis geradezu "explodieren". Die Chromothripsis tritt nach bisheriger
Meinung zu Beginn der Tumorentwicklung auf und spielt eine wichtige Rolle
bei der Krebsentstehung. Galt das Phänomen bislang als eher selten, so
zeigten Wissenschaftler im Deutschen Krebsforschungszentrum nun, dass
Chromothripsis bei nahezu der Hälfte aller Tumoren nachweisbar ist.

Das erst seit etwa zehn Jahren bekannte Schadensbild der "Chromothripsis"
unterscheidet sich von bisher bekannten Erbgutdefekten in Tumorzellen:
Abschnitte eines oder einiger weniger Chromosomen sind an unzähligen
Stellen zerbrochen und regelwidrig wieder zusammengebaut, so dass ganze
Erbgutabschnitte fehlen, andere dagegen vervielfältigt oder in falscher
Orientierung eingebaut sind.

Bislang wurde angenommen, dass dieses Erbgut-Desaster nur bei zwei bis
drei Prozent der Krebsfälle auftritt. Doch Wissenschaftler um Aurélie
Ernst am Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) zeigen nun in einer
aktuellen Arbeit mithilfe hochempfindlicher Analysemethoden, dass die
Häufigkeit der Chromothripsis bislang erheblich unterschätzt wurde. In
Zusammenarbeit mit dem NCT/DKTK MASTER-Programm untersuchten die
DKFZ-Forscher 634 Tumorproben von 28 Krebsarten, die alle wichtigen
Krebserkrankungen bei Erwachsenen abdecken. Dabei fanden sie die Spuren
der Chromosomen-Explosion bei 49 Prozent aller untersuchten Patienten.

Besonders häufig betroffen waren Tumoren von Patienten, die bereits von
ihren Eltern eine Mutation geerbt haben, die für die Krebsentstehung
disponiert. Außerdem trat bei den verschiedenen Krebsarten Chromothripsis
in bestimmten Chromosomenregionen häufiger auf, als es der reinen
Zufallsverteilung entspricht. Daraus schließen die Forscher, dass in
diesen Fällen die Chromosomen-Explosion den Zellen einen Überlebensvorteil
verschafft.

Darüber hinaus erhielten die Wissenschaftler wesentliche Einblicke in die
Evolution der Tumoren: Bislang hatten sie vermutet, dass Chromothripsis in
der Regel ganz am Anfang des Tumorgeschehens auftritt oder die
Krebsentstehung sogar initiiert. Doch die aktuellen Ergebnisse zeichnen
ein anderes Bild: Bei Patienten, von denen im Verlauf der Krebserkrankung
mehrfach Tumorproben gewonnen wurden, zeigte sich, dass teilweise nur
einzelne Subklone von dem chromosomalen Desaster befallen waren. In wieder
anderen Fällen fanden die Forscher Chromothripsis erst beim Tumorrückfall,
nicht aber im Primärtumor.

Hohe klinische Relevanz hat die Beobachtung, dass es nach der
Chromosomen-Explosion häufig zu Fusionen von Chromosomenstücken kommt, die die
Tumorentwicklung vorantreiben. Dies kann beispielsweise daran liegen, dass
ein wachstumstreibendes Gen durch die Fusion unter den Einfluss eines
starken Aktivators gerät. "Es gibt inzwischen bereits eine Reihe von
Fachpublikationen, die zeigen, dass man in solchen Fällen manchmal mit
zielgerichteten Medikamenten das Tumorwachstum aufhalten kann", erklärt
Studienleiterin Aurélie Ernst.


Originalpublikation:

The landscape of chromothripsis across adult cancer types. 

Voronina N,
Wong JKL, Hübschmann D, Hlevnjak M, Sebastian Uhrig S, Heilig CE, Horak
P, Kreutzfeldt S, Mock A, Stenzinger A, Hutter B, Fröhlich M, Brors B,
Jahn A, Klink B, Gieldon L, Sieverling L, Feuerbach L, Priya Chudasama P,
Beck K, Kroiss M, Heining C, Möhrmann L, Fischer A, Schröck E, Glimm H,
Zapatka M, Lichter P, Fröhling S and Ernst A.

Nature Communications 2020, DOI: 10.1038/s41467-020-16134-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 04.06.2020
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INTERNATIONAL/057: Finanzierungskonferenz der Impfallianz Gavi - Zusagen der Bundesregierung reichen nicht aus (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 4. Juni 2020

Gavi-Finanzierungskonferenz: Zusagen der Bundesregierung reichen nicht aus

Routineimpfungen und Stärkung von Gesundheitssystemen dürfen in Zeiten der Corona-Pandemie nicht auf der Strecke bleiben



Berlin/Hannover, 4. Juni 2020. Bei der heutigen Finanzierungskonferenz
der Impfallianz Gavi hat Bundeskanzlerin Angela Merkel 600 Millionen
Euro für die Arbeit der Impfallianz von 2021 bis 2025 bestätigt, die
schon im Januar von der Bundeskanzlerin zugesagt wurden. Darüber
hinaus wiederholte sie ihre Zusage vom 4. Mai für weitere 100
Millionen Euro, die explizit für die Corona-Bekämpfung vorgesehen
waren. Damit blieb die Bundesregierung hinter den Erwartungen von
Nichtregierungsorganisationen zurück. Diese hatten 700 Millionen Euro
für Gavis Kernaufgaben gefordert: Routineimpfungen und die Stärkung
von Gesundheitssystemen.

In einer gemeinsamen Reaktion erklären die Entwicklungsorganisationen
Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW), Global Citizen, ONE, Plan
International Deutschland, Save the Children und World Vision
Deutschland: "Die heute von der Bundesregierung zugesagten Mittel für
die Impfallianz Gavi bleiben hinter unseren Erwartungen zurück. Eine
Erhöhung der Mittel für Gavis Kernaufgaben um weitere 100 Millionen
Euro wäre wichtig gewesen - denn aufgrund der aktuellen Pandemie
bleiben in vielen Ländern lebensrettende Impfungen gegen Masern oder
Polio aus."

Zu Gavis Einsatz gegen Corona sagen die Entwicklungsorganisationen:
"Wenn wir das Coronavirus aufhalten wollen, geht das nur global. Gavi
hat das nötige Know-how, um die Menschen schnell zu erreichen, die
sonst kaum Zugang zu Impfungen haben. Daher begrüßen wir Deutschlands
Unterstützung für Gavis Einsatz, für die Herstellung eines
Corona-Impfstoffs und dafür, die Bereitstellung des Impfstoffs für die
am stärksten von Armut betroffenen Menschen zu beschleunigen. Niemand
ist sicher, wenn nicht alle geschützt sind."

Bereits vor der Corona-Pandemie hatten sich die sieben Organisationen
unter anderem mit der Kampagne #GoodNews2025 für eine Erhöhung dieser
Gelder eingesetzt und gemahnt, dass Gesundheitssysteme weltweit
dringend gestärkt werden müssen.


Über Gavi

Die Impfallianz Gavi wurde vor 20 Jahren mit dem Ziel gegründet, allen
Menschen in ärmeren Ländern gerechten Zugang zu Impfungen zu
ermöglichen. Sie ist eine starke und zuverlässige Partnerin bei der
Bekämpfung vermeidbarer Krankheiten und unterstützt derzeit
Impfprogramme in 73 Ländern. Seit ihrem Bestehen hat Gavi ihre
Partnerländer dabei unterstützt, über 760 Millionen Kinder zu impfen.
Damit konnten mehr als 13 Millionen Leben gerettet werden.


Die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) ist eine
international tätige Entwicklungsorganisation. Ihr Ziel ist es, zu
einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen. Daher
unterstützt sie junge Menschen dabei, selbstbestimmte Entscheidungen
über ihre Sexualität und Verhütung zu treffen. Gleichzeitig bringt sie
sich auf nationaler und internationaler Ebene in politische
Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit, Familienplanung und
Gleichstellung der Geschlechter ein. 

www.dsw.org


Global Citizen ist eine globale Bewegung engagierter Menschen,
die gemeinsam ihre Stimmen nutzen, um extreme Armut bis 2030 zu
beenden. Global Citizen bietet hierzu Informationen rund um Kernthemen
wie Ernährungssicherheit, Gleichberechtigung, Bildung, Umweltschutz
und globale Gesundheit - und die Möglichkeit, sich gemeinsam für die
Themen einzusetzen, die einem am Herzen liegen. Auf diesen Wegen
mobilisiert Global Citizen eine große Community von Global Citizens,
die zusammen Entscheidungsträger*innen aus Politik und Wirtschaft zum
Handeln auffordert und finanzielle und politische und politische
Zusagen für die Global Goals der Vereinten Nationen einfordert.
Darüber hinaus unterstützt Global Citizen die Global Goals mit
einzigartigen Event- und Aktionsformaten, wie den Global Citizen
Festivals, für die Tickets nicht erwerblich sind, sondern durch
politisches und soziales Engagement verdient werden. Seit Global
Citizen im Jahr 2011 mit der Kampagnenarbeit begann, sind Global
Citizens mehr als 25 Millionen Mal aktiv geworden. Diese Aktionen
haben zu Zusagen von Regierungen, Institutionen und Unternehmen in
Höhe von über 48 Milliarden US-Dollar geführt, die bis heute das Leben
von 880 Millionen Menschen verbessert haben. 

www.globalcitizen.org

ONE ist eine internationale Bewegung, die sich für das Ende extremer
Armut und vermeidbarer Krankheiten bis 2030 einsetzt. Damit jeder
Mensch ein Leben in Würde und voller Chancen führen kann. Wir sind
überparteilich und machen Druck auf Regierungen, damit sie mehr tun im
Kampf gegen extreme Armut und vermeidbare Krankheiten, insbesondere in
Afrika. Zudem unterstützt ONE Bürger*innen dabei, von ihren
Regierungen Rechenschaft einzufordern. Mehr Informationen auf 

www.one.org

Plan International ist eine unabhängige Organisation der
Entwicklungszusammenarbeit und humanitären Hilfe. Mädchen und Jungen
sollen weltweit die gleichen Rechte und Chancen haben und ihre Zukunft
aktiv gestalten. Um das zu erreichen, setzen wir in unseren
Partnerländern effizient und transparent Projekte zur nachhaltigen
Gemeindeentwicklung um und reagieren schnell auf Notlagen und
Katastrophen, die das Leben von Kindern bedrohen. In mehr als 75
Ländern arbeiten wir Hand in Hand mit Kindern, Jugendlichen,
Unterstützenden und Partnern jeden Geschlechts, um unser globales Ziel
zu erreichen: 100 Millionen Mädchen sollen lernen, leiten, entscheiden
und ihr volles Potenzial entfalten. Die nachhaltigen Entwicklungsziele
der Vereinten Nationen bestärken uns in unserem Engagement.

Save the Children ist als größte unabhängige Kinderrechtsorganisation
der Welt in mehr als 110 Ländern tätig. Die Schwerpunkte liegen in den
Bereichen Schule und Bildung, Schutz vor Ausbeutung und Gewalt sowie
Überleben und Gesundheit - auch in Katastrophensituationen. Save the
Children setzt sich ein für eine Welt, die die Rechte der Kinder
achtet. Eine Welt, in der alle Kinder gesund und sicher leben und frei
und selbstbestimmt aufwachsen können. Mehr Informationen auf
www.savethechildren.de

World Vision setzt sich seit 70 Jahren mit Projekten in Asien,
Lateinamerika und Afrika für Kinder ein. Als Kinderhilfsorganisation
verfolgen wir das Ziel, für Kinder in großer Armut eine bessere Welt
zu schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen, arbeitet World Vision in
drei Bereichen: Nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre
Hilfe und Politische Arbeit. Für World Vision steht dabei immer das
Wohlergehen und die gesunde Entwicklung der Kindern im Fokus. In fast
100 Ländern weltweit setzt sich World Vision für Bildung, gesunde
Ernährung, sauberes Trinkwasser und gute medizinische Versorgung ein.

 www.worldvision.de

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org
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STELLUNGNAHME/288: Mediale Darstellung wissenschaftlicher Ergebnisse zu Maßnahmen gegen COVID-19-Ausbreitung (GfV)


Gesellschaft für Virologie (GfV) - 4. Juni 2020

STELLUNGNAHME 

zur aktuellen Diskussion um wissenschaftliche Studien in den Medien



In der aktuellen Diskussion um ein geeignetes Vorgehen bei der
Lockerung der Eindämmungsmaßnahmen gegen die SARS-CoV-2-Ausbreitung in
Deutschland, spielen wissenschaftliche Untersuchungen zur
Virusübertragung, zum Infektionsrisiko in verschiedenen
Bevölkerungsgruppen und zum Nachweis von Antikörpern eine sehr
wichtige Rolle. Politik und Medien nutzen diese Daten zurecht für
Handlungsempfehlungen und politische Entscheidungen. In den letzten
Tagen ist es zu öffentlich ausgetragenen wissenschaftlichen
Bewertungen und Abwägungen gekommen, die - befeuert von einigen Medien
- zu Konflikten zwischen einzelnen Wissenschaftlern hochstilisiert
wurden. Die Gesellschaft für Virologie sieht sich daher veranlasst,
auf wichtige Grundsätze der wissenschaftlichen Diskussion hinzuweisen,
die in Medien, Politik und Gesellschaft vielleicht nicht immer bekannt
sind und daher mitunter nicht berücksichtigt werden.

- Die kontroverse Diskussion um die Stärken und Schwächen
wissenschaftlicher Studien sowie ihre Interpretation ist ein
unverzichtbarer Bestandteil des wissenschaftlichen Erkenntnisprozesses
und des wissenschaftlichen Fortschritts überhaupt. Die weit
verbreitete Erwartung einer prompten und endgültigen Wahrheit als
Ergebnis einer Untersuchung ist wissenschaftsfremd. Auf
wissenschaftlichen Erkenntnissen aufbauende Handlungsempfehlungen
entsprechen daher nur dem aktuellen Stand des Wissens und müssen im
Licht des Erkenntnisfortschritts immer wieder neu bewertet und
angepasst werden.

- Wissenschaftliche Evidenz wird in den wenigsten Fällen durch eine
singuläre Studie generiert, sondern durch die vielfache Reproduktion
von Daten mit denselben oder anderen Forschungsansätzen. Die daraus
resultierenden Ergebnisse ergänzen bzw. korrigieren sich und erlauben
immer zielgenauere Interpretationen. Deshalb besitzen
Replikationsstudien, also solche, die der Überprüfung eines Befundes
dienen, sehr hohen wissenschaftlichen Wert.

- Wissenschaftliche Daten in Studien, die lediglich auf Preprint- oder
Universitäts-Servern öffentlich zugänglich gemacht werden und kein
Peer-Review-Verfahren durchlaufen haben, sind immer vorläufig, ohne
dass dies explizit betont werden muss. Auch die Kritik durch (zumeist
fachnahe) Experten an diesen Ergebnissen ist in diesem Stadium, also
vor der eigentlichen Veröffentlichung in einer Fachzeitschrift, als
vorläufig zu verstehen und muss mit diesem entscheidend wichtigen
Vorbehalt betrachtet werden.

- Die Darstellung wissenschaftlicher Ergebnisse und Meinungen in den
Medien sollte immer sachlichen Kriterien folgen. Dazu gehören
Zitationen, die die ursprüngliche Aussage nicht grob vereinfachen,
entstellen oder bewusst verfälschen, um gezielt einen bestimmten
Eindruck zu erwecken.


Die Gesellschaft für Virologie findet es sehr bedauerlich, dass
Teile der deutschen Presse sowie einige wenige Diskutanten auf
öffentlichen Internetforen die sachliche Auseinandersetzung zwischen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern nutzen konnten, um
persönlich erscheinende Konflikte hervorzurufen und diese für eigene
Zwecke, wie etwa die Steigerung von Zugriffszahlen, zu
instrumentalisieren. Dadurch wird der Eindruck einer zerstrittenen
Wissenschaftsgemeinschaft erweckt und das Vertrauen in die Seriosität
wissenschaftlichen Arbeitens geschmälert.

Die COVID-19-Pandemie und die durch sie verursachten Herausforderungen
sind noch lange nicht vorbei und es können uns noch gesellschaftliche
Bewährungsproben erwarten. Deshalb darf das Vertrauen der Menschen in
die Virologie und die Wissenschaft insgesamt nicht verloren gehen. Die
Gesellschaft für Virologie appelliert deshalb mit Nachdruck an alle
Beteiligten, ihrer langfristigen Verantwortung einer objektiven
Berichterstattung weiterhin gerecht zu werden. Dazu gehört es,
wissenschaftliches Arbeiten transparent zu machen und zu erklären,
aber nicht eine wissenschaftliche Debatte zu personalisieren oder gar
zu skandalisieren. Letzteres ist schädlich für die Aufklärung in der
Sache und behindert eine sachgerechte Meinungsbildung.


Weitere Informationen:

Gesellschaft für Virologie:

www.g-f-v.org

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Virologie (GfV)

Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

Institut für Virologie

Department für Medizinische Mikrobiologie und Hygiene

Albert-Ludwigs-Strasse 11

D-79104 Freiburg

Telefon: 0761/203 - 6534 / 6533, Fax: 0761/203 - 6626

Internet: www.g-f-v.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





STELLUNGNAHME/287: "Zukunftsprogramm Krankenhäuser ist ein Schritt in die richtige Richtung" (DEKV)


DEKV - Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V. - 4. Juni 2020

DEKV: "Zukunftsprogramm Krankenhäuser ist ein Schritt in die richtige Richtung"



Berlin - "Das im beschlossenen Konjunkturpaket der Bundesregierung
enthaltene Zukunftsprogramm Krankenhäuser ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Die Corona-Pandemie zeigt, dass das
Gesundheitswesen und die Krankenhäuser in der Normalversorgung, aber
vor allem zur Vorbereitung auf eine weitere mögliche Krise noch besser
aufgestellt sein müssen. Dazu stellt das Programm der Bundesregierung
erste finanzielle Mittel bereit", so Christoph Radbruch,
Vorstandsvorsitzender des Deutschen Evangelischen Krankenhausverbandes
(DEKV).

Infektionsschutz und Digitalisierung optimieren

In der Corona-Pandemie spielt die Patientenversorgung in
Krankenhäusern eine zentrale Rolle. Mit den drei Milliarden Euro aus
dem Zukunftsprogramm Krankenhäuser soll eine moderne und bessere
investive Ausstattung der Krankenhäuser gefördert werden. Dazu gehört
unter anderem, kritische Bereiche in den Krankenhäusern an die
Anforderungen einer Pandemie anzupassen und so die Stressanfälligkeit
der Krankenhäuser zu verringern. In seinen "Optionen zur getrennten
Versorgung von COVID-19-Fällen, Verdachtsfällen und anderen Patienten
im stationären Bereich"(1) empfiehlt das Robert Koch-Institut unter
anderem, die Notaufnahmen so zu gestalten, dass COVID-19-Patienten,
Verdachtsfälle und andere Patienten strikt getrennt werden. "Dies
dauerhaft umzusetzen, erfordert in vielen Häusern bauliche
Veränderungen, da Räumlichkeiten und neue Eingänge geschaffen werden
müssen. Zur Bewältigung der Pandemie wurden auf die Schnelle
provisorische Lösungen etabliert. Diese müssen nun mittelfristig in
dauerhafte Lösungen überführt werden. Das ist richtig und sinnvoll und
die künftig bereitgestellten Mittel sind eine erste
Anschubfinanzierung.

Doch diese Finanzmittel sollen darüber hinaus auch die Digitalisierung
voran bringen. Die evangelischen Krankenhäuser setzen moderne
Technologien überall dort ein, wo sie sinnvoll das medizinische und
pflegerische Handeln ergänzen und unterstützend wirken. Allerdings
sehen wir im gesamten Krankenhausbereich die Notwendigkeit, die
Digitalisierung voran zu treiben. Dazu hatten wir bereits anlässlich
des Digitale-Versorgung-Gesetzes (DVG) im Jahr 2019 einen DigitalPAKT
Krankenhaus mit einem Volumen von 9,5 Milliarden Euro gefordert.
Mittel in dieser Größenordnung würden benötigt, um die Digitalisierung
nachhaltig voran zu bringen", erläutert Radbruch.

Medizinische Schutzausrüstung sicherstellen

Die Corona-Krise hat auch gezeigt, wie wichtig es ist, materiell auf
den Notfall vorbereitet zu sein. "Wir begrüßen das Vorhaben, die
Bevorratung von medizinischer Schutzausrüstung dezentral in
medizinischen Einrichtungen und beim Katastrophenschutz gesetzlich zu
verankern. Mit einer Milliarde Euro will der Bund die Erstausstattung
finanziell unterstützen. Wir fordern, dass die Finanzierung der zu
bevorratenden Schutzausrüstung in Krankenhäusern gesetzlich garantiert
wird und nicht im Rahmen der Budgetverhandlungen mit den Krankenkassen
ausgehandelt werden muss. Nur so haben unsere Häuser die nötige
Planungssicherheit. Mit dem gestern verabschiedeten Konjunktur- und
Krisenbewältigungspaket der Bundesregierung sind aus unserer Sicht die
Weichen gestellt. Es ist eine gute Balance zwischen der Investition in
Zukunftsprojekte, Stressresistenz und Pandemieprävention für
Krankenhäuser", betont Radbruch.


Quellen:

(1) https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Getrennte_Patientenversorg_stationaer.html


Der Deutsche Evangelische Krankenhausverband e.V. (DEKV)
vertritt mit 201 evangelischen Kliniken an über 270 Standorten jedes
achte deutsche Krankenhaus. Die evangelischen Krankenhäuser versorgen
jährlich mehr als 2,5 Mio. Patientinnen und Patienten stationär und
mehr als 3 Mio. ambulant. Mit über 120.000 Beschäftigten und einem
Umsatz von 10 Mrd. € sind sie ein wichtiger Wirtschaftsfaktor.
Der DEKV ist Branchenverband der evangelischen Krankenhäuser und
Mitglied im Evangelischen Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. Der
DEKV setzt sich insbesondere für eine zukunftsorientierte und
innovative Krankenhauspolitik mit Trägervielfalt, verlässliche
Rahmenbedingungen für die Krankenhausfinanzierung, eine Modernisierung
der Gesundheitsberufe und für eine zukunftsorientierte konsequente
Patientenorientierung in der Versorgung ein.

 * 

Quelle:

DEKV Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V.

Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

Invalidenstraße 29, 10115 Berlin

Telefon: 030 /80 19 86-0, Fax: 030 /80 19 86-22

E-Mail: office@dekv.de

Internet: www.dekv.de
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STELLUNGNAHME/286: Geplantes Konjunktur- und Investitionsprogramm korrekturbedürftig (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 4. Juni 2020

Beschlüsse des Koalitionsausschusses 

BVMed für "mutige regulatorische Rahmenbedingungen" und reduzierten Mehrwertsteuersatz auf Medizinprodukte



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, bewertet das von
der Bundesregierung geplante Konjunktur- und Investitionsprogramm
"Corona-Folgen bekämpfen, Wohlstand sichern, Zukunftsfähigkeit
stärken" grundsätzlich positiv, sieht aber in Details noch
Änderungsbedarf. "Wir brauchen nachhaltige Investitionen in bessere
Strukturen und optimierte Prozesse in der Patientenversorgung. Und wir
brauchen vor allem mutige regulatorische Rahmenbedingungen, und das
dringender als Steuergelder", kommentiert BVMed-Geschäftsführer Dr.
Marc-Pierre Möll. Der BVMed spricht sich außerdem dafür aus, den
reduzierten Mehrwertsteuersatz einheitlich auf Medizinprodukte
anzuwenden.

Das 25-Milliarden-Euro-Programm für Überbrückungshilfen, auch für
mittelständische Unternehmen, sei ein wichtiger Schritt. Hiervon
müssten auch die Unternehmen der Medizintechnik profitieren, die zum
Teil erhebliche Umsatzrückgänge zu verzeichnen haben. Gerade
mittelständische Unternehmen und Hilfsmittel-Leistungserbringer haben
durch die Verschiebung planbarer Operationen und der fehlenden
Rehabilitation unverschuldet Rückgänge zu verzeichnen, die nicht von
der gesetzlichen Krankenversicherung ausgeglichen werden. "Der
Schwellenwert des Programms von 60 Prozent Umsatzrückgang für die
grundsätzliche Anspruchsberechtigung für Hilfen ist aus unserer Sicht
zu hoch angesetzt. Schon bei 40 Prozent Rückgang geraten die
Unternehmen in eine finanziell gefährliche Schieflage", so der BVMed.

Die Absenkung der Mehrwertsteuer zur Förderung der Konjunktur bewertet
der BVMed als eine positive Maßnahme, die auch Patienten und
medizinische Einrichtungen kurzfristig entlastet. Die Maßnahme gilt
aber lediglich für ein halbes Jahr. Der Aufwand für die Umsetzung ist
bei allen Beteiligten - den Finanzbehörden, den Unternehmen, aber auch
den Kliniken - nicht unerheblich. Aus Sicht der Medizintechnik ist
eine generelle Absenkung der Mehrwertsteuer für Medizinprodukte auf
den ermäßigten Mehrwertsteuersatz notwendig. Aktuell gelten zwei
unterschiedliche Steuersätze, was zu Abgrenzungsschwierigkeiten und
einem erheblichen Verwaltungsaufwand in Kliniken und Unternehmen
führt.

Positiv bewertet der BVMed auch das Zukunftspaket für Forschung und
Innovationen. "Der erhoffte Digitalisierungsschub muss auch im
Gesundheitsbereich tatsächlich ankommen. Das Zukunftsprogramm
Krankenhäuser ist hier ein richtiger Schritt", so Möll. Wichtig sei,
dass tatsächlich die digitale Ausstattung der Krankenhäuser mit
Telemedizin, Robotik und weiteren Hightech-Lösungen vorangebracht
werde. "Aus Sicht der Medizintechnik benötigen wir in diesem
Zusammenhang den Zugang von Unternehmen zu Gesundheitsforschungsdaten,
wenn der Patient dem zugestimmt hat. Damit können die Unternehmen ihre
Produkte auch auf Basis der Daten kontinuierlich verbessern."

Eine größere strategische Unabhängigkeit im Bereich der
Medizinprodukte in Deutschland ist eines der wichtigsten Ergebnisse
der Corona-Krise. Die Maßnahmen zur Förderung der inländischen
Produktion wichtiger Medizinprodukte und Arzneimittel sowie die
Maßnahmen zur vorausschauenden Bevorratung medizinischer
Schutzausrüstung und die Schaffung einer nationalen Reserve seien
Schritte in die richtige Richtung, kommentiert der BVMed. "Hier
brauchen wir einen weiteren Dialog, was noch zusätzlich notwendig ist.
Wir regen an, mit allen relevanten Akteuren in einen strategischen
Dialog zu treten und gemeinsam mit der Bundesregierung zu definieren,
wie eine systemrelevante Infrastruktur vorgehalten werden sollte,
damit auch in Krisenfällen die Patientenversorgung in Deutschland
gewährleistet ist. Der BVMed ist bereit, dabei seine Expertise
einzubringen", so BVMed-Geschäftsführer Möll.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 79/20 vom 4. Juni 2020

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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GENETIK/159: Neu entdeckte Erkrankung liefert Ideen, Mukoviszidose besser zu behandeln (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 04.06.2020

Neu entdeckte Erkrankung liefert Ideen, Mukoviszidose besser zu behandeln



Die Atemwegserkrankung Mukoviszidose ist die häufigste schwer verlaufende
Erbkrankheit weltweit. Ein Forscherteam der Universitäten Münster und
Regensburg hat jetzt eine Erkrankung entdeckt, aus der sich ein besseres
Verständnis der Mukoviszidose und damit neue Wege für ihre Therapie
ergeben könnten. Die Studie ist im "Journal of Medical Genetics"
erschienen.

Mukoviszidose ist die häufigste schwer verlaufende Erbkrankheit weltweit.
Jedes Jahr werden mehrere Hundert Familien mit dieser Diagnose
konfrontiert - und bis heute gibt es keine Heilung für die Erkrankung, die
in erster Linie die Atemwege betrifft. Neben einer unterstützenden
Behandlung bleibt als letzter Ausweg häufig nur eine
Lungentransplantation, um das Leben der Patienten zu retten. Ein
Forscherteam der Universitäten Münster und Regensburg hat nun eine
Erkrankung entdeckt, aus der sich ein besseres Verständnis der
Mukoviszidose und damit neue Wege für ihre Therapie ergeben könnten. Die
Studie ist in der Fachzeitschrift "Journal of Medical Genetics"
erschienen.

Ursache der Mukoviszidose ist eine genetische Veränderung des 
Cystic-Fibrosis-Transmembrane-Conductance-Regulator-Gens, kurz CFTR. Dieses
stellt den Bauplan dar für einen Chloridkanal an der Oberfläche von
Körperzellen. Im Normalfall ermöglicht der Kanal die Anreicherung von Salz
und Wasser auf der Oberfläche der Luftwege, wodurch eine kontinuierliche
Reinigung der Atemwege sichergestellt wird. Ein Defekt im CFTR-Kanal
verhindert den Transport von Chloridionen und damit die Befeuchtung der
Luftwege. Als Folge kommt es bei den Betroffenen zur Bildung eines zähen
Atemwegsschleims, der die Luftwege verschließt - den Patienten fehlt
buchstäblich die Luft zum Atmen.

Die Forschergruppe um Prof. Dr. Thorsten Marquardt von der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU) entdeckte nun eine Erkrankung, bei der
ein anderer Chloridkanal mit dem Namen TMEM16A nicht funktioniert. Dieser
ist ebenfalls in den Zellen der Luftwege vorhanden. In Zusammenarbeit mit
dem von Prof. Dr. Karl Kunzelmann geleiteten Physiologischen Labor der
Universität Regensburg wurden die zellulären Auswirkungen der neu
entdeckten Erkrankung untersucht, die zu einem völligen Funktionsverlust
des TMEM16A-Kanals führt. Überrascht stellten die Forscher fest, dass ohne
TMEM16A auch der CFTR-Kanal nicht mehr funktioniert. Das Aufregende daran:
Die Wissenschaftler sind sich sicher, dass sich die neuen Erkenntnisse
auch für die Behandlung von Mukoviszidose nutzen lassen.

"Zu unserem Erstaunen zeigen Kinder, die am TMEM16A-Defekt leiden,
keinerlei Atemwegssymptome. Bei ihnen führt ein Funktionsverlust von CFTR
bei gleichzeitiger Abwesenheit der TMEM16A-Funktion offensichtlich nicht
zu einer Mukoviszidose", sagt Dr. Julien Park, Erstautor der Studie und
Mitarbeiter bei Thorsten Marquardt in der Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin des Universitätsklinikums Münster. Hierzu passend konnte die
Arbeitsgruppe um Karl Kunzelmann in Tierexperimenten zeigen, dass der
doppelte Funktionsverlust von TMEM16A und CFTR keine Lungenerkrankung in
Mäusen hervorruft.

Zusammengenommen werfen diese überraschenden Ergebnisse eine wichtige
Frage auf: Könnte die medikamentöse Hemmung von TMEM16A die
Atemwegssymptome von Mukoviszidose-Kranken verbessern? Eine deutliche
Unterdrückung der Schleimproduktion und Schleimsekretion durch Hemmung von
TMEM16A wurde in experimentellen Voruntersuchungen bereits gezeigt. Diesen
Ansatz wollen die Forscher nun mit weiteren Arbeiten vertiefen: "Als
nächsten Schritt planen wir klinische Studien, um die mögliche Behandlung
der Mukoviszidose mit TMEM16A-Hemmern zu bewerten", blickt Karl Kunzelmann
bereits nach vorn.


Originalpublikation:

J. Park et al. (2020): 

TMEM16A deficiency: a potentially fatal neonatal disease resulting from impaired chloride currents. 

Journal of Medical Genetics

DOI: 10.1136/jmedgenet-2020-106978

Weitere Informationen finden Sie unter

https://jmg.bmj.com/content/early/2020/05/28/jmedgenet-2020-106978 

(Originalpublikation in "Journal of Medical Genetics")

https://www.medizin.uni-muenster.de/cdg/startseite/ 

(Forschergruppe Prof. Thorsten Marquardt an der WWU)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 04.06.2020
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RHEUMA/306: Immer mehr Rheuma Patienten nehmen Opioide ein (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 04.06.2020

Immer mehr Rheuma-Patienten nehmen Opioide ein

Europäische Rheumaliga (EULAR) weist auf Gefahr durch Gewöhnung hin



Fentanyl, Tramadol oder Tilidin: Neue europäische Zahlen zeigen, dass auch
in Europa immer mehr Menschen Opioide gegen ihre Rheumaschmerzen
einnehmenDie europäische Rheumaliga EULAR (The European League Against
Rheumatism) weist im Rahmen ihres derzeit laufenden Jahres¬kongresses
European E-Congress of Rheumatology 2020auf die wachsende Gefahr eines
Opioid-Missbrauchs in Europa hin und fordert Maßnahmen für einen
sichereren Umgang mit diesen Schmerzmitteln. Der EULAR 2020 findet ab dem
3. Juni 2020 aufgrund der Covid-19-Pandemie als e-Kongress statt.

Opioide sind starke Schmerzmittel. Rund 70 Prozent der Opioide werden in
Deutschland für Patienten mit chronischen nicht-tumorbedingten Schmerzen
verordnet. Laut Leitlinien (2) können sie unter anderem bei chronischen
Osteoarthritis-(Arthrose-)schmerzen für eine vier- bis zwölfwöchige
Therapie zum Einsatz kommen. "Für diese Indikation gibt es eine
ausreichende wissenschaftliche Datengrundlage zur Wirksamkeit und
Sicherheit", sagt Professor Dr. med. Ulf Müller-Ladner, ehemaliger
Vorsitzender des EULAR Ausschusses Clinical Affairs und Ärztlicher
Direktor der Abteilung Rheumatologie und Klinische Immunologie der
Kerckhoff-Klinik, Bad Nauheim. Doch dann sollte Schluss mit der Einnahme
sein. Denn die Schmerzhemmer haben starke Nebenwirkungen: Übelkeit,
Erbrechen, chronische Verstopfung aber auch Schwindel und Müdigkeit. Ihre
größte Gefahr liegt jedoch in ihren zentralnervösen, manchmal
stimmungsaufhellenden, manchmal "egalisierenden" Wirkungen. "Dies macht
ihr starkes Suchtpotenzial aus: Für die meisten Patienten ist der
psychische Entzug deshalb am schwersten", so Müller-Ladner, ehemaliger
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie (DGRh).

Ein besonderes Risiko für eine Gewöhnung/Abhängigkeit an Opioide haben in
der Katalonien-Studie Frauen (vier Prozent mehr Betroffene als Männer),
Ältere (zehn Prozent mehr als Jüngere) und sozial Benachteiligte
(Differenz von sechs Prozent gegenüber der privilegiertesten
Bevölkerungsgruppe). Ebenso nehmen ein Prozent mehr Land- als
Stadtbewohner Opioide ein. Junqing Xie von der University of Oxford und
Erstautor der Studie stellt fest: "Die Einnahme von Opioiden -
insbesondere von starken Opioiden - ist in den letzten Jahren bei neu an
Osteoarthritis erkrankten Patienten substanziell gestiegen". Es müssten
dringend Vorkehrungen für eine sichere Verschreibung dieser Medikamente
getroffen werden. Dies gelte vor allem für ältere Frauen, die unter
schwierigen sozialen Bedingungen leben.

Darüber hinaus zeigt eine aktuelle Studie aus Island (3), dass Opioide
auch nach Behebung der Schmerzursachen häufig nicht abgesetzt, sondern ihr
Verbrauch eher noch gesteigert werde. So ist bei Patienten mit
entzündlichen Gelenkerkrankungen die Dosis ihrer Opioide selbst nach der
Behandlung mit präzise wirksamen Entzündungshemmern wie TNF-Inhibitoren
eher gesteigert worden, anstatt sie abzusetzen. "Es gibt dringenden
Handlungsbedarf", so EULAR-Präsident Professor Iain McInnes aus Glasgow,
UK. Die Opioid-Sucht habe sich mittlerweile zu einem bedeutenden Problem
entwickelt.

Das Risiko einer körperlichen und seelischen Suchtentwicklung ist bei
bestimmungsgemäßem Gebrauch von Opioiden jedoch gering. "Deshalb möchten
wir das Bewusstsein für einen verantwortungsvollen Umgang sowohl auf der
Seite der Verschreiber als auch der Einnehmenden schärfen", sagt Professor
John Isaacs von der Universität Newcastle, UK, der den wissenschaftlichen
Vorsitz des EULAR innehat. "Um chronische Schmerzen zu lindern, sollten
Medikamente ohnehin nur Teil eines umfassenden Therapieprogramms sein, in
dem Ärzte, Psychologen und Physiotherapeuten zusammenarbeiten." Verordnen
Ärzte ausnahmsweise doch Opioide, sollte der Behandlungsversuch rasch
enden, wenn er sich als wirkungslos erweist oder die Wirkung nachlässt.


Quellen:

(1) https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/145-003.html

Langzeitanwendung von Opioiden bei chronischen nicht-tumorbedingten
Schmerzen (LONTS), Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. [Long-Term Use of
Opioids for Chronic Non-Tumour Associated Pains (LONTP), German Pain
Society]

(2) EULAR Abstract No. 3070: Temporal trends of opioid use among incident
osteoarthritis patients in Catalonia, 2007-2016: a population-based cohort
study, Xie et al.

DOI 10.1136/annrheumdis-2020-eular.3070

(3) EULAR Abstract No.: 2587: Initiating TNF inhibitors in inflammatory
arthritis does not decrease the average opioid analgesic consumption.
Olafur Palsson et al.

DOI: 10.1136/annrheumdis-2020-eular.2587

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524
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STELLUNGNAHME/030: Konjunkturprogramm - Stärkung der inländischen Arzneimittelherstellung (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 4. Juni 2020

Konjunkturprogramm Bundesregierung

Pro Generika begrüßt die Stärkung der hiesigen Arzneimittelherstellung



Berlin - Mit ihrem gestern verabschiedeten Konjunkturpaket ist die
Bundesregierung einen wichtigen Schritt zur Stärkung der hiesigen
Produktion von Arzneimitteln gegangen. Das "Programm zur Förderung der
flexiblen und im Falle einer Epidemie skalierbaren inländischen
Produktion wichtiger Arzneimittel" hat ein Volumen von einer Milliarde
Euro und bildet in den Augen von Pro Generika den Grundstein für mehr
Unabhängigkeit bei der Arzneimittelversorgung.

Pro Generika-Geschäftsführer Bork Bretthauer: "Die Bundesregierung hat
ganz offenbar erkannt, wie entscheidend eine robust aufgestellte
Arzneimittelproduktion hierzulande ist. Das begrüßen wir sehr und
stehen bereit, an der konkreten Umsetzung der Maßnahmen mitzuarbeiten.
Die Aufgabe ist nicht trivial: Es muss gut abgewogen und entschieden
werden, für welche Arzneimittel das Programm gelten soll und wie eine
in einer Epidemie 'flexible skalierbare Produktion' erreicht werden
kann."

Das Programm zur Förderung der inländischen Produktion ist in den
Augen von Pro Generika genau so richtig wie die öffentliche Diskussion
über mehr "Made in Europa". Das Ziel darf dabei aber nicht Autarkie
sein. Bretthauer: "Für mehr Versorgungssicherheit geht es um
De-risking und nicht um De-Globalisierung. Das Problem ist nicht so
sehr, dass die Wirkstoffe aus anderen Teilen der Welt kommen. Das
Problem ist, dass sie nur aus ein oder zwei Teilen der Welt kommen.
Wir brauchen - neben mehr Unabhängigkeit Europas bei wichtigen
Medikamenten - eine Auflösung dieses 'Klumpenrisikos', also mehr
Wirkstoffanbieter und diese in verschiedenen Regionen. Auch dafür
müssen wir Strukturen schaffen, und wir gehen davon aus, dass die
Bundesregierung dieses Thema in ihrer in Kürze beginnenden
EU-Ratspräsidentschaft anpacken wird."

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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AUSLAND/9430: Aus aller Welt - 08.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Nordkorea will Arbeit im Nord-Süd-Verbindungsbüro abbrechen

Weil südkoreanische Aktivisten regelmäßig Heißluftballons mit
kritischen Flugblättern über die Grenze nach Nordkorea schicken,
droht Pjöngjang damit, sich aus dem ständigen Verbindungsbüro mit
Südkorea im Industriepark in der Grenzstadt Kaesong zurückzuziehen.
Ein hoher nordkoreanischer Beamter habe mit der Aufkündigung des
Militärabkommens mit Südkorea gedroht, wenn Seoul nicht aufhöre,
Anti-Pjöngjang-Flugblätter durch Überläufer aus dem Norden in den
Frontgebieten zu verteilen, berichtete die nordkoreanische
Nachrichtenagentur KCNA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9430: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffneter Überfall auf Tankstelle

In Oberbayern fahndet die Polizei nach einem Räuber, der nach einem
Überfall auf eine Tankstelle in Rosenheim mit einem höheren
dreistelligen Betrag entkam. Der bislang unbekannte Mann hatte am
Sonntagabend die Tankstelle betreten und den Angestellten mit
vorgehaltener Pistole zur Herausgabe der Einnahmen aufgefordert.
Anschließend flüchtete der Täter mit seiner Beute zu Fuß in Richtung
Innenstadt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9427: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ankara verhandelt mit Moskau über zweite S-400-Lieferung

Während sich der Export der russischen S-400-Flugabwehrraketensysteme
an die Türkei wegen der Coronapandemie etwas verzögert, verhandelt
Ankara mit dem russischen staatlichen Waffenexporteur Rosoboronexport
über die Umsetzung eines Vertrags über die Aushändigung weiterer
mobiler Luftabwehrsysteme. Grundsätzlich sei man sich über die
Lieferung eines zweiten S-400-Regimentsatzes und der Teilnahme
türkischer Unternehmen an der Produktion des Luftabwehrsystems einig,
zitierte die Agentur Tass den Chef der türkischen
Verteidigungsindustrie, Ismail Demir. Ähnlich äußerte sich auch die
russische Seite. Nach Angaben des Leiters des russischen Föderalen
Dienstes für militärtechnische Zusammenarbeit, Dimitri Schugajew,
befinden sich die Gespräch im Abschlußstadium. Man warte noch auf
eine endgültige Entscheidung von Ankara.

Wegen der türkischen Waffenkäufe in Rußland haben die USA die
Lieferung von Ausrüstungen für den Betrieb des
Tarnkappen-Mehrzweckkampfflugzeugs F-35 an die Türkei gestoppt und
türkische Rüstungsunternehmen aus dem gemeinsamen Programm zum Bau
des Kampfjets rausgeworfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9429: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Streit um Nachfolger von Ex-CDU-Parteichef Mike Mohring beigelegt

CDU-Generalsekretär Raymond Walk verzichtet auf eine Bewerbung um den
Parteivorsitz der Thüringer Christdemokraten. Zuvor hatten die
ehemaligen CDU-Ministerpräsidenten des Freistaats, Bernhard Vogel und
Dieter Althaus, eine Kandidatur des Bundestagsabgeordneten und
ehemaligen Ost-Beauftragten der Bundesregierung, Christian Hirte,
empfohlen. Dieser könne Brücken bauen und Gräben überwinden,
schrieben Vogel und Althaus an die CDU-Mitglieder. Walk will sich nun
um das Amt des stellvertretenden Vorsitzenden bewerben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9427: Tragisches und Kurioses - 08.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kleinflugzeug abgestürzt

Am Flugplatz in Gießen-Lützellinden in Mittelhessen ist ein
Kleinflugzeug beim Start aus etwa 20 Metern Höhe abgestürzt. Ein 69
Jahre alter Fluglehrer kam dabei ums Leben. Ein 56jähriger
Flugschüler erlitt bei dem Unglück schwere Verletzungen. Die
Bergung des Toten aus dem Wrack gestaltete sich wegen verbauter
Sprengkapseln, die bei einem Absturz den Rettungsfallschirm auslösen
sollen, überaus schwierig. Die Unglücksursache war zunächst unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8512: Aus Forschung und Technik - 08.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Japan entwickelt Lasersatellit zur Beseitigung von Weltraumschrott

Die japanische Raumfahrtbehörde JAXA arbeitet nach Informationen der
Rundfunkgesellschaft NHK offenbar an einem neuen Konzept zur
Beseitigung von Weltraummüll. Demnach entwickelt die Raumfahrtbehörde
zusammen mit dem japanischen Technologieunternehmen "SKY Perfect JSAT
Corporation" einen Satelliten, der Weltraumschrott mit einem Laser
beschießen und dadurch so stark abbremsen soll, daß die angestrahlten
Teile in die dichteren Schichten der Erdatmosphäre absinken und dort
verglühen. Insgesamt sind derzeit rund 20.000 Objekte ab zehn
Zentimeter Größe im erdnahen Orbit bekannt, darunter 5.000 Objekte,
die größer als ein Meter sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8526: Aus aller Welt - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Belgier protestieren gegen Rassismus und koloniales Erbe

In Brüssel haben am Sonntag an die 10.000 Menschen gegen Rassismus
und Polizeigewalt protestiert. Am Abend kam es zu
Auseinandersetzungen mit der Polizei, die rund 150 Teilnehmer
festnahm. Bürgermeister Close berichtete anschließend, Unruhestifter
hätten die Beamten provoziert und Geschäfte geplündert. Der Protest
der Demonstranten und Demonstrantinnen richtete sich auch gegen die
Rolle Belgiens als ehemalige Kolonialmacht. Unter König Leopold II.
waren im Kongo schätzungsweise zehn Millionen Menschen getötet
worden. In einer von mehr als 60.000 Belgiern unterzeichneten
Petition wird die Entfernung sämtlicher Statuen von Leopold II.
gefordert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8514: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Beschwerde gegen Deckelung der PV-Anlagen-Förderung

Nach Angaben des Bundesverbands Solarwirtschaft (BSW) hat das
Unternehmen Next Energy aus dem hessischen Brachtal Beschwerde beim
Bundesverfassungsgericht eingereicht, um per einstweiliger Verfügung
die bevorstehende Deckelung der Förderung von Solaranlagen zu
stoppen. Photovoltaikanlagen von bis zu 750 Kilowatt werden bislang
gefördert, solange deren Gesamtkapazität 52 Gigawatt nicht
übersteigt. Derzeit liegt die Anlagenleistung über 51 Gigawatt.
Sollte nach Übersteigen des Grenzwerts noch im Sommer die Förderung
vorübergehend oder länger ausfallen, bekommen zahlreiche Handwerker
und Unternehmen der Energiewirtschaft große Probleme. Der Markt für
Photovoltaik in Deutschland würde auf die Hälfte schrumpfen. Deshalb
unterstützen mehr als hundert Branchenbetriebe Next Energy. Sollte
der Bundestag, wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, noch vor der
parlamentarischen Sommerpause die Förderdeckelung zurücknehmen, wird
die Verfassungsbeschwerde zurückgezogen werden. Laut BSW bietet sich
kommende Woche den Fraktionen im Bundestag die letzte Gelegenheit,
die Förderbeschränkung zu kippen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8436: Sprache, Kunst und Medium - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Diese Woche läuft der Filmbetrieb in Hollywood wieder an

Nach dem weltweiten Ausbruch der Corona-Virusepidemie, die vor rund
drei Monaten auch für Hollywood mit einem sofortigen Abbruch
sämtlicher Film- und Fernseharbeiten beantwortet wurde, ist der Dreh
ab 12. Juni wieder erlaubt. Grünes Licht dafür gab Kaliforniens
Gouverneur Gavin Newsom nach Rücksprache mit der Gesundheitsbehörde.

Verbunden ist die Erlaubnis allerdings mit einer ganzen Reihe von
Auflagen. So darf eine kritische Schwelle von neuen
Covid-19-Fallzahlen in den Bezirken nicht überschritten werden. Dann
müßten die Arbeiten wieder eingestellt werden.

Damit es dazu nicht kommt, müssen die Produktionsteams strikte
Hygieneregeln befolgen. So ist das Personal hinter der Kamera
verpflichtet, Masken zu tragen. Gefordert werden auch ausreichende
Testkapazitäten. Statt der sonst üblichen Essensbuffets am Set gebe es
abgepackte Rationen sowie verschlossene Getränke.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8503: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Berlin weiß offiziell nichts von Abzugsplänen für US-Soldaten

Unter anderem die Washington Post hatte von angeblichen Plänen der
US-Regierung berichtet, bis September 9500 von 34.500 amerikanischen
Soldaten aus Deutschland abzuziehen. Daraus wird wahrscheinlich
nichts. Bundesverteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer berichtete
der Presse in Berlin am Montagmittag, der Bundesregierung lägen keine
diesbezüglichen Informationen vor. Man habe von derartigen
Überlegungen nur aus den Medien erfahren. Die CDU-Politikerin
unterstrich die Bedeutung der Präsenz von US-Soldaten in Deutschland
für die Sicherheit der USA und die gesamte NATO.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8517: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Corona-Nothilfe der EU bislang nicht für Afrika und Nahen Osten

Die Entwicklungsministerinnen und -minister der Europäischen Union
haben bei einer Videokonferenz am Montag über Hilfe für die von der
Coronapandemie betroffenen ärmeren Länder in Afrika und dem Nahen
Osten gesprochen. Eine Verständigung kam nicht zustande.
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller hatte ein Programm der
Europäischen Investitionsbank zur Auflage von Nothilfen und
Kreditlinien in Höhe von 50 Milliarden Euro gefordert. Nach der
Konferenz bezeichnete er die Haltung der EU als beschämend. Dem
CSU-Politiker zufolge wurde an die von dem Virus betroffenen Länder
noch kein Euro überwiesen. Dabei muß die Pandemie weltweit bekämpft
werden, weil sie sonst als Bumerang zurückkommt. Gegenüber der
Rheinischen Post (Montagsausgabe) hatte Müller vorab von potentiellen
Unruhen und unkontrollierbaren Fluchtbewegungen in Afrika gesprochen.
Dort sind Millionen von Menschen arbeitslos. Es mangelt an
Transportmöglichkeiten, Lebensmitteln und Saatgut. Hinzu kommt eine
dramatische Heuschreckenplage in Ostafrika.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8486: Tragisches und Kurioses - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Sklavenhändler-Denkmal in Bristols Hafen versenkt

Ausgelöst durch den Mord an dem Afroamerikaner George Floyd bei einem
Polizeieinsatz in Minneapolis, kam es am vergangenen Wochenende in
zahlreichen Städten weltweit zu Protesten gegen Rassismus und
Polizeigewalt.

Im südwestenglischen Bristol gingen einige Demonstranten noch einen
Schritt weiter. Sie holten am Fluß Avon die Statue des Händlers Edward
Colston, der im 17. Jahrhundert mit dem Kauf und Verkauf von
Zehntausenden Menschen aus Afrika reich geworden war, vom Sockel und
versenkten das Standbild im Hafenbecken. Zu der Kundgebung waren rund
10.000 Menschen erschienen.

Vielen Bewohnern von Bristol war die Bronze aus dem Jahr 1895 schon
lange ein Dorn im Auge. Während er seinen Reichtum über viele Jahre
durch Menschenhandel vermehrt hatte, versuchte Colston später, sein
Ansehen durch großzügige Spenden für den Bau von Krankenhäusern und
Schulen zu verbessern.

Viele Bristoler sahen in dem Standbild jedoch einen Schandfleck. Etwa
11.000 Bürger unterzeichneten eine Petition mit der Aufforderung zur
Entfernung des vermeintlich reumütigen Gönners. Zunächst ermittelt die
Polizei jedoch gegen die Bilderstürmer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8515: Arbeit, Soziales und Familie - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Sklavenhändlerstatue von Bristol versenkt

In der südwestenglischen Hafenstadt Bristol haben am vergangenen
Sonntag bei Anti-Rassismus-Protesten einige Dutzend Teilnehmer und
Teilnehmerinnen die Statue des britischen Sklavenhändlers Edward
Colston von ihrem Sockel geholt und unter dem Jubel Hunderter von
Menschen in den Avon geworfen. Zuvor trampelten die Aktivisten auf
der am Boden liegenden Bronzestatue herum und besprühten sie mit
roter Farbe. Mehrere Demonstranten stellte die Situation nach, bei
der der Schwarze George Floyd zwei Wochen zuvor während einer
Polizeiaktion in Minneapolis getötet worden war. Sie stützten sich
fast neun Minuten lang mit dem Knie im Nacken der Statue auf. Floyds
Tod ist der jüngste Anlaß von Protestkundgebungen gegen rassistische
Polizeigewalt weltweit.

Colston war im 17. Jahrhundert für die in Bristol ansässige, amtliche
Sklavenhandelsfirma Englands, der Royal African Company, tätig, die
jährlich rund 5000 Menschen versklavte und meist in die Karibik sowie
die neue Kolonie Virginia schaffte. Bristols Bürgermeister Marvin
Rees, selbst mit jamaikanischen Wurzeln, sagte am Montag in einem
Interview der BBC, er habe die Statue stets als persönlichen Affront
empfunden. Als gewählter Politiker könne er jedoch nicht hinter
Unruhen und Sachbeschädigungen stehen. Bereits vor den jüngsten
Protesten hatten 11.000 Bürger Bristols eine Petition unterzeichnet,
mit der sie die Entfernung der Statue forderten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8503: Märkte und Finanzen - 08.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Gerhard Schröder als Aufsichtsratvorsitzender von Rosneft bestätigt

Der frühere Bundeskanzler Gerhard Schröder ist beim diesjährigen
Aktionärstreffen des staatlich kontrollierten russischen Konzerns
Rosneft als Aufsichtsratvorsitzender bestätigt worden. Der 76jährige
Schröder gehört dem Kontrollgremium des Moskauer
Mineralölunternehmens seit 2017 an. Die russische Tageszeitung
Kommersant gab Schröders Bezüge mit 600.000 Euro an. Der Chef von Nord
Stream 2, Matthias Warnig, wurde ebenfalls in den Aufsichtsrat von
Rosneft gewählt.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/466: Meilenstein für eine neue Ära der Beobachtung von erdähnlichen Exoplaneten (idw)


Universität Wien - 05.06.2020

Meilenstein für eine neue Ära der Beobachtung von erdähnlichen
Exoplaneten



Das Instrument METIS für das Extremely Large Telescope (ELT) des European
Southern Observatory (ESO) hat den ersten wichtigen Meilenstein seiner
Designphase erreicht. Das Instrument ist eine Kombination aus Kamera und
Spektrometer, das im infraroten Wellenlängenbereich beobachtet und alle
Vorteile des ELTs mit seinem Hauptspiegel von 39m Durchmesser ausnutzen
wird. Ein Forschungsschwerpunkt wird dabei die Suche nach erdähnlichen
Exoplaneten sein. Von österreichischer Seite sind die Universität Wien,
die Universität Innsbruck, die Universität Linz sowie das RICAM der
österreichischen Akademie der Wissenschaften beteiligt.

Das ELT mit seinem innovativen adaptiven Optiksystem wird mit einem
Spiegeldurchmesser von 39m das weltgrößte Spiegelteleskop sein und in der
Mitte dieses Jahrzehnts in Betrieb gehen. Der Mid-Infrared ELT Imager and
Spectrograph (METIS) ist ein Instrument des ELT und erschließt ein
wichtiges Wellenlängenfenster zur Erforschung des Lebenszyklus von Sternen
und der physikalischen Prozesse in Galaxienkernen.

Ein besonderer Schwerpunkt wird dabei die Beobachtung von Exoplaneten
sein. METIS ermöglicht, die Atmosphären von Exoplaneten näher zu
untersuchen und dabei Temperaturen und saisonale Wetterbedingungen zu
studieren. Zudem hat METIS auch das Potenzial zur direkten Erkennung von
terrestrischen Exoplaneten.

Entwicklung des Instruments geht in die nächste Phase

Nach einer tiefgehenden, positiven Evaluierung der Konzepte für die
Optomechanik, Elektronik und Software kann nun das Design für METIS
finalisiert werden. Die eigentliche Konstruktion des Instrumentes wird
2022 beginnen. METIS wird im Rahmen eines internationalen Konsortiums
gebaut, das aus Universitäts- und Forschungsinstituten aus Deutschland,
Österreich, den Niederlanden, Frankreich, Belgien, Schweiz, Schottland,
Portugal, Taiwan und den USA besteht. Die Leitung des Konsortiums liegt
bei der Universität Leiden in den Niederlanden.

Simulationen astronomischer Beobachtungen helfen bei der Entwicklung

Österreich ist seit 2008 Mitglied bei der ESO, der weltweit größten
Forschungsinfrastruktur für Astrophysik. Um eine nachhaltige Nutzung
dieser Infrastruktur zu gewährleisten, sind österreichische
Wissenschafter*innen auch aktiv an der Entwicklung von neuen
Forschungsinstrumenten für ESO beteiligt. Dies geschieht im Rahmen eines
Konsortiums in den Bereichen Astrophysik und angewandte Mathematik unter
Federführung der Universität Wien.

Das Institut für Astrophysik entwickelt mit der ETH Zürich ein
Softwarepaket, mit dem astronomische Beobachtungen simuliert werden, um
die Performance von METIS bereits in der Designphase evaluieren zu können.
Gemeinsam mit dem Institut für Astro- und Teilchenphysik der Universität
Innsbruck wird die Softwarepipeline zur Kalibration und Analyse von
METIS-Beobachtungen entwickelt. Die Software muss dazu ein Datenvolumen von
mehreren Terabyte pro Nacht verarbeiten.

Bildbearbeitung für kosmische Aufnahmen

Das Institut für Industriemathematik der Universität Linz entwickelt
gemeinsam mit RICAM (Johann Radon Institute for Computational and Applied
Mathematics) ein Softwarepaket zur Simulation, Quantifizierung und
Rekonstruktion der Bildverzerrungen, die durch optische und atmosphärische
Störungen entstehen. Die Finanzierung dieser Partnerschaft erfolgte bisher
nebst Beiträgen der Universitäten und Institute zu einem signifikanten
Anteil aus Hochschulraum-Strukturmittel des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Forschung. Derzeit werden Mittel für die
nächsten Jahre bis zur Fertigstellung des Instruments akquiriert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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Universität Wien, 05.06.2020
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FORSCHUNG/1701: BESSY II - Experiment zeigt erstmals im Detail, wie Elektrolyte metallisch werden (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 05.06.2020

BESSY II: Experiment zeigt erstmals im Detail, wie Elektrolyte metallisch
werden



Ein internationales Team hat erstmals an BESSY II ein raffiniertes
Experiment entwickelt, um die Bildung eines metallischen Leitungsbandes in
Elektrolyten zu beobachten. Dafür stellten sie kryogene Lösungen aus
flüssigem Ammoniak mit verschiedenen Konzentrationen von Alkali-Metallen
her und untersuchten den Flüssigkeitsstrahl mit weichem Röntgenlicht.
Äußerlich zeigt sich der Übergang von einzelnen Metall-Atomen in Lösung zu
einem metallischen Verbund, indem die Farbe der Lösung von blau zu golden
wechselt. Diesen Vorgang konnten sie nun durch die Messdaten an BESSY II
im Detail analysieren. Die Arbeit ist in Science publiziert und erscheint
sogar als Titelgeschichte.

Was Metalle auszeichnet, ist allgemein bekannt. In einem Metall bewegt
sich ein Teil der äußeren Elektronen in einem sogenannten Leitungsband
durch das kristalline Gitter. Daher leiten Metalle elektrischen Strom.

Im Gegensatz zu Metallen sind in Elektrolyten die Ionen ungeordnet und die
Leitfähigkeit nimmt sogar mit steigender Konzentration ab. Wie entsteht
daher aus vielen einzelnen, gelösten Metall-Atomen im Elektrolyten ein
metallisches Verhalten? Wie genau und bei welcher Konzentration bildet
sich ein Leitungsband aus und wie verhalten sich die Orbitale dabei?

Nun hat eine große internationale Kooperation ein raffiniertes Experiment
entwickelt, mit dem man diese Vorgänge erstmals beobachten konnte.
Beteiligt waren 17 Autoren von renommierten Instituten, die über die ganze
Welt verteilt sind: von Los Angeles, über Prag, Paris und Kyoto bis
Berlin.

Einer der Hauptautoren ist Dr. Bernd Winter vom Fritz-Haber-Institut
Berlin, der mit dem HZB-Nachwuchsgruppenleiter Dr. Robert Seidel und
dessen Team die Versuchsanordnung am BESSY II aufgebaut hat. Im ersten
Schritt stellten die Physiker Lösungen von Alkali-Metallen wie Lithium und
Natrium in Ammoniak her. Dabei bilden sich positiv geladene Metall-Ionen
und Elektronen gehen in Lösung. Diese Lösungen sind bei niedrigen
Konzentrationen schwach blau, bei steigender Konzentration intensiviert
sich die blaue Farbe bis sie dann plötzlich zu einem goldenen Farbton
umschlägt. Dieser beeindruckende Farbwechsel hängt mit den Zuständen der
gelösten Metall-Elektronen zusammen, vermuteten die Wissenschaftler.

An der SOL�PES-Maschine, die Robert Seidel an der Beamline U49/2-PGM-1
betreut, konnten sie sogenannte Mikrojets (einen sehr feinen flüssigen
Strahl) aus den Ammoniak-Lösungen mit unterschiedlichen
Alkali-Konzentrationen im Ultrahochvakuum mittels
Photoelektronen-Spektroskopie untersuchen. Dabei mussten die Lösungen auf
etwa minus 60 Grad Celsius gekühlt werden. Bei dieser Temperatur ist
Ammoniak flüssig und die Verdampfung hinreichend gering. Tatsächlich
konnten sie so den Übergang vom Elektrolyten zum Metall genau vermessen.

"Wir konnten zum ersten Mal das Photoelektronen-Signal der überschüssigen
Elektronen in flüssigem Ammoniak einfangen. Wir beobachten einen Peak bei
etwa 2 Elektronenvolt (eV), der das Vorhandensein von gelösten Elektronen
und Di-Elektronen anzeigt", sagt Winter. Und Seidel erläutert: "Das
erklärt auch, warum die Lösung bei niedrigen und mittleren
Metall-Konzentrationen zunächst blau ist: Die Lösung absorbiert Licht im
roten Bereich, was dem Peak von 2 eV entspricht." Dadurch erscheint die
Lösung schwach blau, solange es nur einzelne gelöste Elektronen gibt. Diese
blaue Farbe intensiviert sich noch mit dem Erscheinen von ersten
"Zweierpaaren", den Di-Elektronen. Mit zunehmender
Alkalimetall-Konzentration wechselt die Farbe ins Goldene. Gleichzeitig
verbreitert sich der Peak zu einem Band mit der für Metalle
charakteristischen, scharfen Fermi-Kante im Spektrum sowie mit Signalen,
die charakteristisch für kollektive Anregungen (Plasmonen) freier
Elektronen sind.

"Wir konnten die Messdaten so eindeutig interpretieren, weil unsere
Kooperationspartner aus Prag, die Gruppen um die Theoretiker Pavel
Jungwirth und Ondrej Marsalek, die elektronische Struktur von
solvatisierten Elektronen in Lösung vorab modellieren konnten", sagt
Winter. Die berechneten Bindungsenergien passen sehr gut zu den
experimentell ermittelten Werten.

Die Arbeit wird in Science publiziert, weil sie einen wichtigen Beitrag
zum grundlegenden Verständnis des Übergangs von nicht-leitendem zu
metallischem Charakter in Elektrolyten leistet. Dieses Verständnis ist
auch für praktische Anwendungen hilfreich, so spielen solvatisierte, also
gelöste Elektronen, z. B. in der organischen Chemie als Reduktionsmittel
für aromatische Systeme eine Rolle, aber auch in Batterie-Elektrolyten und
Kondensatoren.


SCIENCE (2020):

"Photoelectron spectra of alkali metal-ammonia microjets:
From blue electrolyte to bronze metal"

Originalpublikation:

DOI 10.1126/science.aaz7607

http://dx.doi.org/10.1126/science.aaz7607


Weitere Informationen unter:

https://www.helmholtz-berlin.de/hzbin/news_seite?nid=21345;sprache=de;seitenid=982

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111
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WERKSTOFFE/1123: Neue Quantenmaterialien mit einzigartigen Merkmalen (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 05.06.2020

KIT: Neue Quantenmaterialien mit einzigartigen Merkmalen



Das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) ist an dem neuen
Sonderforschungsbereich/Transregio (SFB/TRR) "Elastisches Tuning und
elastische Reaktion elektronischer Quantenphasen der Materie"
(ELASTO-Q-MAT) beteiligt. Dieser untersucht Quantenmaterialien, deren
Eigenschaften sich durch elastische Verformung entscheidend verändern
lassen. Federführend ist die Universität Frankfurt/Main. Standortsprecher
am KIT ist Professor Jörg Schmalian. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) fördert das Vorhaben in den kommenden vier Jahren mit rund zehn
Millionen Euro.

Das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) ist an dem neuen
Sonderforschungsbereich/Transregio (SFB/TRR) "Elastisches Tuning und
elastische Reaktion elektronischer Quantenphasen der Materie"
(ELASTO-Q-MAT) beteiligt. Dieser untersucht Quantenmaterialien, deren
Eigenschaften sich durch elastische Verformung entscheidend verändern
lassen. Federführend ist die Universität Frankfurt/Main. Standortsprecher
am KIT ist Professor Jörg Schmalian. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) fördert das Vorhaben in den kommenden vier Jahren mit rund zehn
Millionen Euro.

"Ich beglückwünsche die beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zu dieser Würdigung ihres spannenden Forschungskonzepts
und freue mich auf die kommenden Ergebnisse ihrer Arbeit", sagt Professor
Oliver Kraft, Vizepräsident des KIT für Forschung. Im SFB/TRR 288
ELASTO-Q-MAT geht es um die neuartigen physikalischen Phänomene von
Festkörpern, die sich aus einer besonders starken Kopplung zwischen den
elastischen Eigenschaften des Materials und seinen elektronischen
Quantenphasen ergeben. Auf der Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse
wollen die Forscherinnen und Forscher neue Quantenmaterialien mit
außergewöhnlichen Merkmalen herstellen und das Anwendungspotenzial
erschließen, das sich aus den Wechselwirkungen zwischen mechanischen und
elektronischen Eigenschaften ergibt.

Die physikalischen Eigenschaften von Quantenmaterialien lassen sich nur
mithilfe der Quantentheorie erklären - wie beispielsweise die
Supraleitung, das heißt das Verschwinden des elektrischen Widerstands
unterhalb einer kritischen Temperatur, der sogenannten Sprungtemperatur.
"Quantenmaterialien mit einfach stimmbaren elektronischen Eigenschaften
bilden den Schlüssel für zukünftige Quantentechnologien", erklärt
Professor Jörg Schmalian, Leiter des Instituts für Theorie der
Kondensierten Materie (TKM) des KIT, Topicsprecher am KIT-Zentrum
Materialien und Co-Sprecher des neuen SFB/TRR ELASTO-Q-MAT. Viele
Materialien reagieren auf mechanische Verformung mit einer Veränderung
ihrer elektronischen oder magnetischen Eigenschaften. So kommt es
beispielsweise zu mechanisch induzierter Verdopplung von supraleitenden
Sprungtemperaturen in bestimmten Oxiden oder zu neuartiger Ladungsordnung
in Hochtemperatur-Supraleitern. Manche Materialien weisen eine
einzigartige Superelastizität mit wiederherstellbaren Dehnungen von
beinahe 20 Prozent auf. "Um die zentralen Fragen für künftige
Quantentechnologien anzugehen, können und müssen wir clevere
experimentelle Tricks und elegante Quantenfeldtheorie verbinden",
erläutert Schmalian.

Am KIT ist der SFB/TRR ELASTO-Q-MAT im KIT-Zentrum Materialien
angesiedelt, wobei alle beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler auch Mitglieder des im Januar 2020 neu geschaffenen
Instituts für Quantenmaterialien und -technologien (IQMT) sind. Die
Universität Frankfurt/Main ist im SFB/TRR 288 federführend; Sprecherin des
Verbunds ist Professorin Maria Roser Valentí. Ebenfalls beteiligt sind die
Universität Mainz sowie das Max-Planck-Institut für Polymerforschung
Mainz und das Max-Planck-Institut für chemische Physik fester Stoffe
Dresden.

In Sonderforschungsbereichen bearbeiten Hochschulen langfristig angelegte
innovative Forschungsvorhaben. Die DFG richtet insgesamt zehn neue SFB
ein, davon sechs SFB/TRR, die sich jeweils auf mehrere antragstellende
Hochschulen verteilen. Die neuen SFB werden ab dem 1. Juli 2020 zunächst
vier Jahre lang mit insgesamt rund 114 Millionen Euro gefördert.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9.300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 24.400 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Das KIT ist eine der
deutschen Exzellenzuniversitäten.

Weitere Informationen zum SFB/TRR ELASTO-Q-MAT unter:

https:/transregio288.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 05.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1873: Globale Coronahilfen der EU - Klotzen statt kleckern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Juni 2020

Globale Coronahilfen der EU: Klotzen statt kleckern



Zum Ratstreffen der EU-Entwicklungsministerinnen und Minister an
diesem Montag erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

15,6 Milliarden Euro hat die EU ihren Partnerländern als Coronahilfen
zugesagt. Das klingt erstmal nach einer ganz ordentlichen Summe. Aber
wenn man sich anschaut, was sonst gerade an Hilfspaketen mobilisiert
wird, ist es trotzdem nur ein Tropfen auf dem heißen Stein: So ist der
größte Anteil der Gelder, nämlich 3,25 Milliarden Euro, für Afrikas
1,2 Milliarden Einwohnerinnen und Einwohner vorgesehen. Doch das
entspricht weniger als einem Hundertstel der deutschen inländischen
Coronahilfen, das Konjunkturpaket noch nicht einmal mitgerechnet.
Umgerechnet sind das 2,70 Euro pro Person.

Hinzu kommt, dass der Großteil des Geldes nicht einmal zusätzlich
mobilisiert wird, sondern aus Umschichtungen stammt. Natürlich ist es
in Krisenzeiten wichtig, Mittel gezielt dort einzusetzen, wo sie am
dringendsten gebraucht werden. Aber dabei dürfen andere wichtige
Bereiche nicht unter die Räder kommen. Die anderen Krisen und Probleme
pausieren ja nicht, sondern werden im Gegenteil häufig noch durch die
Folgen der Pandemie verstärkt. Anstatt Geld aus anderen Programmen
abzuziehen, muss die EU jetzt massiv frisches Geld bekommen. Die
EU-Institutionen haben nur das Geld zur Verfügung, das ihr die
Mitgliedsstaaten geben. Es liegt also auch an Entwicklungsminister
Müller, sich hier für mehr Geld im Rahmen der anstehenden
Haushaltsverhandlungen für die EU stark zu m achen.

Um die langfristigen wirtschaftlichen Folgen zu mindern, brauchen die
Staaten des Globalen Südens jetzt einen Schuldenerlass oder eine
Umwandlung von Schulden in Programme vor Ort. Geld, das bislang in den
Schuldendienst gesteckt werden muss, könnte dann sowohl in die
Stärkung öffentlicher Gesundheits- und Sozialsysteme als auch zur
Ernährungssicherung investiert werden. Die EU muss deshalb aktiv die
laufenden Verhandlungen zur Entschuldung vorantreiben und sich zudem
auf UN-Ebene für ein geordnetes Staateninsolvenzverfahren stark
machen.

Begrüßenswert ist das Bekenntnis zu multilateraler Koordination und
zur Stärkung internationaler Organisationen wie der WHO. Dem müssen
jetzt auch Taten folgen. Besonders im Hinblick auf wachsende
nationalistische Tendenzen und Kleinstaaterei, allen voran vonseiten
der USA, brauchen wir jetzt ein starkes Signal der Kooperation. Die EU
muss zeigen, dass wir globale Krisen nur gemeinsam überwinden können.
Und hoffentlich lernen wir daraus auch für die Zukunft, zum Beispiel
für die Klimakrise.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1925: Bestehende Entwicklungsprogramme wegen Corona-Pandemie umsteuern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Juni 2020

Bestehende Entwicklungsprogramme wegen Corona-Pandemie
umsteuern

Wegweisende Finanzhilfen im Aufbruchspaket



Am heutigen Montag besprechen sich die EU-Entwicklungsminister in
einer Videokonferenz. Hierzu erklärt der entwicklungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volkmar Klein:

"Es ist richtig, dass sich die EU-Staaten und die Europäische
Kommission bei der weltweiten Bekämpfung der Corona-Pandemie noch
enger abstimmen. Trotz aller Probleme in der EU müssen wir auch den
Blick nach außen richten. Für die Entwicklungs- und Schwellenländer
birgt die Pandemie die Gefahr, sich zu einer noch weitaus
gravierenderen Katastrophe zu entwickeln als in den Industriestaaten.

Deshalb ist es nötig, bestehende Entwicklungsprogramme, die in der
Corona-Krise nicht verfolgt werden können, schnell umzusteuern.
Freiwerdende Mittel müssen unverzüglich für die Bekämpfung der
Corona-Pandemie eingesetzt werden. Notfalls braucht es auch frische
Gelder. Das kommt uns - der Europäischen Union und ihren
Mitgliedstaaten - letztlich auch billiger als ein drohender
Staatszerfall und neue Fluchtbewegungen.

Die Bundesregierung hat mit dem am 3. Juni 2020 beschlossenen
Konjunktur- und Aufbruchspaket bereits ein deutliches Zeichen zur
internationalen Verantwortung beschlossen. Damit werden je 1,5
Milliarden Euro für die Jahre 2020 und 2021 bereitgestellt, um die
Pandemie weltweit zu bekämpfen und Entwicklungs- und Schwellenländern
zu helfen, die Folgen der Krise zu überwinden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/744: Erste Fortschritte durch gesetzliche Maßnahmen in der Organspende erreicht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2020

Erste Fortschritte durch gesetzliche Maßnahmen in der Organspende
erreicht 

Immer mehr freiwillige Zustimmung



Am morgigen Samstag ist der Internationale Tag der Organspende. Dazu
erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag:

"Auch in Zeiten der COVID-19-Pandemie ist der 'Tag der Organspende'
ein wichtiger Anlass, um allen Lebensrettern und denjenigen, die
einen Organspendeausweis beantragt haben oder schon länger über einen
verfügen, herzlich zu danken und auf dieses wichtige Thema aufmerksam
zu machen. Denn nach wie vor gibt es in Deutschland zu wenige
Organspender und zu lange Wartelisten für eine Transplantation.
Deswegen ist es jetzt wichtig, dass die für viele Patienten
überlebenswichtige Organspende auch weiterhin im Gespräch bleibt, um
weitere potentielle Lebensretter zu gewinnen.

Um künftig mehr Leben durch eine Organspende zu retten und die
Bedingungen für Transplantationen zu verbessern, haben wir 2019 das
Gesetz zur Verbesserung der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der
Organspende verabschiedet. Anfang dieses Jahres haben wir im
Deutschen Bundestag beschlossen, dass die Entscheidung zur
Organspende aktiv, selbstbestimmt und freiwillig bleibt. Gerade sehen
wir die ersten Erfolge dieser gesetzlichen Maßnahmen.

So hat die gesamtgesellschaftliche, öffentliche Auseinandersetzung
mit der Organspende dazu geführt, dass sich im Zeitraum von Januar
bis April dieses Jahres ca. 2,5 Millionen Menschen einen
Organspendeausweis und Informationsmaterial bestellt haben - das sind
über eine halbe Million mehr als im Vorjahreszeitraum. Ein großer
Fortschritt, auf den wir aufbauen müssen! Trotz der Einschränkungen
durch die COVID-19-Pandemie, sind die Organtransplantationen in den
Krankenhäusern nicht zum Erliegen gekommen. Ganz im Gegenteil: Von
Januar bis Mai 2020 gab es über acht Prozent mehr Transplantationen
als im Jahr zuvor.

Jetzt arbeiten wir an der Umsetzung der erweiterten
Zustimmungslösung, um das Register sowie verstärkte Aufklärung und
Informationen in den Alltag der Menschen zu bringen. Wir sind sicher,
dass auch diese Verbesserungen greifen und weitere Leben retten
können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3604: Sicherungshaft bei Gefährdern ausweiten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Juni 2020

Sicherungshaft bei Gefährdern ausweiten



Nach Medienberichten ist in Berlin jüngst ein Gefährder freigelassen
worden, weil laut der Senatsinnenverwaltung die gesetzlich
vorgesehene Prognose zur fristgemäßen Durchführung der Abschiebung
nicht ausreichend dargelegt werden konnte. Dazu können Sie den für
Innenpolitik zuständigen Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, gerne wie folgt zitieren:

"Es kann nicht sein, dass jemand aus der Sicherungshaft entlassen
werden muss, dem man jederzeit einen Terroranschlag zutraut. Die
Entlassung markiert eine Lücke im Aufenthaltsgesetz, die wir dringend
schließen müssen. Als Konsequenz aus dem Fall Amri wurde 2017 die
Rechtslage so verändert, dass Gefährder statt drei nun bis zu sechs
Monate in Haft genommen werden können, um ihre Abschiebung zu
sichern. Eine Sicherungshaft über sechs Monate hinaus ist nur in ganz
wenigen Fallkonstellationen möglich, die hier anscheinend nicht
gegriffen haben. Diese Fallkonstellationen gilt es nun dringend
auszuweiten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/696: Möglicher US-Truppenabzug aus Deutschland - ein Weckruf für Europa


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2020

Möglicher US-Truppenabzug aus Deutschland - ein Weckruf für
Europa



Zum möglichen Abzug eines Teils der US-Truppen aus Deutschland können
Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul, wie folgt
zitieren:

"Die Pläne zeigen erneut, dass die Trump-Administration eine
elementare Führungsaufgabe vernachlässigt: Die Einbindung der
Bündnispartnern in Entscheidungsprozesse. Alle profitieren vom
Zusammenhalt des Bündnisses, nur Russland und China von Zwist. Das
sollte in Washington mehr beachtet werden. Es handelt sich allerdings
um einen weiteren Weckruf an uns Europäer, auch sicherheitspolitisch
unser Schicksal selbst entschiedener in die Hand zu nehmen."

 * 

Quelle:
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RECHT/1033: Sexuellen Kindesmissbrauch entschlossen bekämpfen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Juni 2020

Sexuellen Kindesmissbrauch entschlossen bekämpfen

Es ist vorderste Aufgabe einer zivilisierten Gesellschaft, ihre
Kinder zu schützen



In Münster haben Ermittlungsbehörden einen Schlag gegen einen
Kinderschänderring durchgeführt. Dazu erklärt der Stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Der Ermittlungserfolg von Münster lässt erschrecken: Wenn selbst
erfahrene Ermittler von solchem Grauen und den Grenzen des
Erträglichen sprechen, müssen die Taten monströs gewesen sein. Auch
die riesigen Datenmengen deuten darauf hin, dass hier Kinderleben in
unvorstellbarer Weise, Intensität und Dauer geschädigt worden sind.
Bei aller Erleichterung darüber, dass dieser große Schlag gegen die
Täter offenbar in kurzer Ermittlungszeit gelungen ist, ist deshalb
klar: Der entschlossene Kampf gegen Kinderpornographie und sexuellen
Kindesmissbrauch ist aktuell wie nie zuvor.

Im Februar hat der Deutsche Bundestag es Ermittlern endlich
ermöglicht, mit computergenerierten Missbrauchsbildern in
Darknet-Foren einzutreten. Das ist ein wichtiger, wertvoller Schritt,
der aus meiner Sicht schon sehr dabei helfen kann, Taten früher zu
erkennen und Ermittler bei Ihrer Suche nach den Tätern zu
ertüchtigen. Dabei darf es aber nicht sein Bewenden haben:

Der Gesetzgeber muss dafür sorgen, dass der Strafrahmen für den
Besitz von Kinderpornographie verschärft wird. Es kann nicht sein,
dass der Besitz von Kinderpornographie in der höchsten möglichen
Strafe unter dem Diebstahl liegt. Wir brauchen dringend die
Vorratsdatenspeicherung, damit nicht falsch verstandener Datenschutz
vor Kinderschutz steht. Sonst entscheidet der Zufall darüber, ob die
Daten schon gelöscht sind oder nicht. Ermittler müssen alle Hilfen
erhalten, die sie brauchen, zum Beispiel in solchen Extremfällen
Zugriff auf Passwörter oder Entschlüsselungscodes.

Die Internet-Service-Provider müssen verpflichtet werden, Fälle von
Kinderpornographie an das Bundeskriminalamt zu melden. Dies ist im
Rahmen des Gesetzesentwurfs zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und
Hasskriminalität geplant. Wichtig dabei aber ist: Es muss Sorge
getragen werden, dass nicht nur die IP-Adressen, sondern auch die
Portnummern gespeichert und weitergegeben werden müssen.

Verurteilungen wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern müssen länger,
idealerweise sogar unbegrenzt, im erweiterten polizeilichen
Führungszeugnis erfasst sein. Bislang werden Eintragungen bei
Sexualstraftaten nach spätestens 10 Jahren gelöscht.

Wir müssen die Untersuchungshaft bei Kinderpornographie-Verdacht
erleichtern. Denn bislang reicht die bloße Wiederholungsgefahr nicht
aus. Außerdem muss es auch bei schwerem sexuellem Missbrauch von
Kindern und Vergewaltigung möglich sein, die Untersuchungshaft
leichter zu verhängen.

Für besonders wichtig halte ich, dass wir die Führungsaufsicht
erweitern: Gerichte sollten auch bei Kinderpornographie
Führungsaufsicht anordnen können. In vielen Fällen treten Täter
zunächst mit Besitz von Kinderpornographie-Material in Erscheinung.
Hier muss sichergestellt werden, dass sie danach nicht in der
Versenkung verschwinden, bis sie mit neuen schlimmeren Taten erneut
in Erscheinung treten.

Für uns alle gilt: Wir müssen wachsam sein, ob als Ärzte, Nachbarn,
Lehrer oder Erzieher. Natürlich ist das eine Gratwanderung, damit
nicht auf der anderen Seite Unschuldige unter Verdacht geraten. Aber
wo massive Verdachtsmomente bestehen, dürfen wir alle nicht wegsehen.

Wir müssen uns täglich bewusst machen: Der sexuelle Missbrauch von
Kindern trifft die Schwächsten unserer Gesellschaft. Jeder einzelne
Fall steht für ein zerstörtes Kinderleben. Und es ist vorderste
Aufgabe einer zivilisierten Gesellschaft, ihre Kinder zu schützen."

 * 
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UMWELT/878: Grüne Blockade schadet Tieren und Betrieben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2020

Grüne Blockade schadet Tieren und Betrieben

In der Sauenhaltung droht ein Strukturbruch



Auf der Tagesordnung des Plenums des Bundesrates am heutigen Freitag
stand die Beschlussfassung über die Änderung der
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung. Auf Antrag der
Grünen-Vertreter wurde dieser Tagesordnungspunkt kurzfristig
abgesetzt. Dazu erklärt die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und die
Tierschutzbeauftragte Silvia Breher:

Gitta Connemann: "Die Zeit drängt. Seit dem Urteil des
Oberverwaltungsgerichtes Magdeburg vom 25. November 2015 hängen die
sauenhaltenden Betriebe in der Luft. Sie brauchen dringend
Rechtssicherheit. Jede Investition wäre zurzeit ein Risiko. Darunter
leiden auch die Tiere. Denn damit liegen Stallumbauten für mehr
Tierwohl auf Eis. Auch die Grünen können diesen Scherbenhaufen nicht
wollen und sollten zurück an den Verhandlungstisch kommen. Der
Kompromiss ist nötig: für mehr Tierschutz und für Rechts- und
Planungssicherheit für unsere Sauenhalter. Sonst werden wir
Sauenhaltung zukünftig in Deutschland nur noch aus Bilderbüchern
kennen. Die Realität kommt dann aus dem Ausland - zu weitaus
niedrigeren Standards."

Silvia Breher: "Die Situation ist prekär. Es ist eine Unzeit
für parteipolitische Spielchen. Das interessiert die Grünen
offensichtlich nicht. Denn ein Kompromiss lag auf dem Tisch.
Erarbeitet von den Bundesländern Schleswig-Holstein und
Nordrhein-Westfalen. Dieser wurde nun blockiert. Damit schaden die
Grünen den Familienbetrieben. Diese sind immer noch das Gros der
Sauenhalter in Deutschland. Wer in Sonntagsreden bäuerliche
Tierhaltung fordert, muss sie auch politisch ermöglichen. Die Folgen
dieser Verweigerungshaltung sind fatal: Die Betriebe wissen nicht
weiter, es gibt keine Verbesserungen bei den Haltungsbedingungen für
Sauen und Ferkel. Zudem herrscht diesbezüglich in Deutschland ein
Flickenteppich. Denn jedes Veterinäramt wird das Urteil anders
auslegen."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/804: Weitergabe der Mehrwertsteuersenkung ist starkes Signal der Bahn


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Juni 2020

Weitergabe der Mehrwertsteuersenkung ist starkes Signal der
Bahn



Die Deutsche Bahn beabsichtigt laut Medienberichten, die im
Konjunkturpaket der Bundesregierung vorgesehene Senkung der
Mehrwertsteuer in voller Höhe an ihre Kunden weiterzugeben. Der
ermäßigte Satz, der seit Jahresbeginn auch für Bahnfahrkarten im
Fernverkehr gilt, soll von sieben auf fünf Prozent reduziert werden.
Dazu können Sie den für Verkehr zuständigen Stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, gerne wie
folgt zitieren:

"Die schnelle Weitergabe der Mehrwertsteuersenkung in voller Höhe ist
ein starkes Signal der Deutschen Bahn: Damit unternimmt sie einen
weiteren wichtigen Schritt, um die Bereitschaft zur Benutzung
öffentlicher Verkehrsmittel in Corona-Zeiten weiter anzukurbeln. Auch
für den Regionalverkehr müssen nun alle Beteiligten an einem Strang
ziehen, um die Preisanpassung vorzunehmen. Wir wollen die
klimafreundliche Schiene insgesamt stärken. Mit weiteren
kundenfreundlichen Maßnahmen wie der Auslastungsanzeige der Züge in
der Bahn-App ist die Deutsche Bahn auf dem richtigen Weg, um das
Vertrauen der Kunden zu gewinnen."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1999: Alle US-Truppen samt Atomwaffen abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Juni 2020

Alle US-Truppen samt Atomwaffen abziehen



"DIE LINKE begrüßt einen möglichen Abzug von US-Truppen aus
Deutschland und hofft, dass die Ankündigung aus Washington nicht nur
bloßes Wahlkampfgetöse von Präsident Donald Trump ist. Die
Bundesregierung muss den überfälligen Komplettabzug der US-Soldaten
aus Deutschland samt Atomwaffen in die Wege leiten und in der NATO
verhindern, dass die Sicherheit Europas durch provokative
US-Truppenverlegungen an die Grenze zu Russland gefährdet wird",
erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin und Obfrau der Fraktion DIE
LINKE im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Der Teilabzug der US-Truppen sollte beginnen mit den Soldaten, die
auf der US Air Base in Ramstein in Rheinland-Pfalz am
völkerrechtswidrigen Killerprogramm des Drohnenkrieges beteiligt sind.
Mit einem Abzug der US-Truppen samt Atomwaffen aus Deutschland wären
auch die nukleare Teilhabe der Bundeswehr und die von
Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer geplante
Anschaffung neuer Atombomber aus US-Produktion für die Bundeswehr
obsolet. Die frei werdenden Mittel werden dringend für Gesundheit und
Bildung gebraucht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Juni 2020

Deutscher Bundestag
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INNEN/5132: Für lückenlose Aufklärung sorgen - keine amerikanischen Verhältnisse in Hamburg dulden (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung vom 8. Januar 2020

Für lückenlose Aufklärung sorgen - keine amerikanischen Verhältnisse in
Hamburg dulden



"Die Vorfälle in Hamburg zeigen: es gibt auch in Deutschland noch viel
zu tun innerhalb der Polizei und unserer Gesellschaft. Die Festnahmen
von 47 Menschen, 20 davon minderjährig und die meisten mit
Migrationshintergrund, ist ein erneuter schändlicher und
unverhältnismäßiger Übergriff der Hamburger Polizei auf Bürgerinnen und
Bürger. Es darf nicht sein, dass Menschen, die gegen Polizeigewalt und
Rassismus auf die Straße gehen, letztendlich auf ebensolche
Polizeigewalt stoßen."

"Wer Demokratie wirklich lebt und achtet, der darf weder rassistische
Übergriffe, noch rassistische Kontrollen, noch Alltagsrassismus dulden.
Eine lückenlose Aufklärung muss unverzüglich stattfinden, alles andere
wird die Demokratie und das Zusammenleben in unserer Stadt nur noch
weiter beschädigen. Ein erster wichtiger Schritt zur Besserung wäre die
Einrichtung einer unabhängigen Polizeibeschwerdestelle, die auch die
Mittel und Kompetenzen hat, polizeiliches Fehlverhalten zu überprüfen.
Wir dürfen bei uns keine amerikanischen Verhältnisse zulassen!", fügt
die Hamburger Bundestagsabgeordnete abschließend hinzu.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020
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BUNDESTAG/9893: Heute im Bundestag Nr. 586 - 08.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 586

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Juni 2020, Redaktionsschluss: 14.13 Uhr

1. Straftaten im Zusammenhang mit Covid-19

2. Weltbild des Tatverdächtigen von Hanau

3. Zunahme mittlerer Oberflächentemperaturen

4. Angaben zu Retouren nicht nachvollziehbar

5. 23 Milliarden Euro Flüchtlingskosten



1. Straftaten im Zusammenhang mit Covid-19

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Straftaten im Zusammenhang mit der 
Covid-19-Pandemie geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/19708) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19236).
Danach führt der aktuell hohe Bedarf an Schutzausrüstungen und
Desinfektionsmittel dazu, dass von kriminellen Lieferanten und
Händlern vermehrt gefälschte oder minderwertige Medizinprodukte wie
zum Beispiel Masken angeboten werden. Insbesondere zu Beginn der
pandemiebedingten Maßnahmen in Deutschland seien im Zuge des
polizeilichen Informationsaustausches und auch über
Medienveröffentlichungen vereinzelt Betrugsfälle bekannt geworden, "in
denen bestellte und angezahlte Schutzausrüstung (Atemschutzmasken)
nicht geliefert wurde".

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, beschäftigen mögliche
Subventionsbetrügereien im Zusammenhang mit staatlichen
Corona-Soforthilfen derzeit die Strafverfolgungsbehörden in mehreren
Ländern. Neben den Fällen möglichen Subventionsbetrugs sei darüber
hinaus eine Vielzahl von Antragstellungen bekannt geworden, bei denen
der Verdacht besteht, dass Sozialleistungen, Unterstützungsgelder,
Kredite oder Ähnliches rechtswidrig beantragt wurden. Dies umfasse
beispielsweise die Beantragung von Zuschüssen für nichtexistierende
oder nicht mehr aktive Unternehmen sowie das Vortäuschen
pandemiebedingter Liquiditätsengpässe. Zudem würden finanzielle
Hilfsmaßnahmen "als Narrative für Phishing-Mails verwendet, die zum
Ziel haben, Daten von Einzelpersonen und Unternehmen rechtswidrig zu
erlangen".

Der Antwort zufolge bietet die polizeiliche Kriminalprävention der
Länder und des Bundes einen "Überblick zu derzeitigen Straftaten im
Zusammenhang mit Corona der Covid-19-Pandemie" und stellt Kontaktdaten
für Ansprechstellen zur Verfügung. Die erweiterten
Informationsangebote der polizeilichen Kriminalprävention sollen
darüber hinaus laut Vorlage zur gezielten Aufklärung der Bevölkerung
dienen und Bürgern sowie Unternehmen Möglichkeiten zum Selbstschutz
aufzeigen (www.polizeiberatung.de/corona-straftaten).

 * 

2. Weltbild des Tatverdächtigen von Hanau

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ideologische Vorstellungen des Tatverdächtigten im
Fall des Anschlags in Hanau vom Februar dieses Jahres sind ein Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/19678) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19099). Wie die Bundesregierung
darin darlegt, lassen sich einzelne ideologische Vorstellungen von R.
zum Tatzeitpunkt aus dem von ihm veröffentlichten Textdokument
"Botschaft an das gesamte deutsche Volk" entnehmen. Dort finden sich
laut Vorlage "auch rechtsextremistische Ideologieelemente, die zwar
vergleichsweise wenig Raum einnehmen, dafür aber mit einer besonderen
Intensität zu Tage treten".

Demzufolge war R.s Weltbild "geprägt von einer
kollektivistisch-biologistischen Denkweise und der Vorstellung von der
Minderwertigkeit anderer Völker, was eine rassistische
Grundausrichtung impliziert", wie die Bundesregierung weiter schreibt.
Durch die gesamten Ausführungen ziehen sich ihren Angaben zufolge
antisemitisch konnotierte verschwörungstheoretische Aspekte; "solche
äußern sich etwa in der Vorstellung von einer geheimen Organisation,
welche ihn und die gesamte Menschheit kontrolliere". Zudem habe R.
Israel zu den Staaten gezählt, deren Vernichtung er gewünscht habe.

Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass die Einordnung der
Textinhalte in das Gesamtgeschehen und die Tätermotivation erst nach
Abschluss der Ermittlungen erfolgen könne.

 * 

3. Zunahme mittlerer Oberflächentemperaturen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Veröffentlichung von Michael E. Mann et al. zur
Rekonstruktion von Temperaturen der letzten tausend Jahre aus dem Jahr
1999 ist in den Dritten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen
Ausschusses für Klimaänderungen (IPCC) eingegangen. Das schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/19659) auf eine Kleine Anfrage
(19/19271) der AfD-Fraktion. Darin wollten die Abgeordneten erfahren,
welche wissenschaftlichen Arbeiten die Regierung zur Darstellung der
Klimaentwicklung nutzt.

In den vergangenen 20 Jahren sei die Grundaussage der Publikation,
dass die Zunahme der mittleren Oberflächentemperaturen auf der
Nordhalbkugel besonders während der letzten Jahrzehnte größer gewesen
sei als die der vergangenen Jahrhunderte, "vielfach mit weiteren Daten
und weiter entwickelten Methoden" bestätigt worden, schreibt die
Bundesregierung.

Ihre wissenschaftlichen Informationen über den Klimawandel im
Allgemeinen beziehe die Regierung aus den jeweils aktuellen Berichten
des IPCC. Bis Ende 2022 sollen die vier Teile des Sechsten
IPCC-Sachstandsberichts veröffentlicht werden. Daneben verwende die
Regierung auch wissenschaftlich geprüfte klimatologische Zeitreihen
der lokalen, regionalen, kontinentalen und global gemittelten
Oberflächentemperaturen.

 * 

4. Angaben zu Retouren nicht nachvollziehbar

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Dass die Entsorgung von retournierten Waren durch
Versandhändler betriebswirtschaftlich und steuerlich günstiger sei als
die Weitergabe in Form von Sachspenden, kann die Bundesregierung nicht
nachvollziehen Was betriebswirtschaftlich und steuerlich günstiger
sei, hänge stets vom Einzelfall ab, erklärt die Regierung in ihrer
Antwort (19/19654) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/19227). Dazu gehöre stets auch die Betrachtung der jeweiligen
Bewertung und der Bemessungsgrundlage.

 * 

5. 23 Milliarden Euro Flüchtlingskosten

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bund hat Länder und Kommunen im Jahr 2019 im
Bereich der Flüchtlings- und Integrationskosten mit insgesamt 6,3
Milliarden Euro unterstützt. Wie sich aus einer von der
Bundesregierung vorgelegten Unterrichtung (19/19780) ergibt, hat der
Bund darüber hinaus im Jahr 2019 Ausgaben in Höhe von 16,8 Milliarden
Euro getragen, an denen sich die Länder nicht beteiligten. 8,4
Milliarden Euro davon entfielen auf die Bekämpfung der Fluchtursachen.
Damit betrugen die Ausgaben im Bereich der Flüchtlings und
Integrationskosten insgesamt rund 23 Milliarden Euro.

Von den 6,3 Milliarden Euro für die Bundesländer wurde das meiste Geld
für die Integrationspauschale in Höhe von 2,4 Milliarden Euro
bereitgestellt. Für Kosten der Unterkunft und Heizung zahlte der Bund
rund 1,9 Milliarden Euro.

Die Unterrichtung enthält Angaben über die Verwendung der Mittel -
aufgeschlüsselt nach den einzelnen Bundesländern. Einige Länder hätten
im Rahmen der Berichterstattung auf die aus ihrer Sicht unzureichende
Beteiligung des Bundes an den flüchtlings- und integrationsbezogenen
Ausgaben der Länder hingewiesen und zum Teil weitergehende Forderung
an den Bund erhoben, heißt es in der Unterrichtung.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 586 - 8. Juni 2020 - 14.13 Uhr
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BUNDESTAG/9892: Heute im Bundestag Nr. 585 - 08.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 585

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.37 Uhr

1. Kosten für Brillen bei Hartz IV

2. Bekämpfung des Rechtsextremismus

3. Sicherheitslage an Flughäfen

4. Zahl zum IS ausgereister Personen erfragt

5. Expertenkreis Islamfeindlichkeit



1. Kosten für Brillen bei Hartz IV

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) "Kosten für Brillen bei Hartz IV und Sozialhilfe"
sind Thema der Antwort der Bundesregierung (19/19519) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/19093). Danach sind die
gesetzlichen Regelungen zur Neuanschaffung einer Sehhilfe einerseits
und zur Reparatur einer Sehhilfe andererseits nach Auffassung der
Bundesregierung "eindeutig". Ob bei der Anwendung der jeweiligen
Vorschriften im Einzelfall zusätzlich besondere Umstände zu
berücksichtigen sind, sei von den zuständigen Leistungsträgern zu
entscheiden und unterliege der gerichtlichen Kontrolle.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, werden die Leistungen zur
Deckung der Regelbedarfe als pauschalierter Gesamtbetrag erbracht,
dessen Ermittlung auf statistischen Methoden beruht. "Die Aufwendungen
für Gesundheit - worunter auch Sehhilfen fallen - sind in vollem
Umfang und verfassungskonform berücksichtigt worden", heißt es in der
Antwort weiter. Maßgeblich für die Ermittlung der Höhe der
Regelbedarfe sei, den Betroffenen ein Konsumniveau vergleichbar mit
Haushalten im unteren Einkommensbereich zu ermöglichen.

Soweit die Krankenkassen Kosten für Sehhilfen nicht übernehmen, ist
den Angaben zufolge ein entsprechender Bedarf aus den pauschalierten
Leistungen zur Deckung des Regelbedarfs zu bestreiten. "Sollten die
Eigenleistungen für Sehhilfen im Einzelfall hieraus nicht erbracht
werden können und handelt es sich nach den Umständen um einen
unabweisbaren Bedarf", könne der zuständige Träger der Grundsicherung
gegebenenfalls ein zinsloses Darlehen erbringen.

 * 

2. Bekämpfung des Rechtsextremismus

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie die
Bundesregierung die Vernetzung der rechtsextremen Szene innerhalb der
Europäischen Union grundsätzlich einschätzt. Auch erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/19374) danach, welche Schnittstellen und
Kooperationen zum Phänomenbereich Rechtsextremismus auf der Ebene der
Nachrichtendienste zwischen den EU-Mitgliedstaaten existieren. Ferner
fragt sie unter anderem, welchen Stellenwert die Bundesregierung einer
Verbesserung der europaweiten Bekämpfung des Rechtsextremismus im
Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2020 einräumt.

 * 

3. Sicherheitslage an Flughäfen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der im vergangenen Jahr an deutschen
Flughäfen und in Flugzeugen im Jahr 2019 registrierten Straftaten
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19393).
Auch fragt sie darin unter anderem, wie die Bundesregierung die
Entwicklung der Sicherheitslage an Flughäfen und in Flugzeugen in
Deutschland bewertet.

 * 

4. Zahl zum IS ausgereister Personen erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der innerhalb der vergangenen 15 Jahre zur
"Terrormiliz Islamischer Staat (oder einer anderen islamistischen
Miliz in Syrien beziehungsweise im Irak)" ausgereisten Personen möchte
die AfD-Fraktion von der Bundesregierung erfahren. Auch erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/19727) danach, wie viele dieser
Personen nach Kenntnis der Bundesregierung innerhalb der letzten
fünfzehn Jahre wieder eingereist sind. Ferner fragt sie unter anderem,
wie die Bundesregierung das Gefahrenpotential der wieder eingereisten
Personen bewertet.

 * 

5. Expertenkreis Islamfeindlichkeit

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um einen "Unabhängigen Expertenkreis
Islamfeindlichkeit" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/19728). Darin schreibt die Fraktion, Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) habe am 29. Februar 2020 erklärt, "dass er nach
den rassistischen Morden an neun Menschen in Hanau am 19. Februar eine
,unabhängige Expertengruppe gegen Islamfeindlichkeit' ins Leben rufen
will". Wissen will die Fraktion unter anderem, wann der "Unabhängige
Expertenkreis Islamfeindlichkeit" eingesetzt werden und wer in dem
Gremium vertreten sein soll.

 * 
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BUNDESTAG/9891: Heute im Bundestag Nr. 584 - 08.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 584

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.04 Uhr

1. Intensive Arbeit an Anti-Corona-Impfstoff

2. Organisierte Kriminalität thematisiert

3. Strafanzeigen gegen Merkel erfragt

4. Strategiepapier zu Covid-19

5. Internetseite Anonymousnews.ru



1. Intensive Arbeit an Anti-Corona-Impfstoff

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) International wird nach Aussage der Bundesregierung
intensiv an der Entwicklung eines Impfstoffs gegen das Coronavirus
Sars-CoV-2 gearbeitet. Derzeit gebe es mehr als 120
Impfstoffentwicklungsvorhaben auf Basis diverser Technologien oder
Plattformen, heißt es in der Antwort (19/19656) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/19228) die AfD-Fraktion.

Es sei jedoch offen, ob und wann genau ein Impfstoff zur breiten
Anwendung in der Bevölkerung zur Verfügung stehe. Ziel der
Bundesregierung sei es weiter, die Ausbreitung des Virus durch
konsequente Infektionshygiene einzudämmen, sodass eine Überlastung des
Gesundheitssystems vermieden werden könne. An der Strategie werde bis
zur Verfügbarkeit eines Impfstoffs festgehalten.

 * 

2. Organisierte Kriminalität thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, wie diese die Organisierte Kriminalität (OK) in Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen einschätzt. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/19740) unter anderem danach, wie viele
Tatverdächtige dort nach Kenntnis der Bundesregierung durchschnittlich
in den festgestellten OK-Gruppierungen in den Jahren 2017 bis 2019
zusammenwirkten.

 * 

3. Strafanzeigen gegen Merkel erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
Auskunft über die Zahl der "seit dem 1. Januar 2015 gegen die
Bundeskanzlerin Frau Dr. Angela Merkel" gestellten Strafanzeigen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/19741) unter andrem
nach der Zahl der "seit dem 1. Januar 2015 gegen den Bundesminister
des Inneren, für Bau und Heimat" gestellten Strafanzeigen.

 * 

4. Strategiepapier zu Covid-19

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Ein "Strategiepapier des Bundesministeriums des
Innern, für Bau und Heimat mit dem Titel ,Wie wir Covid-19 unter
Kontrolle bekommen'" ist Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/19742). Wie die Fraktion darin ausführt, berichteten Anfang April
"verschiedene deutsche Medien von einem aus dem Innenministerium
stammenden Strategiepapier" mit dem genannten Titel. Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, welche Personen aus welchen Behörden und
Organisationen an der Erstellung des Papiers mitgearbeitet haben.

 * 

5. Internetseite Anonymousnews.ru

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Internetseite "anonymousnews.ru" thematisiert
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/19747). Darin
schreibt die Fraktion, dass diese Homepage "rechte, rassistische
Propaganda" verbreite. Wissen will sie, wie die Bundesregierung die
politische Ausrichtung und Inhalte der Internetseite einschätzt. Auch
fragt sie unter anderem, welche Erkenntnisse die Bundesregierung über
Betreiber, Anbieter, Autoren und weitere Mitwirkende der Internetseite
"www.anonym ousnews.ru" hat.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2040: Regierungspressekonferenz vom 5. Juni 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 5. Juni 2020

Regierungspressekonferenz vom 5. Juni 2020

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Kabinettssitzung, Digitalrat,
Videokonferenz mit dem chinesischen Ministerpräsidenten), Coronapandemie
(Konjunktur- und Zukunftspaket, Corona-Warn-App, Erstattungsanspruch bei
ausgefallenen Flügen, Protestaktion in Berlin in Form einer
Schlauchbootparty), Proteste gegen Rassismus und Polizeigewalt in den
USA/Kritik des Transatlantik-Koordinators, US-Sanktionen gegen die
Ostsee-Pipeline Nord Stream 2, Novelle des Personenbeförderungsgesetzes,
Berichte über die Schulung von deutschen Rechtsextremisten in Russland,
Novelle des Soldatengesetzes, Dialog zwischen Serbien und Kosovo, Aufnahme
von Geflüchteten in Europa und Deutschland, Situation in Libyen, Völkermord
an den Herero und den Nama, Logo der deutschen EU-Ratspräsidentschaft,
EU-Urheberrechtsreform, verschobener EU-China-Gipfel in Leipzig,
Solidaritätsbekundungen von Sportlern mit George Floyd


Sprecher: StS Seibert, Kolberg (BMF), Eichler (BMWi), Stoltenberg
(BMAS), Fiebig (BMFSFJ), Burger (AA), Buser (BMVI), Alter (BMI), Kall
(BMJV), Collatz (BMVg)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir! Ich beginne mit den
Terminen der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche:

Am Mittwoch, dem 10. Juni, gibt es wie üblich am Vormittag die
Kabinettssitzung.

Im Anschluss daran tritt der Digitalrat unter der Leitung der
Bundeskanzlerin zu seiner 7. Sitzung zusammen. Das geschieht in einer
Videokonferenz. Schwerpunkte werden die Themen "Kompetenzen für die
digitale Welt" und "digitaler Start" sein. Es werden Sachstand und auch
Ausblick besprochen. Ein weiteres Thema wird die Frage nach den Chancen der
Digitalisierung in der Coronapandemie sein.

Am Donnerstag habe ich Ihnen dann um 10 Uhr eine Videokonferenz der
Bundeskanzlerin mit dem chinesischen Ministerpräsidenten Li Keqiang
anzukündigen. Es geht natürlich auch um die Coronapandemie, die bilateralen
Beziehungen, wirtschaftspolitische und internationale Themen.

Frage: Zu dem Gespräch mit dem chinesischen Vertreter: Herr Seibert, Sie
hatten es jetzt nicht so konkret gesagt. Aber werden Hongkong und die
Situation der Uiguren in dem Gespräch ein Thema für die Kanzlerin sein?

StS Seibert: Ich habe Ihnen das angekündigt, was ich heute zu dem Gespräch
ankündigen kann.

Zusatz : Also nein.

Frage (zum Konjunktur- und Zukunftspaket): Eine Frage zu der neuen
Umsatzsteuerregelung. Wird es eine Vereinfachungsregel für den 
Business-to-Business-Bereich geben? Denn es ist schon ein ziemlicher Aufwand, für ein
halbes Jahr die Umsatzsteuer komplett zu ändern und sie dann wieder zurück
zu ändern. Das betrifft ja Mietverträge, Leasingverträge usw.

Kolberg: Vor kurzem hat der Koalitionsausschuss ein großes und historisches
Konjunkturpaket verabschiedet, mit dem wir dafür sorgen wollen, dass wir
gestärkt aus der Krise hervorgehen. Jetzt geht es darum, diese Maßnahmen
umzusetzen, die vereinbart wurden. Daran arbeitet die Bundesregierung
jetzt. Sobald wir Details haben, werden wir sie mitteilen.

Frage: Mich würde interessieren, vielleicht vom Wirtschaftsministerium oder
vom Finanzministerium, warum Sie bei der Senkung der Mehrwertsteuer oder
Umsatzsteuer noch auf das Prinzip Hoffnung setzen. Sie wollen ja, dass das
an die Verbraucher weitergegeben wird. Sie können es aber nicht
sicherstellen. Korrekt?

Kolberg: Wir haben guten Grund, zuversichtlich zu sein, dass das passiert.
Sehen Sie sich die wissenschaftliche Diskussion dazu an. In Großbritannien
wurde zum Beispiel ein ähnliches Paket zur Finanzkrise verabschiedet. Da
wurde ein Großteil der Steuersenkungen weitergegeben.

Wir hatten die Debatte, falls Sie sich noch erinnern können, bei der
Monatshygiene, wo ähnliche Einwände kamen, dass das nicht an die Kundinnen
weitergegeben wird. Dazu gibt es jetzt Zahlen, dass das zum Großteil
passiert ist. Von daher sind wir zuversichtlich, dass wir mit der
Mehrwertsteuersenkung einen Impuls setzen und er auch bei den
Verbraucherinnen und Verbrauchern ankommen wird.

Eichler: Von mir gibt es keine Ergänzungen dazu. Ich schließe mich dem an,
was Herr Kolberg gesagt hat.

Zusatzfrage: Aber Sie gehen auch davon aus, dass es Unternehmen geben wird,
die das nicht tun werden und das quasi als Mitnahmeeffekt sehen?

Kolberg: Der Minister hat sich ja schon zu dem Thema geäußert und gesagt:

Wir haben in Deutschland aufmerksame Verbraucherinnen und Verbraucher. Wir
haben eine gute Medienlandschaft, die den Unternehmen auf die Finger
klopfen wird, wenn das nicht passieren sollte.

Darüber hinaus zeigen die Erfahrungswerte, wie gesagt, dass in
vergleichbaren Fällen eine Weitergabe erfolgt ist.

Zusatzfrage: Zuletzt wurde die Mehrwertsteuer bei Tampons, also bei
Frauenprodukten, gesenkt. Da wurden die Preise ja nicht gesenkt.

Kolberg: Da haben Sie mir eben nicht zugehört. Genau zu dem Thema habe ich
eben gesprochen und auf diese Kritik Bezug genommen.

Bevor wir das gemacht haben, wurde genau dieser Kritikpunkt genannt: Das
wird ja nicht an die Verbraucher weitergegeben. - Die statistischen Zahlen
zeigen etwas Anderes.

Frage: Bundesminister Scholz beziffert den Umfang des Konjunkturpakets mit
130 Milliarden Euro. Die zentrale Datenstelle der Länder, die alle Punkte
des Ergebnispapiers aufaddiert, kommt auf 167 Milliarden Euro. Wie kommt es
zu diesem Unterschied?

Kolberg: Ich glaube, da ist es zu Dopplungen gekommen. Ich werde jetzt hier
keine Rechenaufgaben durchführen. Wir haben gestern und vorgestern
ausführlich dargelegt, wie groß das Paket ist. Wir werden jetzt die
Umsetzung vornehmen, um dieses historische Paket schnell durchzusetzen,
damit es eben auch bei den Beschäftigten, bei den Unternehmen und bei den
Familien ankommt, die wir damit unterstützen wollen. Dann werden wir hier
noch einmal alle Einzelheiten aufrechnen und sie in Tabellenform
darstellen, sodass sich alle überzeugen können, dass die Aussagen, die
jetzt auch von den Koalitionsspitzen gemacht wurden, zutreffen.

StS Seibert: Ich möchte nur noch einmal darauf hinweisen, wie es ja auch
die verschiedenen Vertreter am Abend nach der Einigung auf das Konjunktur-
und Zukunftsprogramm getan haben: Es ist eben auch ein Zukunftsprogramm. Es
ist nicht nur ein kurzfristiges Programm, um etwas die Konjunktur
anzukurbeln, sondern es ist auch - mit 50 Milliarden Euro belegt - ein
Zukunftsprogramm mit ganz wichtigen Weichenstellungen für die energetische
Erneuerung. Ich nenne nur die Bereiche Wasserstoffstrategie und
Quantencomputing-Technologie. Da gibt es sehr viele strukturelle
Veränderungen, die uns, unsere Gesellschaft und auch unsere Wirtschaft,
wirklich zukunftsfähiger machen werden.

Zusatzfrage: Was rechnet der Bundesminister heraus?

Kolberg: Ich habe ja eben dargelegt, dass wir zu diesen einzelnen Punkten
noch detailliert Stellung nehmen werden. Wie es Herr Seibert eben
ausgeführt hat, gibt es teilweise Elemente, die eher langfristig angelegt
sind. Sie sind dann in der Berechnung der 130 Milliarden Euro nicht
enthalten. Wie gesagt, das werden wir alles noch einmal aufgliedern und
aufschlüsseln.

Haben Sie bitte Verständnis: Das Programm wurde von den Koalitionsspitzen
gerade verabschiedet. Wie üblich werden wir das jetzt konsequent schnell
und zügig umsetzen, wie das auch bei allen anderen Maßnahmen der Fall war,
die wir jetzt hier in der Krise getroffen haben, um gut durchzukommen.

Frage: An das Arbeitsministerium eine Frage zum Familienbonus: Können sich
die Familien darauf einstellen, dass die erste Rate von den dreien schon im
Juli gezahlt werden kann?

Die zweite Frage: Dass man es grundsätzlich - das hat Herr Kolberg eben
gesagt - noch nicht sagen kann, ist klar. Gibt es vielleicht
Modellrechnungen, wie eine Familie mit zwei Kindern von diesem Gesamtpaket
profitiert, also nicht nur vom Familienbonus, sondern auch von der
Mehrwertsteuerabsenkung usw.? Kann man das ungefähr beziffern?

Stoltenberg: Ich muss mich da ein bisschen dem anschließen, was Herr
Kolberg gesagt hat. Grundsätzlich hat der Minister immer betont, dass es
wichtig ist, dass wir die Familien in dieser Zeit finanziell entlasten und
damit auch einen massiven Kaufkraftimpuls setzen. Die Beschlüsse sind zwei
Tage alt. Die genaue Umsetzung bleibt jetzt abzuwarten. Insofern bitte ich
um Verständnis, dass ich Ihnen jetzt noch keinen Stichtag sagen kann, ab
wann das zur Verfügung steht.

Eine entsprechende Modellrechnung habe ich aber noch nicht gesehen. Das
liegt mir jetzt noch nicht vor. Da muss ich sehen, ob ich noch etwas
nachreichen kann.

Frage: Wer profitiert denn davon? Sind es vor allem sozial Ärmere oder
nicht? Es geht also darum, ob im Wesentlichen Familien mit Kindern, die
Hartz IV-Bezieher sind, davon profitieren und weniger kinderlose
Leistungsbezieher. Wer fühlt sich da kompetent, eine Antwort zu geben?

Stoltenberg: Ich fange einmal als Sprecher des Bundessozialministeriums an.

Bundesarbeits- und Sozialminister Heil hat immer betont, dass es wichtig
ist, dass es eben auch Menschen mit geringen Einkommen zur Verfügung
gestellt wird. Es ist jetzt so, dass der Kinderbonus in der Grundsicherung
nicht angerechnet wird. Das heißt, er steht diesen Familien in der
Grundsicherung zur Verfügung.

Zuruf: Ja, denen. Es gibt aber auch Familien, die Kinder haben, die nicht
Hartz IV beziehen. Da findet diese Nichtanrechnung ja nicht statt.

Wie ist das mit kinderlosen Leistungsbeziehern, die auch Mehrausgaben in
der Coronakrise haben, die aber, soweit man das erkennen kann, von dem
Paket weniger profitieren können?

Stoltenberg: Zu den Detailfragen, vielleicht zum Kinderzuschlag, würde
gleich noch einmal das BMFSFJ sprechen.

Zu der zweiten Frage. Auch hier haben wir ja schon mehrfach betont, dass
wir als Bundesarbeitsministerium, auch als Bundesregierung, die Situation
durchaus beobachten, auch was potenzielle Preissteigerungen und Ähnliches
angeht, und da gegebenenfalls reagieren.

Wir haben jetzt mit dem Konjunkturpaket und der Mehrwertsteuersenkung
natürlich schon eine spürbare Entlastung, die zum Tragen kommt. Wir haben
ja mit den Sozialschutzpaketen I und II auch in diesem Bereich schon für
Verbesserung gesorgt, zum Beispiel beim Schulmittagessen, was jetzt auch
direkt - auch wenn die Schulen geschlossen sind - weiter zur Verfügung
gestellt werden kann, wenn die Kommunen das entsprechend anbieten.

Fiebig: Was diese Leistungen angeht, die jetzt gestern im Konjunkturpaket
verabredet wurden:

Beim Kinderbonus ist ganz klar - das hat auch die Ministerin gestern gesagt
-, dass die Leistung gerecht ist, weil sie eben den Geringverdienern und
auch den mittleren Einkommen zugutekommt. Diejenigen, die sozusagen
Gutverdiener sind, werden ja über den steuerlichen Freibetrag weniger
entlastet.

Insofern hat das schon eine Komponente, dass mittlere und geringe Einkommen
davon profitieren. So, wie es der Kollege vom BMAS gerade gesagt hat, wird
die Leistung ja nicht auf die Grundsicherung angerechnet.

Dann kommt jetzt immer die Kritik, das seien ja nur 300 Euro und die würden
nicht bei anderen Problemen helfen. So habe ich die Frage jetzt auch
verstanden. Dazu kann ich sagen:

Es ist ja in diesem Konjunkturpaket auch verabredet worden, dass zusätzlich
zu dem, was sowieso schon zur Verfügung steht, Milliardenbeträge in den
Ganztagsausbau von Schulen fließen werden und eine weitere Milliarde in den
Kitaausbau investiert wird. Das ist natürlich etwas, was mittelbar am Ende
auch Familien zugutekommen wird, die jetzt vielleicht nicht von den
finanziellen Zuschüssen profitieren werden oder das auch nicht brauchen.
Diese Kritik gibt es ja häufiger. Insofern gibt es zwei Säulen und zwei
Richtungen, in die das Ganze wirken wird und wirken kann.

Was den Kita-Ausbau betrifft: In den Papieren steht auch, dass die Mittel
natürlich auch für Hygienemaßnahmen verwendet werden können. Damit könnte
also auch jetzt für eine schnellere Öffnung von Kitas und Schulen etwas
erreicht werden.

StS Seibert: Es gibt auch eine nicht zu unterschätzende Hilfe für
Alleinerziehende. Daran muss man auch erinnern. Der Entlastungsbeitrag für
diese Gruppe, die ja oft sozial in sehr schwieriger Situation ist, wird für
zwei Jahre mehr als verdoppelt.

Zusatzfrage: Ich verstehe Sie aber recht, Herr Stoltenberg, wenn Sie sagen,
dass Sie Preissteigerungen generell auch für Menschen ohne Kinder sehen und
Sie da über die Maßnahmen der Mehrwertsteuersenkung hinaus gegebenenfalls
noch an Nachsteuerungen oder Nachjustierungen denken? Da habe ich Sie
richtig verstanden?

Stoltenberg: Ich habe gesagt, dass wir als Bundesregierung und als
Bundesarbeitsministerium die Situation sehr aufmerksam beobachten, was
jetzt die Härten in der Coronapandemie für die verschiedenen
Bevölkerungsgruppen angeht.

Frage: Herr Kolberg, Sie hatten gesagt, dass das Paket jetzt relativ zügig
verabschiedet werden soll. Erwarten Sie, dass der Nachtragshaushalt, der
dafür ja notwendig ist, noch vor der Sommerpause verabschiedet werden kann,
oder wie sieht der Zeitplan aus?

Kolberg: Da bleibe ich bei dem, was ich gesagt habe. Wir werden jetzt
zeitnah die notwendigen Maßnahmen ergreifen. Der Minister hat sich ja
gestern in den Interviews auch schon zu dem Thema geäußert. Darüber hinaus
habe ich jetzt hier nichts Neues beizutragen.

Frage: Zum Thema Finanzen insgesamt; das hängt ja auch damit zusammen. Es
gibt ja nun völlig unterschiedliche Darstellungen zwischen der Kanzlerin
und dem Finanzminister auf der einen Seite und Herrn Mützenich von der SPD
auf der anderen Seite. Heute Morgen hat er gesagt, er halte eine
Verlängerung der Mehrwertsteuerabsenkung ins neue Jahr hinein für möglich.
Können Sie da Klarheit hereinbringen?

Vielleicht auch eine Frage an Herrn Seibert. Was die Kanzlerin gestern dazu
gesagt hat, wissen wir.

StS Seibert: Genau.

Zusatzfrage: Wir wissen auch, was der Finanzminister gesagt hat. Nur die
Diskussion scheint ja offensichtlich nicht zu stoppen zu sein.

Kolberg: Das glaube ich nicht. Wenn Sie sich die Äußerungen anschauen, dann
hat er, glaube ich, nicht das gesagt, was Sie jetzt gesagt haben. Insgesamt
kann man feststellen - so war es ja auch in der Berichterstattung zu sehen -
, dass im Koalitionsausschuss große Einigkeit zwischen allen Vertretern da
war, um dieses Paket auf den Weg zu bringen. So wird es auch bleiben.

Zusatzfrage: Aber Herr Mützenich war doch dabei. Er hat ja sicher auch
gelesen, was sowohl die Kanzlerin als auch der Finanzminister gesagt haben.
Wenn er denn heute Morgen trotzdem noch einmal sagt, eine Verlängerung sei
möglich, dann fragt man sich ja: Wie kommt das?

Kolberg: Das habe ich ja eben gesagt. Alle Beteiligten, die Sie gerade
genannt haben, waren dabei und haben sehr einhellig ein großes und
wichtiges Paket für Deutschland auf den Weg gebracht. Diese Einigkeit wirkt
fort. Die Kanzlerin hat sich gestern ganz klar zu dem Thema geäußert, der
Finanzminister ebenfalls.

Wie gesagt, einzelne Äußerungen kann ich hier nicht kommentieren. Aber so,
wie Sie die Äußerung zitiert haben, habe ich sie nicht gelesen.

Zusatzfrage: Vielleicht doch an Herrn Seibert: Die Senkung der
Mehrwertsteuer wird also im nächsten Jahr nicht verlängert?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich dazu gestern in den beiden
Interviews klar geäußert. Der Finanzminister hat das auch getan. Wir
sprechen hier für die Bundesregierung. Deswegen haben wir dem nichts
hinzuzufügen.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine Frage zur Lage in den USA. Der
Transatlantik-Koordinator, Herr Peter Beyer, hat die Reaktion von Präsident
Trump auf die Proteste sehr scharf kritisiert und hat gesagt, dass er auf
einem "Steinzeitniveau" agiere. Ist das auch die Position der
Bundesregierung?

StS Seibert: Die Position der Bundesregierung können Sie dem entnehmen, was
der Bundesaußenminister Anfang der Woche gesagt hat und was die
Bundeskanzlerin in den beiden Interviews gestern ausgedrückt hat.

Die Bundeskanzlerin ist, wie viele Menschen auf der Welt, von diesem Fall
erschüttert. Die gestrige Trauerfeier für George Floyd hat noch einmal sehr
bewegend die ganze Tragik klargemacht - sowohl die Tragik der Tötung dieses
einen Menschen als auch eben des Rassismus, die Schwarze in den USA bis
heute erfahren. Die Kanzlerin hat gestern auch hervorgehoben, dass es
solchen Rassismus nicht nur in den USA gibt, sondern dass auch wir vom Übel
des Rassismus nicht frei sind.

Sie hat großes Verständnis für die vielen Menschen, die friedlich auf die
Straßen gehen, um gegen Rassismus und Polizeigewalt zu protestieren. Darin -
 und in der gesamten Debatte, die jetzt in der Politik und Gesellschaft und
in den Medien der USA geführt wird - sieht sie ein Zeichen der starken
amerikanischen Demokratie. Sie hofft und vertraut darauf, dass das Land auf
dieser Basis wieder zueinanderfindet. Das ist die Haltung der
Bundeskanzlerin so, wie sie sie gestern sehr klar ausgedrückt hat.

Zusatzfrage: Noch einmal zurück zu den Äußerungen. Herr Beyer ist ja nicht
irgendwer. Er ist Ihr transatlantischer Koordinator. Spricht er im Namen
der Bundesregierung, wenn er diese Äußerungen macht?

Burger: Herr Seibert hat gerade die Wortwahl der Kanzlerin referiert. Ich
werde die Äußerungen von Herrn Beyer jetzt hier nicht weiter kommentieren.

Frage: Herr Seibert, Sie sprechen heute auch schon von "Tötung". In den
letzten Tagen haben Sie immer wieder von "Tod" gesprochen. Die Kanzlerin
hat gestern vom "Mord" an George Floyd gesprochen. Gab es in den letzten
Tagen neue Erkenntnisse der Bundesregierung?

Sie haben gerade das Kehren vor der eigenen Haustür angesprochen. Sieht
sich die Bundesregierung angesichts des Migrationshintergrunds in der
deutschen Bevölkerung gut repräsentiert? Ich glaube, es gibt kein einziges
Mitglied in der Bundesregierung, das einen Migrationshintergrund hat.
Richtig?

Herr Burger, kann das AA uns einmal seine Sicht hinsichtlich der
systematischen Benachteiligung von People of Color in den USA, also von
Schwarzen, darstellen? Wie ist diesbezüglich die Einschätzung des AA? Haben
diese Menschen aus Ihrer Sicht einen Grund, jetzt auf die Straße zu gehen
und ihre Benachteiligung anzuprangern?

StS Seibert: Ich weiß jetzt gar nicht, wo ich bei Ihren sechs bis acht
Fragen anfangen soll.

Zuruf: Es waren drei!

StS Seibert: Okay. - Meine Äußerungen am Mittwoch habe ich im gleichen
Geiste getan, wie das, was die Bundeskanzlerin gestern sehr klar
ausgedrückt hat. Eine juristische Bewertung kann es natürlich nur durch
amerikanische Gerichte geben. Aber das Wort "Mord", das die Bundeskanzlerin
gestern verwendet hat, drängt sich einem auf, wenn man dieses entsetzliche
Video der Tat sieht. Wie gesagt, das ist keine juristische Bewertung, wobei
ja, wenn ich mich recht erinnere, die Anklage auf "Second-Degree-Murder"
lautet.

Zu Ihrer Frage bezüglich Rassismus: Die Bundesregierung ist mit einer ganz
starken antirassistischen Überzeugung bei der Arbeit. Das prägt unsere
Arbeit, unabhängig davon, ob sie am Kabinettstisch Menschen mit
Migrationshintergrund sehen oder nicht. Wir sind eine Bundesregierung, die
starke antirassistische Überzeugungen hat, die das in ihrer politischen
Arbeit auch zugrunde legt, die weiß, dass Deutschland, wie ich es vorhin
gesagt habe, nicht frei ist vom Übel des Rassismus und auch nicht frei von
Benachteiligungen ist, die Menschen mit Migrationshintergrund hier bei uns
erfahren. Das ist für uns ein täglicher Arbeitsauftrag.

Burger: Ich kann Ihnen sagen, dass unsere Auslandsvertretung in den
Vereinigten Staaten natürlich intensiv die politischen und die
gesellschaftspolitischen Diskussionen verfolgen, wie das die Aufgabe einer
deutschen Auslandsvertretung in jedem Land der Welt ist. Es ist aber nicht
meine Aufgabe, hier im Namen der Bundesregierung soziologische Analysen
vorzutragen. Dafür gibt es, glaube ich, berufenere Münder.

Zusatzfrage: Sie möchten nicht über eine systematische Benachteiligung von
Schwarzen in den USA in den Bereichen Gesundheit, Bildung, Arbeit sprechen?
Das erkennen Sie nicht?

Burger: Das wollen Sie mir jetzt in den Mund legen. Ich habe gesagt, dass
ich es grundsätzlich nicht als meine Aufgabe als Sprecher des Auswärtigen
Amtes sehe, hier gesellschaftliche Entwicklungen in anderen Ländern
autoritativ zu analysieren. Dafür gibt es Wissenschaftler; dafür gibt es
Thinktanks. Darüber gibt es in den USA selbst natürlich auch eine ganz
intensive Diskussion. Sie können sich sicher sein, dass wir natürlich im
Rahmen unserer Aufgaben als diplomatischer Dienst die gesellschaftlichen
Entwicklungen in anderen Ländern sehr aufmerksam verfolgen.

Es ist, wie gesagt, als Sprecher eines Ministeriums nicht meine Aufgabe,
hier dazu die maßgeblichen Analysen vorzutragen.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf einen Gesetzentwurf, der offenbar im
amerikanischen Kongress behandelt wird und der Sanktionen gegen Nord Stream
2 enthält. Was unternimmt die Bundesregierung in dem Fall? Mit welcher
Entwicklung der Situation rechnet die Bundesregierung?

Eichler: Danke. - Wie Sie wissen, verfolgen wir die Entwicklung rund um
Nord Stream und natürlich auch die Entwicklung dazu in den USA. Wir
kommentieren das aber nicht. Unsere grundsätzliche Haltung zu
extraterritorialen Sanktionen ist auch klar: Wir lehnen diese ab. Dabei
möchte ich es hier belassen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium, die sich auf die
Novelle des Personenbeförderungsgesetzes und die Meldungen, die seit heute
Morgen dazu kursieren, bezieht. Ich würde Sie bitten, zu bestätigen, ob
dieses Eckpunktepapier vorliegt und wie Sie gedenken, die neuen Fahrdienste
zu regulieren. Was sind diesbezüglich für Sie die wichtigsten Punkte?

Buser: Wir haben auch festgestellt, dass die Koalitionsfraktionen eine
Einigung erzielt haben. Das ist sehr erfreulich. Nichtsdestotrotz wird das
weitere Vorgehen am 19. Juni im Rahmen der Findungskommission, zu der der
Minister einlädt, besprochen werden. Deswegen kann ich zu weiteren Details
keine Auskunft geben. Ich hoffe auf Ihr Verständnis.

Zusatzfrage: Offenbar gibt es beim Koalitionspartner SPD zu dem Thema noch
offene Fragen. Hat man sich jetzt nur auf Kernpunkte oder auf ein
komplettes Papier geeinigt?

Buser: Ich kann zu den weiteren Inhalten nicht mehr als das sagen, was ich
mehr oder weniger auch aus der Presse erfahren habe. Das müssen wir uns
erst einmal im Detail anschauen. Auf jeden Fall wird das weitere Vorgehen
am 19. Juni im Rahmen der Findungskommission besprochen. Diese ist im Mai
2019 eingeführt worden, als das erste Treffen stattfand. Es findet ein
laufender Prozess statt, in dem man sich zusammensetzt und die ganzen
Details bespricht, um eine gemeinschaftliche Einigung und einen Konsens zu
finden. Das ist ein konstruktiver Arbeitsprozess, der, wie gesagt, sehr
viele wichtige Punkte berücksichtigt. Es geht um neue Mobilitätsplattformen
wie "Pooling"-Systeme, die man etablieren möchte, und darum, wie man
bezogen auf Stadt und Land gemeinschaftliche Modelle findet, um auch im
ländlichen Sektor bessere Möglichkeiten zu schaffen.

Frage: Können Sie etwas zu den zeitlichen Planungen sagen? Soll am 19. Juni
die letzte Sitzung stattfinden und dann eine Lösung vorliegen, wenn es nun
heißt, dass sich Union und SPD schon weitgehend geeinigt haben?

Buser: Die Frage kann ich zum jetzigen Zeitpunkt leider noch nicht
beantworten.

Frage: Liegt bei Ihnen im Ministerium schon eine erste Reaktion der
Taxiverbände vor?

Können Sie noch einmal die Position des Ministeriums zu der Rückkehrpflicht
erläutern?

Buser: Was die Rückmeldung vonseiten der Taxiverbände angeht, habe ich
persönlich noch keine Kenntnis. Ich kann die Frage deswegen nicht
beantworten.

Ich muss gestehen: Da es verschiedene Stände gab, die teilweise geändert
wurden, muss ich schauen, was ich nachliefern kann, was der letzte Stand
war. Bedingt durch Corona gab es einigen Verzug, was die Gespräche in den
verschiedenen Arbeitsgruppen angeht. Es gibt verschiedene hochkomplexe
Themenbereiche, die in dem Personenbeförderungsgesetz behandelt werden und
die sehr vielschichtig sind. Deswegen müssen wir schauen, was wir
nachliefern können. Wir können Ihnen natürlich nach dem 19. Juni noch mehr
sagen, wenn man sich die Einigung der Koalitionsfraktion ein bisschen näher
angeschaut, ausgewertet und mit Blick auf die Findungskommission weiter
diskutiert hat.

Frage: Meine Frage richtet sich an Herrn Alter. Haben die
Sicherheitsdienste schon nähere Informationen über deutsche Neonazis, die
in Russland militärisch geschult werden? Stehen Sie dazu im Kontakt mit
russischen Behörden?

Alter: Der Sachverhalt als solcher ist uns bekannt, zuletzt ja aus
Medienberichten heute Morgen. Wir haben das recherchiert und kommen zu dem
Ergebnis, dass es konkrete Informationen dazu im Bundesinnenministerium im
Moment nicht gibt. Wir wissen aber, dass das Bundesamt für
Verfassungsschutz zumindest Eckinformationen, Rumpfinformationen dazu hat
und sich selbstverständlich im Rahmen ihrer allgemeinen Kooperation
austauscht.

Noch einmal: Ganz konkrete Informationen zu einzelnen Personen oder
Ähnliches liegen uns nicht vor.

Frage: Herr Seibert, in den Terminen der Kanzlerin war es nicht enthalten;
das muss ja auch nicht unbedingt sein: Ist schon der Termin für die
Vorstellung der Corona-App klar? Mitte Juni ist ja in spätestens zwei
Wochen. Gibt es schon einen festen Termin?

StS Seibert: Mitte Juni. Der Termin wird natürlich rechtzeitig angekündigt
werden.

Frage: Frau Eichler, es mehren sich die Beschwerden, dass
Fluggesellschaften, unter anderem auch die Deutsche Lufthansa, hinsichtlich
der Erstattungen bei ausgefallenen Flügen nicht entsprechend schnell, zum
Teil gar nicht handeln. Wenn die Deutsche Lufthansa staatlich unterstützt
wird, gibt es dann nicht eine Möglichkeit, darauf einzuwirken?

Eichler: Das ist eher ein Thema für das Bundesjustizministerium.

Kall: Dazu kann man nur sagen, dass der Anspruch auf Erstattung der
Flugpreise, die die Leute bezahlt haben und deren Flüge storniert worden
sind, aus der Fluggastrechteverordnung der Europäischen Union erfolgt und
in der Regel die Kundinnen und Kunden, die gebucht haben, innerhalb von
sieben Tagen ihre Erstattung auch bekommen müssen. Das gilt für alle
Airlines, die in Europa tätig sind. Dieser Anspruch besteht, und dieser
Anspruch muss auch erfüllt werden, völlig unabhängig von anderen
Unterstützungsmaßnahmen, die natürlich den Airlines helfen. Aber der
Anspruch der Kundinnen und Kunden besteht.

Zusatzfrage: Dieser Anspruch wird ja nicht erfüllt. Die Plattform
Flightrights hat sozusagen zehntausende Beschwerden gesammelt. Auch die
Deutsche Lufthansa ist eine Airline, die das nicht erfüllt. Gibt es
vonseiten der Politik nicht eine Möglichkeit, darauf einzuwirken?

Kall: Es gab verschiedene Wege - zum Beispiel Gutscheinlösungen -, die die
Bundesregierung gerade am Anfang der Krise vorgeschlagen hat. Es gibt sehr
viele Verbraucherinnen und Verbraucher, die freiwillig Gutscheine von den
Airlines angenommen haben, die, glaube ich, in der Regel noch bis Ende 2021
umbuchen können und erst einmal keine Erstattung bekommen haben, und dann,
wenn sie nicht umbuchen, noch eine Erstattung bekommen können.

Es war bislang nicht möglich, auf europäischer Ebene eine Lösung für
verpflichtende Gutscheine zu finden, dass Kunden also die Gutscheine
annehmen müssen. Dazu war die Reaktion der Europäischen Kommission klar.
Die Fluggastrechteverordnung sieht diesen Erstattungsanspruch vor.

Das sind die Optionen, die im Moment bestehen. Für Verbraucher ist das
natürlich auch eine schwierige Situation.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMVg, die sich auf die Verschärfung des
Soldatengesetzes bezieht.

Frage eins: Wie sieht so ein Beschwerdesystem in der Praxis konkret aus, um
Fälle anzuzeigen?

Frage zwei: Wie verhindert man, dass zum Beispiel eine Denunziationswelle
losgeht?

Collatz: Das Beschwerdewesen an sich hat sich nicht geändert. Jeder Soldat,
jede Soldatin, jeder zivile Angehörige kann sich an die Vorgesetzten oder
an den nächst höheren Vorgesetzten wenden, wenn er oder sie denkt, dass er
oder sie im dienstlichen Umfeld in seinem oder ihrem Tun beschwert worden
ist.

Hier geht es mehr um die gesetzlichen Regelungen, um später, wenn erkannt
worden ist, dass es sich um ein schwerwiegendes Fehlverhalten handelt, die
Entlassung aus dem Dienstverhältnis vorzusehen. Die Wege, wie Missverhalten
kundgetan wird, ändern sich nicht.

Zusatzfrage: Wenn es konkret einen Vorgesetzten betrifft, überspringt man
dann den Dienstweg oder gibt es andere Stellen, dass man sich
beispielsweise an die innere Führung wendet?

Collatz: Genau so ist es. Das ist alles klar geregelt. Wenn der direkte
Vorgesetzte derjenige ist, der aus Sicht des Beschwerdeführers, der
Beschwerdeführerin Anlass für eine Beschwer bietet, dann wendet man sich an
den nächst höheren Disziplinarvorgesetzten.

Im Übrigen gibt es natürlich Personalvertretungen, an die man sich wenden
kann. Es gibt die Möglichkeit einer Moderation. Hier hat sich in der
Bundeswehr bereits viel getan, und man orientiert sich auch an zivilen
Möglichkeiten. Aber was das militärische Wesen angeht, sind die
Möglichkeiten eindeutig vorgegeben. Sie bestehen weiter fort und ändern
sich nicht.

Frage: Mit Blick auf das Wochenende eine Frage an Herrn Alter. Gibt es,
nachdem wir am vergangenen Wochenende hier in Berlin diese
Schlauchbootveranstaltungen gesehen haben, Tipps, die die Bundesregierung
oder das Innenministerium den Länderregierungen geben kann, wie so etwas in
Zukunft vermieden werden kann oder wie dagegen vorgegangen werden kann?

Alter: Nein, wir geben da keine Tipps. Der Umgang mit solchen Situationen
ist zunächst einmal Sache der zuständigen Landesbehörden, der
Versammlungsbehörden und auch der Polizeibehörden. Was wir tun können, ist,
noch einmal an die Vernunft aller zu appellieren. Wir erleben im Moment in
vielen Bereichen Lockerungen, die dadurch gerechtfertigt sind, dass sich
das Infektionsgeschehen positiv entwickelt, also im Vergleich zu früheren
Zeiten zurückgegangen ist. Jetzt ist es aber umso notwendiger, dass man
weiterhin vorsichtig bleibt und sich an die relativ einfachen Regelungen
hält. Wir erleben auch, dass Infektionsherde häufig in Situationen
entstehen, in denen Regeln nicht eingehalten werden. Insofern ist das der
Appell. Den konkreten Umgang mit Situationen, die entstehen, überlassen wir
den Behörden vor Ort. Das haben sie bisher auch adäquat gehandhabt.

Zusatzfrage: Dann habe ich noch eine Nachfrage zum Wochenende im
Zusammenhang mit den Vorgängen in den USA: Rechnen Sie hier in Deutschland
auch mit größeren Demonstrationen und gegebenenfalls mit Ausschreitungen?

Alter: Dieses Thema - das haben wir diese Woche ja auch schon mehrfach
gesagt - ist ein Thema, das auch die deutsche Öffentlichkeit berührt und
das uns auch in Deutschland betrifft, auch wenn sich dieser Einzelfall
nicht in Deutschland abgespielt hat. Es ist nicht ausgeschlossen, dass
sozusagen auch Solidaritätsaktivitäten in Deutschland stattfinden werden.
Mir ist nicht bekannt, dass es dafür bereits konkrete Anmeldungen gäbe,
aber ich will das nicht ausschließen. Wenn sie stattfinden sollten, dann
wäre das auch völlig in Ordnung.

Frage: Mich würde nur interessieren, Herr Seibert, ob die Kanzlerin diese
Schlauchbootpartys wahrnimmt, gesehen hat und vielleicht eine Bewertung für
mich hat.

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob sie - - - In dem gestrigen Gespräch - ich
weiß nicht, ob in der ARD oder im ZDF - hat die Bundeskanzlerin darüber
gesprochen, dass, auch wenn die Zahlen im Moment ja erfreulich sind und wir
bei einer Größenordnung von Neuinfektionen liegen, mit der wir und vor
allen Dingen auch der öffentliche Gesundheitsdienst zurechtkommen können,
dennoch das Virus da ist, die Pandemie da ist und nichts zu unterschätzen
ist. Sie hat davon gesprochen, dass es da, wo Abstands- und sonstige
Regelungen wirklich eklatant nicht beachtet werden, ganz schnell gehen kann
und die Zahl der Infektionen wieder hochschnellen kann. In diesem
Zusammenhang hat sie gesagt: Dagegen gab es ja auch in Berlin eine Reihe
von Verstößen. - Aber dabei könnte man auch noch an ganz andere Orte
denken, von Göttingen bis Ostfriesland, von Bremerhaven bis Frankfurt.

Das ist, glaube ich, die Botschaft: sich nicht zu sicher zu fühlen, sich
über die Entwicklung der Infektionskurve zu freuen - gerade in dieser Woche
gab es jeden Tag zwischen 300 und 500 Infektionen; das ist, wie gesagt,
wenn man bedenkt, was sein könnte, eine erfreuliche Entwicklung -, aber
nicht zu unterschätzen, dass das Virus da ist, dass es gefährlich für jeden
sein kann und dass deswegen all diese Maßnahmen - Abstand, Hygiene, 
Mund-Nasen-Schutz - weiterhin nicht nur sinnvoll, sondern wirklich angeraten
sind.

Frage: Zum Kosovo: Die neue Regierung wurde mit sehr knapper Mehrheit
gewählt. Deutschland und Frankreich versuchen derzeit aktiv, den Dialog
zwischen Kosovo und Serbien zu unterstützen. Wie beurteilen Sie die
Fähigkeit der jetzigen Regierung, Kosovo durch die Verhandlungen mit
Serbien zu führen? Gibt es Versuche, die Haltung der EU und der USA
bezüglich des Kosovos zu koordinieren?

Burger: Ja, ich kann Ihnen sagen, dass sich die Bundesregierung sehr auf
die Zusammenarbeit mit der neuen Regierung im Kosovo freut. Es ist sehr
wichtig, dass die ambitionierte Rechtsstaatsagenda der Vorgängerregierung
und vor allem der Kampf gegen Korruption und organisierte Kriminalität
konsequent fortgeführt werden; denn das ist ein Schlüsselfaktor für die
weitere Heranführung des Landes an die EU und auch für die wirtschaftliche
Entwicklung im Kosovo.

Der Fragesteller beziehungsweise die Fragestellerin hat richtigerweise
gesagt, dass sich Deutschland gemeinsam mit seinen internationalen Partnern
dafür einsetzt, dass die Verhandlungen zwischen dem Kosovo und Serbien
unter EU-Vermittlung Fortschritte machen. Das Ziel ist ein umfassendes,
tragfähiges Abkommen, das die Stabilität in beiden Ländern und in der
Region erhöhen soll. Unsere Auffassung ist nämlich, dass nachhaltiger
Frieden und Stabilität auf dem westlichen Balkan und die erfolgreiche 
EU-Annäherung Kosovos und Serbiens nur dann möglich sein werden, wenn es einen
dauerhaften Ausgleich zwischen beiden Ländern gibt. Die Bundesregierung
unterstützt deshalb nachdrücklich die Bemühungen des Anfang April
eingesetzten EU-Sonderbeauftragten Lajcák darum, dass diese Verhandlungen
so bald wie möglich wieder aufgenommen werden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesinnenministerium in Bezug auf
Flüchtlinge in zwei Dimensionen. Herr Alter, vor Malta und Italien sind,
glaube ich, an die 500 Flüchtlinge auf Kreuzern und anderen Schiffen und
warten darauf, an Land gelassen zu werden. Das werden sie nicht, weil es
keine Aufnahmebereitschaft in europäischen Staaten gibt.

Außerdem haben Thüringen und Sachsen Programme zur Aufnahme von insgesamt
650 Flüchtlingen aufgelegt, aber die können nicht umgesetzt werden, weil
das Bundesinnenministerium, glaube ich, diese Aufnahme blockiert. Warum ist
das so? Sehen Sie in irgendeiner Weise die Möglichkeit, eine offensivere
und offenere Flüchtlingspolitik zu betreiben?

Alter: Wir haben unsere Auffassung zu beiden Themen hier ja schon mehrfach
deutlich gemacht, und die Position hat sich auch nicht geändert.

Beim Thema der Seenotrettung ist es so, dass wir im Moment Verzögerungen
sehen, die auch durch die Pandemie bedingt sind, durch die Mechanismen, die
sich dann innerstaatlich jeweils auch verändern. Die Position Deutschlands
hat sich nicht geändert. Wir sind der Auffassung, dass wir für die Aufnahme
von aus Seenot geretteten Menschen eine europäische Solidarität benötigen,
einen Prozess, an dem sich mehrere Staaten - möglichst viele - beteiligen.
Das ist nach wie vor ein wichtiges Anliegen und wird auch in der
bevorstehenden Ratspräsidentschaft für uns ein wichtiges Thema sein.

In Bezug auf die Aufnahme von Flüchtlingen aus anderen EU-Staaten ist auch
darauf hinzuweisen, dass wir ja als Bundesregierung Aufnahmeentscheidungen
getroffen haben, die wir umzusetzen versuchen. Es gibt den Beschluss, dass
wir Menschen aus Griechenland aufnehmen. Die Größenordnung ist Ihnen
bekannt. Wir arbeiten auch daran, dass dieser Beschluss umgesetzt werden
kann. Es ist im Moment angesichts der Situation, dass wir auch aus
faktischen Gründen das Resettlement herunterfahren mussten, weil sich auch
in den Staaten, die es betrifft, die Umstände durch die Coronapandemie
verändert haben, aus unserer Sicht eben nicht hilfreich, dass Länder jetzt
neue Programme fordern. Wir müssen jetzt zunächst einmal das umsetzen, was
noch umzusetzen ist. Diesbezüglich hat die Bundesregierung Entscheidungen
getroffen, die noch in die Praxis umgesetzt werden sollen.

Zusatzfrage: Nun sagen im Hinblick auf die Aufnahmeprogramme in Thüringen
und Sachsen beide Länder, soweit ich weiß, dass es möglich sei, mit den
vorhandenen Kapazitäten diese Zahl von Menschen aufzunehmen. Wenn das so
ist, warum kritisieren Sie das dann? Warum sagen Sie nicht "Dann macht
einmal"?

Alter: Es ist ja keine Frage der Kapazitäten! Es ist doch vollkommen klar,
dass wir in Deutschland ausreichend große Kapazitäten für die Aufnahme von
Flüchtlingen hätten. Aber es ist eben auch eine wichtige Entscheidung der
Bundesregierung und der Bundespolitik, in welcher Form und unter welchen
Umständen man bereit ist, sich an Aufnahmeentscheidungen zu beteiligen.
Dafür gibt es eben das wichtige Prinzip der europäischen Solidarität. Der
Bundesinnenminister hat mehrfach betont, dass wir für Alleingänge nicht zur
Verfügung stehen, sondern dass das ein europäisches Problem ist, das
europäisch gelöst werden soll. Das ist ein wichtiger Faktor, der nicht
dadurch außer Kraft gesetzt wird, dass Bundesländer anmelden, sie hätten
freie Kapazitäten.

Frage: Herr Burger, zur Situation in Libyen: Gestern hat die
Regierungstruppe die Hauptstadt zurückerobert. Glauben Sie, dass dieser
militärische Sieg jetzt die Wiederaufnahme der
Waffenstillstandsverhandlungen erschwert?

Burger: Ja, die Kämpfe in Libyen gehen weiter. Nach unseren Erkenntnissen
ist das Stadtgebiet von Tripolis mittlerweile weitgehend in der Hand der
Truppen der Regierung der nationalen Einheit. Nun wird allerdings im
Südosten der Stadt weiter gekämpft. Wir sehen das alles mit sehr großer
Sorge und kommunizieren das gemeinsam mit unseren Partnern auch gegenüber
den Konfliktparteien.

Wie Sie wissen, fordern wir schon seit Langem einen nachhaltigen
Waffenstillstand und zu diesem Zweck eine Rückkehr zu den 5+5-Gesprächen
zwischen den Vereinten Nationen und den jeweiligen Seiten. Die sind jetzt
zunächst einmal per Videokonferenz angelaufen. Das sehen wir als ein
positives Zeichen an. Allerdings liegen die Positionen der Konfliktparteien
auch noch sehr weit auseinander, und deswegen sind die internationalen
Unterstützer beider Seiten nach wie vor in der Pflicht, auf die
Konfliktparteien einzuwirken, damit es Fortschritte gibt.

Frage: Der namibische Präsident hat gestern gesagt, dass Deutschland bereit
sei, sich für die Massaker an den Herero und den Nama offiziell zu
entschuldigen. Kann das Auswärtige Amt dieser Äußerung bestätigen?

Burger: Ich kann Ihnen dazu keinen neuen Stand mitteilen. Ich kann Ihnen
aber wie früher schon noch einmal darstellen, dass die Bundesregierung mit
der Regierung von Namibia Gespräche über eine zukunftsgerichtete
Aufarbeitung der gemeinsamen Kolonialvergangenheit führt. Diese Gespräche
verlaufen im gegenseitigen Vertrauen und konstruktiv.

Beide Seiten haben Vertraulichkeit vereinbart. Daher kann ich den Verlauf
und den Inhalt der Gespräche nicht kommentieren. Ich kann Ihnen aber sagen,
was wir ja auch schon in der Vergangenheit gesagt haben: Das Ziel der
Gespräche oder Teil des Ziels der Gespräche ist, dass am Ende eine Bitte um
Entschuldigung steht, dann aber eben auch in einer Form, in der sie von der
namibischen Seite als solche gewährt werden kann.

Frage: Ein schwieriges Thema in den Verhandlungen war auch immer die Frage
von, wie ich es jetzt einmal nenne, Reparationen. Sind Sie da
weitergekommen? Gibt es da eine einigungsfähige Lösung?

Burger: Wie gesagt: Da Vertraulichkeit dieser Verhandlungen vereinbart
wurde, kann ich Ihnen hier keinen weiteren Zwischenstand bezüglich der
Gespräche nennen. Aus unserer Sicht verlaufen die Gespräche in guter und
vertrauensvoller Atmosphäre, und es gibt auch Fortschritte.

Frage: Herr Seibert, sonst sind Sie ja immer so fleißig, wenn es um
Nachreichung entgeht. Aber letzte Woche ging es um das Logo für die 
EU-Ratspräsidentschaft und die Kosten dessen. Können Sie uns die mitteilen?
Seit einer Woche haben Sie uns das nämlich nicht nachgereicht.

StS Seibert: Richtig. Ich werde Ihnen das dann nachreichen können, wenn das
auch wirklich bezifferbar sein wird. Ich kann das heute noch nicht tun,
weil das Teil einer großen Zusammenarbeit ist, die wir im Zusammenhang mit
der EU-Ratspräsidentschaft mit der betreffenden Vertragsagentur
durchführen, und ich das heute nicht auseinanderklamüsern kann.

Zusatzfrage: Wann können wir damit rechnen?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen heute nicht sagen. Aber ich habe die Bitte
oder die Anfrage, die Sie da geäußert hatten, im Kopf.

Frage: Ich habe eine Frage an das Justizministerium, und zwar zur 
EU-Urheberrechtsreform und zu der Debatte um die Uploadfilter. Am Sonntag wird
noch genau ein Jahr Zeit sein, um die EU-Richtlinie in nationales Recht
umzusetzen. Könnten Sie den Stand der Dinge darstellen?

Kall: Dazu kann ich nur sagen, dass wir uns mitten in dieser
Umsetzungsfrist befinden, wie Sie gesagt haben, was die beiden 
EU-Urheberrechtsrichtlinien angeht, die da umzusetzen sind, und dass ich Ihnen
deshalb noch keine inhaltlichen Details nennen kann. Daran arbeiten unsere
Fachleute.

Frage: Ich habe noch eine Frage zum EU-China-Gipfel in Leipzig im
September, der abgesagt wurde. Besteht denn die Möglichkeit, dass der zu
einem späteren Zeitpunkt, also verschoben, dann doch dort stattfinden
könnte?

StS Seibert: Es hat dazu ja Gespräche der Bundeskanzlerin sowohl mit dem
chinesischen Staatspräsidenten Xi als auch mit dem Präsidenten des
Europäischen Rats Charles Michel gegeben, und alle drei Seiten sind sich
einig, dass ein solcher EU-China-Gipfel ein sinnvolles Vorhaben ist. Er
kann allerdings aus den Gründen, die jetzt ausschließlich in der
pandemischen Gesamtlage begründet liegen, nicht als Großveranstaltung im
September in Leipzig abgehalten werden. Man ist sich einig, dass man
darüber sprechen will, wie und zu welchem Zeitpunkt er nachgeholt werden
kann.

Frage: Herr Alter, in dieser Woche haben mehrfach Sportler - vor allem
Fußballprofis - demonstriert, dass sie mit dem Ermordeten Floyd solidarisch
sind, und sich gegen Rassismus ausgesprochen. Das verstößt auf der einen
Seite gegen formale Regeln. Auf der anderen Seite wird es politisch von
verschiedener Seite gutgeheißen. Hat der Bundesinnenminister persönlich
eine Haltung dazu? Wie findet er solche Gesten?

Alter: Zunächst einmal ist es, wie Sie schon richtigerweise sagen, Sache
der Sportverbände, festzulegen, was in Ausübung des Sports bei öffentlichen
Wettkämpfen als zulässige Meinungsäußerung und auch als politische
Meinungsäußerung zitiert wird und wo Grenzen überschritten werden. Es ist
nicht Sache des Staates, das festzulegen, sondern es gehört in die
Autonomie des Sports, das zu definieren.

Gleichwohl ist es natürlich so, dass der Sport für positive Grundwerte
steht, die in allen Facetten in allen Bereichen des Sports immer wieder
hervorgehoben werden. Das sind die Grundwerte Fairness, Respekt,
Solidarität, Freundschaft und Zusammenhalt. Der Sport setzt sich natürlich
auch gegen Rassismus ein; das wird an verschiedenen Stellen immer wieder
sehr deutlich. Das, was wir in den letzten Tagen gesehen haben, bringt ja
zum Ausdruck, dass die Sportler für diese Grundwerte des Sports eintreten.
Sie vertreten also gewissermaßen die Grundposition vieler Sportverbände
oder des Sports allgemein. Gerade hier muss es uns gelingen, dass der Sport
seine Vorbildwirkung auf die Gesamtgesellschaft zum Ausdruck bringt, und
das wird unter den aktuellen Umständen sehr deutlich, in denen sich
Sportler eben solidarisch zeigen und ein ganz klares Zeichen gegen
Rassismus aussenden. Wir erleben, dass die Sportverbände ihre bislang sehr
strikte Linie in diesen konkreten Fällen etwas aufweichen, und begrüßen das
als Bundesinnenministerium.

Zusatzfrage: Heißt das in einfacher Sprache, der Bundesinnenminister findet
solche Gesten gut?

Alter: Der Bundesinnenminister hält es angesichts der Tragweite und der
Bedeutung des Themas für sehr nachvollziehbar, dass sich viele
gesellschaftliche Bereiche klar positionieren.

Freitag, 5. Juni 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 5. Juni 2020
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FINANZEN/2275: Union und SPD schaffen mit Mehrwertsteuersenkung neues Bürokratiemonster


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Juni 2020

DÜRR: Union und SPD schaffen mit Mehrwertsteuersenkung neues
Bürokratiemonster



Zur Debatte über die Senkung der Mehrwertsteuer erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Union und SPD laufen Gefahr, mit der vorübergehenden Senkung der
Mehrwertsteuer keine Abhilfe in der Corona-Krise, sondern ein neues
Bürokratiemonster zu schaffen. Auch die FDP-Fraktion hatte diese
Maßnahme zunächst in Erwägung gezogen. Da der Aufwand aber zu groß
ist und unklar bleibt, ob der reduzierte Steuersatz auch wirklich bei
den Menschen ankommt, haben wir uns dagegen entschieden. Stattdessen
setzen wir uns für eine wachstumsorientierte Steuerreform ein, die
durch die Senkung der Einkommensteuer und die vollständige
Abschaffung des Soli die hart arbeitende Mitte entlasten würde. Statt
befristeter Einzelmaßnahmen, die schnell verpuffen, wollen wir einen
großen Wurf. Der würde auch die Wirtschaft dauerhaft stärken."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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WIRTSCHAFT/3130: Für Vertrauen und wirksame Wachstumsimpulse braucht es dauerhafte Entlastung


FDP-Pressemitteilung vom 8. Juni 2020

TEUTEBERG-Statement: Für Vertrauen und wirksame Wachstumsimpulse
braucht es dauerhafte Entlastung



Zum Konjunkturpaket erklärt die FDP-Generalsekretärin Linda
Teuteberg:

Neueste Befragungen bestätigen, was uns bei diesem Thema leitet,
nämlich dass es um Vertrauen geht, um Vertrauen in die
wirtschaftliche Entwicklung. Dass es nicht genügt, mit einzelnen
Maßnahmen, wie sie jetzt in dem Konjunkturpaket vorgesehen sind,
zeitlich befristet hier einzelne Impulse zu setzen, sondern dass wir
ein mutigeren Impuls brauchen. Ein Impuls dafür, dass unser Land,
dass die deutsche Wirtschaft wieder auf einen Wachstumspfad kommt.
Und dafür braucht es dauerhafte Entlastung. Es braucht das Zutrauen
von Menschen, dass unsere wirtschaftliche Entwicklung wieder positiv
verläuft und dass sie dauerhaft genügend Geld im Portemonnaie haben,
um zu konsumieren und zu investieren.

Deshalb haben wir Freie Demokraten vorgeschlagen, dass es eine
dauerhafte Entlastung braucht, insbesondere für kleine und mittlere
Einkommen durch Abflachung des Mittelstandsbauches in der
Einkommensteuer, durch Absenkung der Stromsteuer auf europäisches
Mindestniveau, durch Abschaffung des Solidaritätszuschlages und zwar
vollständig und für alle, die ihn bisher zahlen rückwirkend zum 1.1.
diesen Jahres - wie es auch verfassungsrechtlich geboten wäre und
konjunkturpolitisch klug ist - und schließlich brauchen wir auch
unbedingt bessere Abschreibungsbedingungen für unsere Unternehmen.

Schon vor Corona stand es nicht optimal um die Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Wirtschaft. Und jetzt sind wir umso mehr angehalten,
hier bessere Angebots-, Investitionsbedingungen zu schaffen. Die hohe
Zahl von zur Kurzarbeit angemeldeten Beschäftigten, die Rückgänge im
produzierenden Gewerbe, in der Industrie, in der Produktion sind ganz
klare Zeichen dafür, dass jetzt mutig alles getan werden muss, um
vorhandene Arbeitsplätze zu erhalten und die Schaffung neuer zu
erleichtern.

Deshalb sagen wir: Wir brauchen dauerhafte Entlastung, damit auch
private Investitionen getätigt werden, damit Menschen darauf
vertrauen, dass sie auch morgen noch Arbeit haben, sich jede
Arbeitsstunde für sie lohnt und dass sich auch private Investitionen
lohnen. Und damit zusätzlich die öffentlichen Investitionen, die auch
notwendig sind - wir sprechen uns hier für starke Investitionen
gerade im Bereich Digitalisierung und Modernisierung unserer Schulen
aus, damit die auch ankommen, brauchen wir außerdem konkretere
Beschlüsse zur Planungsbeschleunigung. Es gab schon vor Corona einen
Investitionsstau, wo auch Mittel, die bereitstehen, gar nicht
ankommen und eingesetzt werden. Damit die Mittel auf die Straße, in
die Schule, ins Breitbandnetz kommen, muss es auch zur
Planungsbeschleunigung konkrete Beschlüsse geben. Hier wünschen wir
uns mutigere Impulse statt halbherziger Maßnahmen, die zeitlich
befristet sind und mit sehr ungewissem Effekt.

Die neueren Befragungen, dass viele Menschen nicht vorhaben, trotz
dieses Konjunkturpaketes mehr Geld auszugeben, zeigen übrigens, dass
die Menschen in Deutschland klug sind und wissen, dass der Staat nur
vorübergehend Einkommen ersetzen kann, aber nicht die notwendige
Wertschöpfung und dass wir genau diese mutigen Impulse brauchen für
die wirtschaftliche Entwicklung und deshalb dauerhafte Entlastung von
Menschen und Betrieben. Wir Freie Demokraten werden dafür weiter
unsere Vorschläge einbringen, auch in den nächsten Tagen und in den
Deutschen Bundestag.

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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HAMBURG/5172: Kita-Öffnung - Folgen des Lockdowns müssen evaluiert werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Juni 2020

Kita-Öffnung: Folgen des Lockdowns müssen evaluiert werden



Ab Ende nächster Woche sollen wieder alle Hamburger Kinder in Kitas
betreut werden, vorerst für jeweils 20 Wochenstunden. "Wir begrüßen
die Rückkehr zum eingeschränkten Regelbetrieb, schließlich haben wir
in den vergangenen Wochen zahlreiche konstruktive Vorschläge dazu
gemacht", erklärt dazu Insa Tietjen, die kitapolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wichtig ist
jetzt, dass die Rückkehr zu einer Art Normalität im Dialog mit allen
Beschäftigten und Eltern erfolgt. Dabei müssen insbesondere die Folgen
der letzten Wochen für die Entwicklung vieler Kinder erfasst,
ausgewertet und berücksichtigt werden."

Tietjen dankt ausdrücklich allen Kita-Beschäftigten, die in den
letzten Wochen starken Mehrbelastungen durch die erhöhten
Anforderungen ausgesetzt waren. "Auch den Eltern gilt Respekt, die
teilweise durch die Dauerbetreuung der Kinder oft parallel zum
Homeoffice großem Druck ausgesetzt waren. Wir hoffen, dass die
Erfahrungen der letzten Wochen zu mehr Wertschätzung der Arbeit in den
Kitas und besserer Ausstattung beitragen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020
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HAMBURG/5171: LINKE legt Antrag für Ferienbetreuung in Corona-Zeiten vor (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Juni 2020

LINKE legt Antrag für Ferienbetreuung in Corona-Zeiten vor



Die Schutzmaßnahmen gegen die Corona-Pandemie haben Kinder und
Jugendliche besonders getroffen. Geschlossene Kitas und Schulen,
fehlende Angebote der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, gesperrte
Spiel- und Sportplätze, aber auch die Bedingungen des Fernunterrichts
haben die Situation derjenigen, die armutsbedingt ohnehin vielen
Einschränkungen unterworfen sind, noch einmal verschärft.

Nun plant der Senat so genannte "Hamburger Lernferien 2020" für
Schüler_innen in Gebieten mit Sozialindex 1 und 2, wie er in einem
Behördenbrief an die Schulen näher erläutert (siehe Anhang). Passend
dazu bringen die senatstragenden Fraktionen einen Antrag in die
Bürgerschaft ein, der am kommenden Mittwoch debattiert werden soll. Er
sieht vor, dass Defizite und Lernrückstände nun in den Ferien
aufgeholt werden sollen.

Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft, kritisiert dieses Vorgehen: "Den
rot-grünen Ansatz, allein auf das schulische Lernen zu setzen, lehnen
wir ab. Im Ergebnis bedeutet das für die Schüler_innen verkürzte
Ferien, weniger Freizeit und Erholung."

Die Fraktion DIE LINKE hat deshalb einen eigenen Antrag (Drs. 22/384)
eingereicht, der auf ein umfassendes Konzept der Behörden abzielt,
kostenlose Ferien- und Freizeitangebote für alle Kinder zu entwickeln.
Sie sollen sowohl Spiel, Spaß und Sport als auch freiwillige
Lernprogramme verknüpfen.

Insa Tietjen, Fachsprecherin der Linksfraktion für Kita-Politik: "Den
defizitorientierten Ansatz der Senatskoalition lehnen wir ab. Die
Ferienangebote sollen sowohl Kitas, Bauspielplätze, Jugendzentren und
Kultureinrichtungen umfassen und an bestehende Ferienkonzepte des
schulischen Ganztages, der Offenen Arbeit und der Kitas anknüpfen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Juni 2020
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HAMBURG/5170: Corona-Bußgelder - "Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Juni 2020

Corona-Bußgelder: "Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen"



Aufgrund von Verstößen gegen die Corona-Verordnungen des Senats wurden
in Hamburg bislang insgesamt 6.653 Bußgeldbescheide erlassen (Stand:
26. Mai). Die dadurch erzielten Einnahmen belaufen sich auf 320.272,25
Euro. Dies geht aus einer Antwort des Senats auf eine Schriftliche
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft hervor.

Den größten Anteil der Bußgelder machten demnach Verstöße gegen das
Kontaktverbot (208.742,25 Euro bei 5.084 Fällen), das Abstandsgebot
(27.703,50 Euro bei 887 Fällen) sowie die verbotswidrige Nutzung von
Spielplätzen (16.736,00 Euro bei 224 Fällen) sowie aufgrund des
Verzehrs von Speisen im öffentlichen Raum aus. Fast die gesamte Summe
wurde von Einzelpersonen eingetrieben.

Im gewerblichen Bereich hingegen wurden nur wenige Bußgelder
ausgesprochen. Hier liegt die Höhe der Einnahmen zudem weit unter den
festgelegten Regelsätzen. Beispielsweise wurden aus 23 Bußgeldern
wegen des verbotswidrigen Betriebs von Gaststätten überhaupt keine
Einnahmen generiert.

"Die zum Pandemieschutz verhängten Bußgelder sind sozial ungerecht",
sagt David Stoop, haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Sie folgen dem Prinzip 'die
Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen'. Die Strafzahlungen
treffen vor allem Privatpersonen und sind nicht sozial gestaffelt. Für
einen Minijobber entspricht ein Bußgeld von 150 Euro für einen Verstoß
gegen das Abstandsgebot einem Viertel des Lohneinkommens, während ein
Einkommensmillionär das Bußgeld finanziell gar nicht spürt."

Dass im gewerblichen Bereich trotz verzeichneter Verstöße teilweise
überhaupt keine Einnahmen durch Bußgelder erzielt wurden, sei nicht
nachvollziehbar, kritisiert Stoop. "Die Fraktion DIE LINKE wird da
weiter nachhaken."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Juni 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5505: Möglicher Abzug amerikanischer Soldaten aus Rheinland-Pfalz (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.06.2020

Trump / Möglicher Abzug amerikanischer Soldaten aus Rheinland-Pfalz

Christian Baldauf / Marcus Klein: Landesregierung muss schnell für
Klarheit sorgen - Was hat Herr Lewentz bei seinen jährlichen Besuchen
in den USA tatsächlich erreicht?



Rund die Hälfte der ca. 35.000 in Deutschland stationierten
amerikanischen Soldaten sind an Standorten in Rheinland-Pfalz
konzentriert. Hinzu kommt eine Vielzahl ziviler amerikanischer
Mitarbeiter. Daher sorgt die neuerliche Ankündigung eines teilweisen
Truppenabzugs von US-Präsident Trump in den betroffenen Kommunen
natürlich für erhebliche Verunsicherung. Der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, und der CDU-
Landtagsabgeordnete, Marcus Klein, aus Ramstein-Miesenbach fordern von
der Landesregierung umgehende Informationen zur Sachlage sowie die
Offenlegung ihrer Überlegungen für etwaige Unterstützungsleistungen.

"Die US-Streitkräfte sind ein geschätzter Arbeitgeber auch für die
deutschen Zivilbeschäftigten und wichtiger Wirtschaftsfaktor in
Rheinland-Pfalz. Es geht hier aber nicht nur um Arbeitsplätze und
Wirtschaftskraft. Kein anderes Bundesland ist aufgrund
jahrzehntelanger Präsenz amerikanischer Soldaten und ihrer Familien so
eng mit den USA verbunden. Die vielen Soldatinnen und Soldaten, ihre
Familien und die zahlreichen Zivilangestellten sind Freunde und ein
Teil von Rheinland-Pfalz. Daran ändern auch so manche Irritationen im
transatlantischen Verhältnis und auch die wiederholten Ankündigungen
des amerikanischen Präsidenten nichts. Allerdings drängt sich hier
schon der Verdacht auf, dass hier auch sachfremde Erwägungen eine
Rolle spielen.

Jetzt ist die Landesregierung gefordert, insbesondere den Standorten
schnelle und möglichst genaue Informationen bereitzustellen, was
seitens der US-Regierung geplant ist. Der zuständige Innenminister
Lewentz reist Jahr für Jahr zu Gesprächen in die USA und lobt sich
regelmäßig selbst für seine guten Kontakte. Diese müssen nun genutzt
werden, um Aufschluss darüber zu bekommen, wie die aktuellen
Äußerungen Trumps einzuschätzen sind und welche Standorte konkret
betroffen sein könnten. Das ist die Voraussetzung dafür, gegensteuern
bzw. Hilfsmaßnahmen entwickeln zu können. Klar ist, dass die Kommunen,
die möglichweise Einschnitte hinnehmen müssen, Hilfe vom Land
brauchen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5504: Konjunkturpaket - Private Radiosender (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.06.2020

Konjunkturpaket / Private Radiosender

Josef Dötsch: Konjunkturpaket beinhaltet Unterstützung für rheinland-pfälzische Privatradios



Der medienpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Josef Dötsch,
begrüßt, dass Teile des milliardenschweren Konjunkturprogramms der
Bundesregierung auch Hilfen für private Radiosender beinhalte. Mit 20
Millionen Euro springt die Bundesregierung kommerziellen
Radioanbietern zur Seite. Dazu Josef Dötsch:

"Davon profitieren auch rheinland-pfälzische Radiostationen - das ist
gut so, denn unser Land zeichnet sich durch eine ausgeprägte
Hörfunk-Landschaft aus. In vielen größeren Städten arbeiten private
Sender, einer der größten hat seinen Hauptsitz in Ludwigshafen. In der
Corona-Krise sind den Radios wichtige Werbeeinnahmen weggebrochen -
Kurzarbeit für viele Beschäftigte war die Folge. Hinzu kam, dass die
Sender ihrem Informationsauftrag trotzdem gerecht werden mussten. Für
unsere Radiosender war das ein wahrer Drahtseilakt, nahe am
wirtschaftlichen Abgrund.

Ich bedanke mich ausdrücklich bei der Staatsministerin und
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien, Monika
Grütters, für ihren Einsatz bei den harten Verhandlungen um die
Inhalte des Konjunkturpakets."

Schon während der Corona-Krise hat der medienpolitische Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion, Josef Dötsch, in einer Videokonferenz den
privaten Hörfunkveranstaltern Unterstützung zugesichert.

Dötsch erneuert seine Forderung nach einem Digitalisierungsfonds für
private Hörfunkveranstalter. "Die Landesregierung als Koordinator für
die Rundfunkangelegenheiten der Länder muss einen solchen Förderfonds
endlich auf den Weg bringen. Ziel muss es sein, die Infrastruktur im
Zuge der zunehmenden Digitalisierung der Rundfunklandschaft zu
fördern, damit private Anbieter zukunftssicher planen können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5503: Tourismuskampagne des Landes bringt Rückenwind (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.06.2020

Tourismuskampagne des Landes bringt Rückenwind

Klinkel: "Urlaub ist am schönsten in Rheinland-Pfalz"



Zur heutigen Vorstellung der deutschlandweiten Kampagne für den
rheinland-pfälzischen Tourismus durch Wirtschaftsminister Dr. Volker
Wissing erklärt die tourismuspolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, Nina Klinkel:

"Die neue Dachkampagne bringt dem Tourismus in unserem Land den
Rückenwind, den er jetzt braucht. Mit der Kampagne ist die herzliche
Einladung verbunden: Urlaub ist am schönsten in Rheinland-Pfalz.
Nachdem die Tourismusbranche in der Corona-Krise fast vollständig zum
Erliegen gekommen ist, können wir in Rheinland-Pfalz mit Zuversicht
auf die beginnende Ferienzeit blicken. Die Landesregierung setzt mit
der heute vorgestellten Tourismuskampagne die richtigen Impulse zur
richtigen Zeit. Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass viele Menschen
ihren Sommerurlaub in diesem Jahr in Deutschland verbringen werden.
Die Landesregierung hat schnell und flexibel auf die veränderten
Vorzeichen reagiert und den Markenbildungsprozess für den
Tourismusstandort Rheinland-Pfalz beschleunigt. Dafür haben wir uns
auch als SPD-Landtagsfraktion stark gemacht. Ziel ist es, in diesem
Sommer so viele Reisende wie möglich für einen Urlaub in Rheinland-
Pfalz zu gewinnen. Unser Bundesland kann dabei insbesondere mit seiner
reichen Natur- und Kulturlandschaft und mit der Vielfalt seiner
Regionen punkten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juni 2020
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LATEINAMERIKA/1981: Ecuador - Erneut Proteste gegen Anpassungsmaßnahmen der Regierung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador 

Erneut Proteste gegen Anpassungsmaßnahmen der Regierung



Als Politik gegen den Notstand in der Coronakrise getarnt, hat
die Regierung Lenín Morenos gleich mehrere neoliberale Maßnahmenpakete
auf den Weg gebracht - die Proteste lassen nicht auf sich
warten.

(Quito, 24. Mai 2020, ANRed/poonal) - Wieder einmal sieht sich
Ecuadors Regierung unter Lenín Moreno wegen politischer Maßnahmen im
Auge des Sturms. Die verabschiedeten Maßnahmen widersprechen in
vielerlei Hinsicht den Interessen der Bevölkerung: Löhne werden
heruntergesetzt, Arbeiter*innenrechte gekürzt; Arbeitsverträge werden
gekündigt oder immer weiter prekarisiert. Staatliche Unternehmen
werden geschlossen und verkauft, die Haushalte für Bildung und
Gesundheit gekürzt - und das sind nur die umstrittensten Maßnahmen.
Wie bereits vor den breiten gesellschaftlichen Protesten im Oktober
2019 [1] geschehen, wird auch jetzt die Subventionierung von
Treibstoff gekürzt. Die Proteste haben bereits begonnen.

Dieses Mal nutzte die Regierung die gesellschaftliche und
wirtschaftliche Lähmung der präventiven Maßnahmen gegen die
Covid-19-Pandemie, um zunächst die Budgets von 32 höheren
Bildungseinrichtungen zu kürzen. Mit der im Mai verabschiedeten
Bestimmung unter dem Namen "Gesetz für humanitäre Unterstützung" wurde
außerdem ein Paket von Reformen ermöglicht, das die Rechte der
Arbeiter*innen durch Entlassungen, neue "besondere Arbeitsverträge",
Arbeitszeitverkürzungen um zwei Stunden und Lohnkürzungen bis zu 25
Prozent angreift. Aber die Maßnahmen machten auch danach nicht Halt:
Zur gleichen Zeit verkündete der Präsident ein weiteres
Maßnahmenbündel, das die Schließung und den Verkauf staatlicher
Unternehmen anordnet. Dort findet sich auch die Streichung der
Treibstoffsubventionierung wieder, getarnt als Senkung der
Verbrauchssteuer angesichts der Senkung des Rohölpreises. Stattdessen
wird der Wert ab jetzt mit einer maximalen Abweichung von 5 Prozent an
den internationalen Ölpreis angepasst.


Chronologie eines Landes in Flammen

Die Regierung agiert seit dem letzten Jahr, als sie Auszahlungen von
4,2 Milliarden US-Dollar durch den Internationalen Währungsfond
zugestimmt hatte, unter dem Schirm des IWF. Präsident Lenín Moreno
machte sogleich den öffentlichen Wirtschaftssektor für das
wirtschaftliche Drunter und Drüber verantwortlich. Der Fall des
Erdölpreises und dem anderer Rohstoffe, die die ecuadorianische
Wirtschaft stützen, verpasste jedoch den staatlichen Finanzen den
Gnadenstoß. Diese kritische Entwicklung hat auch eine wachsende
Kapitalflucht zur Folge, während die Bevölkerung unter der Ausbreitung
des Coronavirus leidet. Bereits vor Wochen gingen die Bilder von
Leichen auf den Straßen der Hafenstadt Guayaquil, wo sich bereits über
14.000 Menschen mit dem Virus infiziert haben, um die Welt.


Anfang
Mai: Kürzungen im Bildungswesen und Studierendenproteste

Am ersten Mai nutzte die Regierung den Vorwand der Covid-19-Pandemie,
um mit den Haushaltskürzungen von 98 Millionen US-Dollar in 32
staatlichen Universitäten und polytechnischen Schulen des Landes zu
beginnen, deren Haushalte seit 2015 unangetastet geblieben waren.
Allein der Universität von Cuenca wurden 5,5 Millionen US-Dollar,
ganze elf Prozent des Gesamthaushalts der Institution, gekürzt, was
die Entlassung von 400 Professor*innen zur Folge hat.

In den ersten Maitagen wurde deshalb der studentische Protest immer
lauter: zunächst in den sozialen Netzwerken und schließlich bei einer
Großdemonstration in Quito am 11. Mai, die als "biosichere
Demonstration" trotz der Einschränkung der Bewegungsfreiheit mit
Abstand und Atemschutzmasken begangen wurde. Die Proteste weiteten
sich auf das ganze Land aus, unter anderem als landesweiter Aktionstag
zur Verteidigung der öffentlichen Bildung. Am 13. Mai ermöglichte der
Verfassungsgerichtshof auf mehrere Forderungen hin die Untersuchung
der Verfassungsmäßigkeit der Maßnahmen und ordnete die Regierung an,
"die Haushaltsanpassungen auszusetzen und auf weitere Maßnahmen zu
verzichten", die höhere Bildungseinrichtungen betreffen. Am 14. Mai
wurde eine Sitzblockade von Studierenden in Guayaquil aufgelöst.


Mitte Mai: Neue Bestimmungen im Arbeitsrecht und
Gewerkschaftsdemonstrationen

Am Tag darauf stimmten 74 Abgeordnete für und 59 gegen das "Gesetz für
humanitäre Unterstützung, um Covid-19 zu besiegen". Damit wurde ein
weiterer Schlag gegen die einfache Bevölkerung vollbracht, denn die
einzelnen Artikel des Gesetzes machen so einige Arbeitsrechte
zunichte: Arbeitstage im Home-Office können um bis zu vier Stunden
verlängert werden, Arbeitstage formeller Angestellter dagegen um zwei
Stunden verringert und der Lohn somit um bis zu 25 Prozent gekürzt
werden. Es gibt neue Bedingungen für Entlassungen, außerdem werden für
vier Jahre "besondere Arbeitsverträge" - höchst prekäre
Arbeitsverhältnisse - ermöglicht. Verhandlungen zwischen Unternehmen
und Angestellten sollen zwar möglich sein, um ohne staatliche
Beteiligung über Lohnkürzungen zu entscheiden, diese könnten jedoch zu
Lohnkürzungen zu bis zu 45 Prozent führen. Das Gesetz betrifft auch
die Regelungen über Überstunden und Urlaubstage.

Am 17. Mai fand in Quito eine Demonstration der größten Gewerkschaften
des Landes statt, die in einer Sitzblockade vor dem Parlament endete,
das wie vor Demonstrationen üblich mit Gittern abgesperrt worden war.
Am Tag darauf breitete sich der Protest auf elf weitere Städte aus:
Demonstrationen und Sitzblockaden wurden in Quito, Guayaquil, Cuenca,
Loja, Manta, Portoviejo, Santo Domingo, Quevedo, Latacunga, Tulcán und
Ibarra verzeichnet. Die Demonstrierenden machten ihrem Unmut über die
Kürzungen und ihrer Unzufriedenheit mit Wirtschaftsminister Richard
Martínez Luft.


Ende Mai: Kürzungen und Schließungen staatlicher Unternehmen
 gegen den "Gesundheitsnotstand"

Am 19. Mai kündigte Ecuadors Präsident Lenín Moreno über die
landesweiten Kanäle ein weiteres Paket wirtschaftlicher
Anpassungsmaßnahmen an, die aufgrund des "Gesundheitsnotstands" im
Land getroffen würden. Demzufolge beinhalten die Maßnahmen die Kürzung
der öffentlichen Ausgaben um ganze vier Milliarden US-Dollar. Diese
sollen durch Einsparungen in unterschiedlichen Bereichen zustande
kommen: 980 Millionen Dollar durch Lohnkürzungen, 400 Millionen Dollar
durch die Streichung öffentlicher Güter und Dienste, 1,3 Milliarden
durch die Einsparung von Geldeinlagen und 1,3 Milliarden durch die
Umstrukturierung der Auslandsschulden.

Diese Maßnahmen beinhalten die Streichung der Subventionierung von
Treibstoff [...], die bereits im Oktober 2019 einen Aufstand der
Bevölkerung auslöste, der nach der historischen Demonstration in Quito
den Umzug der Regierung nach Guayaquil zur Folge hatte. Außerdem wird
die allgemeine Arbeitszeit um zwei Stunden verkürzt, was eine
Verringerung der Lohnzahlungen nach sich zieht - Sicherheitsdienste
und einige Bereiche des Gesundheitssystem sind von dieser Maßnahme
allerdings ausgenommen. Der Lohn der staatlichen Bediensteten sinkt
damit um 16,6 Prozent. Das Paket beinhaltet auch die Kürzung der
Arbeitstage von Lehrer*innen um eine Stunde sowie die Schließung zehn
staatlicher Unternehmen, darunter auch die Airline Tame,
Immobilienunternehmen, Bahnunternehmen, landwirtschaftliche Firmen,
öffentliche Medieninstitutionen und die staatliche Post. Auch die
Schließung von Botschaften, Konsulaten und weiteren Büros wurde
angeordnet.

Schon am Tag nach der Verabschiedung des Gesetzes begannen die
Entlassungen: Mindestens 400 Angestellte der Zone 4 des staatlichen
Gesundheitssystems in den Provinzen Manabí und Santo Domingo erhielten
Kündigungsschreiben. Gleichzeitig gingen auch die Proteste weiter: Das
Netzwerk der Lehrer*innen in Ecuador rief am 21. Mai in Quito zu einem
Aktionstag gegen den "Betrug Morenos" und zur Verteidigung gegen die
Lohnkürzungen auf.


Bündnis der Indigenen (CONAIE) schaltet sich in die Proteste
ein

Am 21. Mai versammelte sich die wichtigste gesellschaftliche
Organisation des Landes, die beinahe die Gesamtheit der indigenen
Bewegungen umfasst, in virtueller Form: das Bündnis indigener
Nationalitäten von Ecuador (CONAIE), das bereits den
gesellschaftlichen Aufstand im vergangenen Oktober angeführt hatte.
Die Sitzung des politischen Rats der Organisation bestimmte, alle
verabschiedeten Maßnahmen der Regierung abzulehnen, die "die
Verfestigung einer neoliberalen Politik [2]
über das Gemeinwohl der Bevölkerung stellen" und beschuldigte die
Regierung, den Kontext der Pandemie auszunutzen. Außerdem sprachen sie
sich dafür aus, "die biosicheren Sitzblockaden unterschiedlicher
gesellschaftlicher Gruppen zu unterstützen", die die
Haushaltskürzungen zurückweisen. Außerdem versicherte die
Organisation, sich für eine Antwort auf die staatlichen Maßnahmen
gegen die Bevölkerung vorzubereiten. Derweil würde "die CONAIE eine
Anfrage über die Verfassungsmäßigkeit auf nationaler Ebene stellen.
Die Maßnahmen verletzen die Arbeitsrechte, sie lassen uns im Stich.
Die Regierung muss die Gesundheit und Bildung gewährleisten",
erläuterte Jaime Varga, Vorsitzender des CONAIE. Die Organisation war
bisher auf die Eindämmung der Covid-19-Pandemie in den Gemeinden
fokussiert, die bereits 20.000 Indigene getroffen hat. Für Ende Mai
wurde ein großer Aktionstag der Gewerkschaften und indigenen
Bewegungen angekündigt.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/praesident-moreno-verteidigt-iwf-paket-fuer-ecuador-und-erklaert-ausnahmezustand/

[2] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/die-hintergruende-der-neoliberalen-kehrtwende-in-ecuador/
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GEWERKSCHAFT/384: ver.di begrüßt studentische Proteste gegen unzureichende Corona-Hilfen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. Juni 2020

ver.di begrüßt studentische Proteste gegen unzureichende
Corona-Hilfen: Kreditprogramm und überbürokratische Unterstützung
helfen nicht - nötig ist eine Bafög-Öffnung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert die
von der Bundesregierung geplante Überbrückungshilfe für Studierende als
völlig unzureichend und begrüßt die bundesweiten studentischen
Protestaktionen, die am heutigen Montag (8. Juni) in zahlreichen
Städten stattfinden. Sylvia Bühler, für Bildung, Wissenschaft und
Forschung zuständiges ver.di-Bundesvorstandsmitglied, sagte: "Je mehr
Details zum Notlagefonds bekannt werden, umso deutlicher wird, wie
unzulänglich er ist: Er ist völlig unterdimensioniert angesichts von
hunderttausenden Studierenden, die ohne Job dastehen." Zudem liege
die maximale Fördersumme von 500 Euro monatlich weit unter dem
Existenzminimum, und durch das lange Zögern der Bundesregierung und
das überbürokratische Verfahren werde das Sommersemester fast vorbei
sein, bevor das Geld dort ankomme, wo es hingehöre. "Diese
"Überbrückungshilfe" hilft niemandem und sie überbrückt auch nichts
mehr. Deshalb begrüßen wir sehr, dass die Studierenden ihren Unmut
öffentlich sichtbar machen."

Wie das Bundesbildungsministerium (BMBF) Ende Mai bekannt gegeben
hat, sollen Studierende aus dem bei den Studierendenwerken
angesiedelten und mit 100 Millionen Euro ausgestatteten Fonds
Zuschüsse von maximal 500 Euro monatlich für die Dauer von drei
Monaten erhalten können, allerdings nur bis zu einem maximalen Stand
von 500 Euro auf dem privaten Konto. Bewilligt wird nur die Summe,
die am Tag vor der Antragstellung bis zu dieser Obergrenze fehlt.
Zudem geht aus aktuellen Informationen des Ministeriums hervor, dass
für jeden Monat ein komplett neuer Antrag gestellt werden muss. Ein
verbindliches Startdatum für die Beantragung bleibt das BMBF bislang
aber schuldig.

Bühler kritisiert dieses Vorgehen: "Niemand hat die Bundesregierung
gezwungen, ein neues und über die Maßen kompliziertes Instrument zu
schaffen. Wir haben ein etabliertes Verfahren mit entsprechender
Infrastruktur: das BAföG." Dieses müsse nur für die Zeit der Pandemie
allen vereinfacht zugänglich gemacht werden. Dies hätten ver.di und
viele andere Bildungsorganisationen von Anfang an gefordert. "Leider
hat Bundesbildungsministerin Anja Karliczek alle Ratschläge
ignoriert; sie will vor allem die teuren KfW-Studienkredite
durchdrücken. Das Ergebnis müssen jetzt die Studierenden ausbaden.
Wir fordern die Ministerin auf: Geben Sie endlich ihren Widerstand
gegen eine echte Lösung auf und handeln Sie im Sinne der
Studierenden!"

ver.di hat bereits Anfang April ein 10-Punkte-Programm zur
Krisenbewältigung für Studierende, Hochschulen und
Forschungseinrichtungen vorgelegt.

Das Programm ist unter dem folgenden Link zu finden:

https://tinyurl.com/ybpgwer3

 * 
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SCHULE/781: Erster bundesweiter Schul-Hackathon gestartet (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 08.06.2020

Karliczek: Wir müssen Schule einmal querdenken

Erster bundesweiter Schul-Hackathon gestartet



Am heutigen Montag ist der Hackaton #wirfürschule gestartet. Dabei
entwickeln über 6.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer gemeinsam kreative
Ideen zur Gestaltung des kommenden Schuljahres. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Heute wollen wir Schule gemeinsam einmal querdenken. Denn neue Ideen
können allen für Schule Verantwortlichen dabei helfen, das neue Schuljahr
in der Corona-Pandemie besser zu gestalten. Deshalb freue ich mich, dass
mit dem heutigen Startschuss beim ersten bundesweiten Schul-Hackathon eine
ganze Woche lang kreative Ideen für modernen Unterricht in der Krise und
für die Zeit danach entwickelt werden. Eine unabhängige Jury wählt
anschließend die besten Ideen und Lösungen aus. Diese Konzepte werden dann
weiterentwickelt, um in den Schulalltag integriert werden zu können. Wir
als Bundesbildungsministerium wollen hier eng am Ball bleiben.

Schülerinnen und Schüler, Eltern und Lehrkräfte kommen in der Corona-Krise
an ihre Grenzen. Seit Monaten findet kein regulärer Unterricht statt. Sie
alle stecken jetzt beim Schul-Hackathon ihre Köpfe zusammen und sammeln
gemeinsam mit Programmiererinnen und Programmierern und Kreativen
Vorschläge für einen Unterricht von morgen. Denn wegen des
Gesundheitsschutzes wird es vielerorts auch in den kommenden Wochen noch
keinen flächendeckenden Präsenzunterricht geben. Umso wichtiger ist es,
dass wir aus der Not nun eine Tugend machen und unseren Blick weit nach
vorne richten."


Hintergrund:

Der #wirfürschule-Hackathon findet vom 08. bis 12. Juni 2020 online über
die Kommunikationsplattform Slack statt. Initiiert wurde #wirfürschule von
Digitale Bildung für Alle e.V. und der Lehrer*innen-Community von
lehrermarktplatz.de. Organisiert wird der Hackathon von einem Team aus
Ehrenamtlichen.

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung Forschung, Dorothee Bär,
Beauftragte der Bundesregierung für Digitalisierung und Dr. Stefanie Hubig,
Präsidentin der Kultusministerkonferenz (KMK) haben die Schirmherrschaft
für das Projekt übernommen.

Informationen zum Hackathon sind auf wirfuerschule.de und
instagram.com/wirfuerschule zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 073/2020 vom 08.06.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





KRIEG/1790: Waffen und ihr endloser Markt ... (SB)




Der durch Kleinwaffen geforderte Blutzoll stellt den aller
anderen Waffensysteme in den Schatten [...]. Hinsichtlich des Blutbads
das sie anrichten, können Kleinwaffen sehr wohl als
Massenvernichtungsmittel beschrieben werden

Der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan im Oktober 2000

Der Waffenhersteller SIG Sauer stellt seine Produktion in Deutschland
aufgrund mangelnder Geschäftsaussichten ein. Genau wie sein
einheimischer Konkurrent Heckler & Koch, der seinerseits in schweren
wirtschaftlichen Turbulenzen navigiert, hat das Unternehmen jahrelang
gegen deutsche Ausfuhrgesetze verstoßen und Waffen auf Umwegen in
Krisengebiete exportiert. Erst nachdem Klagen gegen die Firmenleitung
zum Erfolg führten und der öffentliche Druck wuchs, so daß sich auch
die Bundesregierung zu Korrekturen genötigt sah, beschränkten sich die
Waffenschmieden offiziell auf Ausfuhren in genehmigte Länder.
Daraufhin brachen die Profite weg, was die Mutmaßung nahelegt, daß in
dieser Branche zumindest in Deutschland eher nicht auf legalem Wege
erfolgreich gewirtschaftet werden kann. An der Produktion und
Verbreitung von Kleinwaffen als solcher ändert sich nach SIG Sauers
Weggang nichts. Der weit überwiegende Teil der Umsätze wurde ohnehin
längst von der Schwesterfirma in den USA generiert, die einen
Großauftrag zur Ausrüstung der Streitkräfte mit Pistolen eingefahren
hat. Dorthin wird nun die gesamte Geschäftstätigkeit verlagert. Und
selbst wenn es zur Insolvenz eines solchen Herstellers kommen sollte,
übernimmt die Konkurrenz das Geschäft.

Das heißt keineswegs im Umkehrschluß, daß Kritik, Recherchen und
Klagen gegen die Rüstungsindustrie vergeblich wären. Sie werden
insbesondere von Akteuren vorgetragen, die dem Antimilitarismus
verpflichtet sind und weitreichende Forderungen wie jener nach einem
Verbot jeglicher Rüstungsproduktion und der Konversion der
Waffenschmieden damit verbinden. Maßgeblich bleibt allerdings, in
welchem Maße entsprechende Fragen bis hin zum Gewaltmonopol des
Staates und seiner repressiven Instrumente wie auch der herrschenden
Gesellschaftsordnung und Wirtschaftsweise weiterentwickelt werden.
Geschieht das nicht, verlaufen sich Erklärungsansätze, woraus sich das
Primat vorgehaltener Waffengewalt als Fundament der
Herrschaftsverhältnisse und Produktionsweise speist, im Nebel des
Ungewissen.

Nichtstaatliche Organisationen wie Amnesty International, Oxfam und
IANSA schätzen, daß weltweit täglich 1.000 Menschen an
Schußverletzungen durch Kleinwaffen und damit weit mehr als durch den
Einsatz leichter und schwerer Kriegswaffen sterben. Nach Schätzung des
in Genf ansässigen Regierungsprojekts Small Arms Survey befinden sich
über zwei Drittel aller Kleinwaffen in den Händen von Privatpersonen.
Von den 650 Millionen Kleinwaffen in Privatbesitz wiederum finden sich
über 250 Millionen in den USA. Verwendet wird der Begriff Kleinwaffen
häufig im Zusammenhang mit der unerlaubten Verbreitung und dem
illegalen Waffenhandel, Genehmigungen für Lizenzproduktionen und den
Bürger- und Guerillakriegen sowie Low Intensity Conflicts insbesondere
in der Dritten Welt.

Unter die Kategorie Kleinwaffen fallen Handwaffen wie Faustfeuerwaffen
(Pistole/Revolver) oder Langwaffen (Gewehr, Karabiner, Sturmgewehr,
Maschinenpistole, Schrotflinte, leichte Maschinengewehre), daneben
aber auch militärisch genutzte Sprengmittel wie Handgranaten oder
Minen. Für Kleinwaffen gelten in Deutschland wegen ihrer
Gefährlichkeit und für bessere Rückverfolgungsmöglichkeiten gesonderte
gesetzliche Regelungen, wobei die Kennzeichnungsvorschriften für
Exportwaffen gegenüber den Waffen, die im Inland verbleiben (für
Polizei, Sportschützen etc.), erheblich voneinander abweichen.
Die weniger scharfen Kennzeichnungsvorschriften bei Exportwaffen haben
zur Folge, daß Kleinwaffen durch Umdeklarieren der Seriennummern
geschmuggelt werden können, ohne daß sich die Lieferungen
zurückverfolgen lassen. Die UN-Resolution (a60-88), in der eine
Kennzeichnungsverschärfung für Exportwaffen gefordert wird, ist in
Deutschland seit 2005 nicht umgesetzt worden.

SIG Sauer begründet die Schließung des Standorts in Eckernförde mit
dem obligatorischen Verweis auf die Coronakrise, insbesondere aber mit
"Standortnachteilen", die in Deutschland "für die Zukunft keine
wirtschaftliche Produktion von Sport- und Behördenwaffen" erlaubten.
Dabei verweist das Unternehmen auch auf das deutsche Waffenrecht, das
"die Nutzung von Sportwaffen immer mehr einschränke". Darüber hinaus
würden bei der Vergabe von Behördenaufträgen von der Polizei und der
Bundeswehr einige wenige lokale Produzenten bevorzugt. Diese
Beschwerde verweist auf den Großauftrag der Bundeswehr für ein neues
Sturmgewehr, bei dem Sig Sauer einen seiner Ansicht nach unfair
besseren Zugang des Konkurrenten Heckler & Koch zu Testmunition
öffentlich kritisiert hatte. Der Geschäftsführer des Unternehmens, Tim
Castagne, spricht von einer Benachteiligung aufgrund der
internationalen Ausrichtung von Sig Sauer. [1] Dabei geht es im Kern
darum, daß sich SIG Sauer nicht um das neue Sturmgewehr für die
Bundeswehr bewerben konnte, weil in seinem Vorschlag - angeblich eine
Variante des Sturmgewehrs MCX - auch US-Technik steckt und dies bei
der Ausschreibung explizit ausgeschlossen wurde. [2]

SIG Sauer gilt als das älteste deutsche Waffenunternehmen, seine
Wurzeln reichen bis ins Jahr 1751 zurück. Seit 2000 ist die SIG Sauer
GmbH & Co. KG Bestandteil einer Holding namens L&O, der auch die
amerikanische SIG Sauer Inc. in Newington im US-Bundesstaat New
Hampshire und die Swiss Arms im schweizerischen Neuhausen gehören, die
in den 1970er Jahren den Namensbestandteil SIG für "Schweizerische
Industrie-Gesellschaft" beisteuerte. Hinter dem Waffenhersteller steht
die private Dachgesellschaft L&O der beiden als verschwiegen geltenden
Unternehmer Michael Lüke und Thomas Ortmeier in Emsdetten (NRW).

Der Standort Eckernförde durchlebte in den vergangenen Jahrzehnten
eine wechselvolle Entwicklung. Einst gab es dort über 500
Beschäftigte, doch vor sechs Jahren wurde schon einmal eine Schließung
befürchtet. Dann wurden erneut Millionen Euro investiert, worauf sich
das Geschäft zeitweise besserte und Neueinstellungen vorgenommen
wurden. Soeben wurde den noch 125 Beschäftigten am traditionsreichen
norddeutschen Standort mitgeteilt, daß die Fertigung zum Jahresende
auslaufen soll.

Laut Unternehmensangaben haben die Gesellschafter in den vergangenen
Jahren große finanzielle Beiträge zur Stabilisierung des Unternehmens
geleistet. Es seien auch drastische Sparmaßnahmen erfolgt, um die
Arbeitsplätze in Deutschland zu sichern. Wirtschaftsstaatssekretär
Thilo Rohlfs (FDP) sprach von einer bitteren Nachricht für die Region,
aber auch für den Wirtschaftsstandort Schleswig-Holstein insgesamt,
der kalt erwischt worden sei. Noch im Februar habe die Koalition aus
CDU, Grünen und FDP die amtliche Beschußstelle für Waffen und Böller
in Eckernförde mit erheblichen Steuerkosten modernisieren lassen, um
ein klares Signal in Richtung SIG Sauer zu setzen.

Laut den zuletzt veröffentlichten Zahlen von 2018 betrug der Umsatz
des Konzerns mit rund 2000 Beschäftigten 530 Millionen Euro bei elf
Millionen Euro Gewinn, wobei lediglich sechs Prozent des Umsatzes in
Deutschland erzielt wurden. Branchenkenner gehen davon aus, daß SIG
Sauer im Gegenzug seinen großen US-Standort in Newington, Connecticut,
weiter ausbaut. Ob deutsche Behördenkunden künftig komplett mit
Pistolen und Gewehren aus den USA versorgt werden, ist offen. Zu den
Kunden des Unternehmens gehört die Polizei in Schleswig-Holstein,
Berlin oder Rheinland-Pfalz. Sollten die Behörden jedoch auf
inländische Produktion bestehen, könnte der Konkurrent Heckler & Koch
profitieren.

2018 wurden allein in der US-Produktion mehr Arbeitskräfte zusätzlich
eingestellt, als in Eckernförde jetzt noch beschäftigt sind. In den
USA punktet der Waffenhersteller insbesondere beim Militär. Dort hatte
der Konzern mit dem Modell SIG Sauer P320 ein Auswahlverfahren für
eine neue Pistolengeneration für die US-Streitkräfte gewonnen, die
über einen Zeitraum von zehn Jahren produziert wird. Insgesamt umfaßt
der Auftrag allein für die US Army rund 280.000 Stück sowie weitere
212.000 Stück für die weiteren Teilstreitkräfte im Umfang von rund
580,2 Millionen US-Dollar einschließlich Munition und Zubehör.

Daß Deutschland, die USA und die Schweiz drei Länder mit durchaus
unterschiedlichen Rechtsordnungen sind, wenn es um Waffen geht, haben
drei ehemalige deutsche SIG-Sauer-Manager laut einem inzwischen
rechtskräftigen deutschen Strafgerichtsurteil von 2019 in
außenwirtschafts- und kriegswaffenkontrollgesetzwidriger Weise
vernachlässigt. Demnach wurden zwischen 2009 und 2011 gut 38.000
Pistolen des Typs SP 2022 nach Kolumbien exportiert, wobei den
Beschuldigten bewußt gewesen sein soll, daß von insgesamt 50.000 für
den US-Markt deklarierten Pistolen dieses Typs tatsächlich nur knapp
12.000 dort verbleiben würden. Abnehmer der übrigen Pistolen waren
staatliche kolumbianische Stellen, und als Weiterverkäufer fungierte
die damalige US-Administration von Barack Obama, dessen
Außenministerium vorher mit einer "Endverbleibserklärung" versichert
hatte, die SP 2022 würden nicht weiterexportiert. Nach einem
langjährigen Ermittlungsverfahren wurden die drei Manager, darunter
Miteigentümer Lüke, im April 2019 vor einer Wirtschaftsstrafkammer zu
Bewährungs- und Geldstrafen in Millionenhöhe verurteilt. Die
Angeklagten legten Revision beim Bundesgerichtshof ein.

Ebenfalls über die USA wurden offenbar in Deutschland nicht genehmigte
Waffenexporte nach Kasachstan und in den Irak abgewickelt. Nachdem im
April 2020 ähnliche Vorwürfe hinsichtlich der Lieferung von 50.000
P320 an mexikanische Behörden laut wurden, verwies der deutsche
Unternehmensteil umgehend darauf, daß man diese Waffe weder hier
entwickelt noch eine Serienfertigung dafür aufgebaut habe. Dagegen
habe SIG Sauer USA ihr eigenes Produkt in größeren Stückzahlen gebaut
und streng nach den US-amerikanischen Exportregeln und Genehmigungen
der amerikanischen Regierung an das Nachbarland geliefert. Weder die
SIG Sauer Deutschland noch die deutsche Regierung habe hierauf
Einfluß, noch das Recht, die amerikanischen Aktivitäten zu
beeinflussen, hieß es in einer Stellungnahme.

In den USA sorgen Wirtschaftskrise, Massenarbeitslosigkeit und
Polizeigewalt dafür, daß der Run auf die Waffengeschäfte derzeit
besonders groß ist. Wie die National Rifle Association twitterte,
seien in der ersten Hälfte des Jahres 2020 mehr als zwei Millionen
Amerikaner zum ersten Mal Waffenbesitzer geworden. Laut der National
Shooting Sports Foundation (NSSF), neben der NRA die wichtigste
Lobbygruppe der Schußwaffenindustrie, zu der rund 8000 Waffen- und
Munitionshersteller und -händler zählen, sollen es sogar 2,5 Millionen
Erstkäufer sein.

Diese neuen Kunden geben demnach im Durchschnitt knapp 600 Dollar für
einen Kauf aus, wobei halbautomatische Handfeuerwaffen und Shotguns
besonders beliebt seien. Laut einer Umfrage gaben 2017 etwa 40 Prozent
der Amerikaner an, daß sie eine Waffe besitzen oder mit einer solchen
in einem Haushalt leben. Die Rate von Mord oder Totschlag durch
Schußwaffen ist die höchste in der sogenannten entwickelten Welt. So
wurden 2017 fast 11.000 Todesfälle als Folge von Mord oder Totschlag
mit einer Schußwaffe verzeichnet. Hinzu kommt, daß ungefähr 60 Prozent
der jährlichen Todesfälle durch Schußwaffen Selbsttötungen sind. Im
Jahr 2019 waren es bereits knapp 40.000 Menschen, die durch
Schußwaffen starben, davon 24.000 Suizide. [3]

Mit dem Wegfall der Produktion von SIG Sauer in Deutschland verpuffen
nun die hiesigen Waffenexportverbote, so daß der Konzern diesen
lästigen Klotz am Bein loswird. Demgegenüber müssen die Verhältnisse
in den USA zumindest aus Perspektive eines Produzenten von Kleinwaffen
geradezu paradiesisch anmuten, und das nicht nur, was den satten
Auftrag der Streitkräfte betrifft.


Fußnoten:

[1] www.heise.de/tp/features/Sig-Sauer-wird-amerikanischer-4776114.html

[2] www.welt.de/wirtschaft/article209033709/SIG-Sauer-Waffenhersteller-geht-in-die-USA.html

[3] www.heise.de/tp/features/USA-2-5-Millionen-neue-Waffenbesitzer-4776143.html
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KULTUR/1063: "Die Erdzerstörer" - Gründe und Abgründe ... (SB)




Der Dokumentarfilm "Die Erdzerstörer", der am 9. Juni um 23.20 Uhr auf Arte
gezeigt wird, richtet die Aufmerksamkeit so wirksam auf den Zusammenhang von
Technologieentwicklung, Militarismus und Naturzerstörung, daß sich dem Publikum
unwillkürlich die Frage aufdrängt, wieso diese Verbindung im Kampf zahlreicher
Bewegungen für Klima- und Umweltschutz eine so geringe Rolle spielt. Wieso
finden die sozialökologischen Folgen militärischer Aufrüstung und kriegerischer
Staatenkonkurrenz in den internationalen Verhandlungen zum Klimaschutz fast
keine Beachtung? [1] Wieso wird die Eigendynamik der kapitalistischen
Innovationslogik nicht auch am Beispiel als grün beworbener Technologien
kritisiert, wenn der fossile Input in ihre Produktion und ihren Betrieb Zweifel
an der beanspruchten Nachhaltigkeit weckt?

Wie "Die Erdzerstörer" anhand der historischen Entwicklung industrieller
Massenproduktion, militärischer Forschung und kapitalistischen Massenkonsums
nachweist, liegen dem Problem der Naturzerstörung stets gesellschaftliche
Produktionsweisen zugrunde, für deren Dominanz der politische Wille zur
Förderung privatwirtschaftlicher Kapitalakkumulation und nationaler
Wirtschaftsleistung maßgeblich ist. Über Alternativen weniger zerstörerischer
Art wurde nicht nachgedacht, wenn das Versprechen auf nationalökonomischen
Zugewinn mit der Sicherung der Herrschaft der EigentümerInnenklasse konform
ging. Was im Bestreben, sich im Krieg siegreich zu behaupten, an neuen
Technologien in die Welt gesetzt wurde, befeuerte die industrielle Entwicklung
auf zivilem Gebiet maßgeblich. Die kriegsökonomisch bedingte Förderung
industrieller Arbeit brachte darüberhinaus Formen gesellschaftlicher
Rationalisierung hervor, die die Ausbeutung von Lohnarbeit intensivierte und die
Lohnabhängigen noch enger in den Griff jenes Mangels nahmen, der ihre Existenz
permanent bedrohte und sie dazu zwang, sich zu immer schlechteren Bedingungen zu
verdingen.

Was heute an weit ausgreifender Mobilität dazu geführt hat, daß der Planet in
zeitlicher Dimension auf die Erreichbarkeit fast jedes Ortes innerhalb eines
Tages geschrumpft ist, hat an der Immobilität eines Großteils der 
Menschen nichts geändert. Dafür haben sich ihre Lebensbedingungen durch die
verkehrsgerechte Gestaltung der gebauten Umwelt, die Segmentierung der
Landschaft durch die Asphaltbänder der Straßen und weiträumigen Abschottungen
der Flughäfen, den streßerzeugenden Lärm der Automobile und die Kontamination
der Atemluft erheblich verschlechtert. Mit der hochgradigen Mobilität der
Streitkräfte auf dem Land, zu Wasser, in der Luft und im erdnahen Weltraum
kann das zivile Verkehrswesen zwar nicht mithalten, beide Infrastrukturen sind
jedoch eng verzahnt, und die Notwendigkeit, über hochverdichteten Treibstoff in
Form von fossiler Energie zu verfügen, ist immer wieder in kriegerische
Eskalationen gemündet. 

Wie bei der Erforschung der Atomenergie ist die Entwicklung
informationstechnischer Systeme maßgeblich auf Investitionen in Rüstungsprojekte
zurückzuführen. Daraus hat sich eine energie- und rohstoffintensive
Megainfrastruktur herausgebildet, die die Frage aufwirft, ob das Streamen
audiovisueller Inhalte, auf das das Gros des weiterhin stark anwachsenden
Energieverbrauches für IT-Leistungen entfällt, nur deshalb so unverzichtbar ist,
weil die Entfremdung der Lohnarbeit die Betäubung durch Unterhaltungskonsum
zwingend nach sich zieht [2]. Wofür wird die Energie überhaupt verwendet, deren
Produktion zwar als erneuerbar und damit nachhaltig gilt, jedoch die durch
fossile Energieproduktion und Bergbau für mineralische Rohstoffe erzeugten
Probleme lediglich modifiziert? Alte in neue Abhängigkeiten stofflicher Art zu
verwandeln wirft nicht nur ökologische Fragen auf, sondern kann immense soziale
Konsequenzen haben, da grüne Industrieprojekte erheblichen Flächenbedarf haben
können und keineswegs frei sein müssen von neokolonialistischem Extraktivismus.

Die Zerstörung der Erde ist durch individuellen Konsumverzicht nicht
aufzuhalten, wenn nicht zugleich die Voraussetzungen des warenproduzierenden
Kapitalismus in Frage gestellt werden. Die strukturelle Abhängigkeit der
KonsumentInnen von den industriellen und politischen Vorgaben, an denen ihre
Lebensführung ausgerichtet ist, wird allzu häufig vergessen, wenn
Verbrauchsumstellung und Konsumverzicht zur Lösung ökologischer Probleme
propagiert werden. Solange die Entscheidung, Milliarden in die militärische
Rüstung zu stecken, aber nur wenige Millionen für die Bekämpfung des Hungers in
notleidenden Regionen entbehren zu können, die Haushaltslogik der meisten
Regierungen prägt, ist die Kritik individuellen Verbrauchs ein schwacher Ersatz
für politische Interventionen, die nicht an nationalen Grenzen enden, sondern
allen Menschen gleichermaßen zugute kommen sollen.

Wo sich technisch-wissenschaftlich-industrielle Komplexe in Kooperation von
Staat und Kapital herausbilden, denen die jeweiligen Bevölkerungen als
"Humankapital" für Lohnarbeit und deren meist von Frauen kostenlos ermöglichte
Reproduktion dienen, steht den KonsumentInnen die Emanzipation davon, lediglich
als Rädchen im Getriebe kapitalistischer Wertschöpfung zu fungieren, noch bevor. 
Die Eigendynamik der Herausbildung dieser Komplexe zu analysieren und die
Definitionsmacht zu kritisieren, mit der ihre vermeintliche "Systemrelevanz" in
die Waagschale politischer Entscheidungen geworfen wird, an die sich
pfadabhängige Technologieentwicklungen von langfristiger Konsequenz koppeln,
erfordert viel Arbeit und Mut. Wenn es um die Zukunft von Mensch und Natur geht,
sollte das kein Hinderungsgrund sein, auch dies könnte am Schluß der sehr
sehenswerten Dokumentation "Die Erdzerstörer" [3] stehen.


Fußnoten:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/volk1739.html

[2] https://www.heise.de/tp/features/Stromfresser-Internet-4776573.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/medien/redakt/mrrz0040.html
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RENTE/754: Trotz Beschäftigungszuwachs - Die Rentenanwartschaften von Frauen stagnieren (idw)


Deutsches Zentrum für Altersfragen - 05.06.2020

Trotz Beschäftigungszuwachs: Die Rentenanwartschaften von Frauen
stagnieren vielfach aufgrund niedriger Einkommen



Eine Untersuchung der Versicherungsbiografien in der gesetzlichen
Rentenversicherung von Frauen unterschiedlicher Geburtsjahrgänge in Ost-
und Westdeutschland zeigt: Die eigenständige Altersvorsorge von Frauen hat
sich trotz der gestiegenen Erwerbsbeteiligung von Frauen der jüngeren
Geburtsjahrgänge in den ersten 20 Jahren der Erwerbsbiografie nicht
entscheidend verbessert. Zu dominierend ist der Zuwachs der Beschäftigung
von Frauen mit niedrigen Einkommen, das nicht für den Aufbau angemessener
Rentenanwartschaften ausreicht.

Aus den erzielten Rentenanwartschaften lässt sich schließen, dass bei rund
70 Prozent der Frauen das Erwerbseinkommen kaum ausreicht, um die
gesetzliche Rente durch betriebliche oder private Vorsorge substanziell
aufzustocken. Darüber hinaus, führen in Ostdeutschland sinkende
Anwartschaften aus Beschäftigung zu einer wachsenden Ungleichheit
innerhalb der jüngeren Geburtskohorten.

In der Studie, die von Dr. Laura Romeu Gordo vom Deutschen Zentrum für
Altersfragen mit verfasst wurde, werden die Entwicklung der
Versicherungsbiografien von Frauen in West- und Ostdeutschland auf
Grundlage der Versicherungskontenstichprobe (VSKT) der Deutschen
Rentenversicherung ausgewertet. Die Studie verglich die
Rentenanwartschaften von Frauen in Ost- und Westdeutschland der
Geburtsjahrgänge von 1950 - 1954, von 1960 - 1964 und von 1970 - 1974
jeweils bis zur Vollendung des 41. Lebensjahres, dem Alter, das die 1974
geborenen Frauen am letzten Erfassungsdatum der
Versicherungskontenstichprobe Ende 2015 erreicht haben.


Die Analyse der Entgeltpunkte aus Beschäftigungszeiten zeigt:

Für Westdeutschland:

Der Beschäftigungszuwachs bei Frauen in Westdeutschland bei jüngeren
Kohorten führte bis zum 41. Lebensjahr zu keinen wesentlich höheren
Rentenanwartschaften aus Beschäftigung. Gemessen am heute aktuellen
Rentenwert unterscheiden sich die Anwartschaften innerhalb jeweils eines
Zehntels der Verteilung zwischen der ältesten und der jüngsten Kohorte um
weniger als 30 Euro (weniger als einen Entgeltpunkt). Ein Grund ist die
Zunahme an Jobs mit niedrigen Einkommen, die zwar zu steigenden
Erwerbsquoten bei den später geborenen Frauen führt, aber nicht zu höheren
Rentenanwartschaften. So weisen bspw. das Drittel der Frauen mit den
niedrigsten Rentenanwartschaften aus der jüngsten Kohorten deutlich
längere Versicherungszeiten auf als die früher geborenen Frauen, erzielen
aber keine höheren Rentenanwartschaften aus Beschäftigung. Der
Beschäftigungszuwachs verpufft im Hinblick auf die Alterssicherung fast
vollständig.

Nur bei den zehn Prozent der jüngeren Frauen mit hohen Anwartschaften aus
Beschäftigung (mit überdurchschnittlichen Einkommen von mehr als 1,3
Entgeltpunkten pro Beschäftigungsjahr) deutet sich an, dass sie im
Vergleich zu den älteren Kohorten eine bessere "Startposition" bei der
Alterssicherung erreicht haben, die im weiteren Erwerbsverlauf zu höheren
Rentenanwartschaften führen kann. Bemerkenswert ist, dass obwohl in den
jüngeren Geburtskohorten der Anteil an kinderlosen Frauen in
Westdeutschland zunimmt, der Anteil der Beschäftigungszeiten mit höheren
Einkommen aber stagniert. Dies könnte durch die längeren Ausbildungszeiten
in diesem Sektor bedingt sein.

Für Ostdeutschland:

In den neuen Bundesländern gibt es einen klaren Trend zu zunehmender
Ungleichheit bei den Rentenanwartschaften aus Beschäftigung von Frauen bei
den jüngeren Geburtsjahrgängen. Dieser resultiert vor allem aus der
Verringerung der Anwartschaften aus durchschnittlich entlohnter
Beschäftigung. Diese lagen in der älteren Geburtskohorte, deren
Versicherungszeiten ausschließlich oder wesentlich aus DDR-Zeiten stammen,
höher. Auch nehmen die Beschäftigungsphasen im Altersabschnitt zwischen 20
und 41 Jahren von Kohorte zu Kohorte ab, gleichzeitig wachsen die
Beschäftigungsanteile mit niedrigen Einkommen. Nicht nur dass die
ostdeutschen Frauen nur geringe Anwartschaften aus Beschäftigung aufbauen
konnten - bei den Jüngeren unter ihnen häufen sich zudem Phasen von
Arbeitslosigkeit.

Nur die zehn Prozent der ostdeutschen Frauen mit den höchsten
Anwartschaften schneiden im Kohortenvergleich besser ab. Insgesamt zeigt
sich eine zunehmende Polarisierung bei den Anwartschaften bei den jüngeren
Kohorten, wobei es klare Verliererinnen des wirtschaftlichen
Transformationsprozesses nach der Wiedervereinigung gibt.

Über die Rentenhöhe bei Eintritt in die Altersrente in der Zukunft lässt
sich aus diesen Befunden keine Aussage ableiten, weil die
institutionellen, ökonomischen und sozialen Kontexte sich für die Kohorten
stark verändert haben. Zu nennen sind hier bspw. ein rapider
Beschäftigungszuwachs bei Frauen über 50 Jahre, die Heraufsetzung der
Regelaltersgrenze und damit verbunden wahrscheinlich längere
Beschäftigungszeiten.

Ansätze, die eigenständige Altersvorsorge von Frauen zu verbessern, sehen
die Autor*innen in den Kinderzulagen im Rahmen der Riester-Förderung und
dem im Jahr 2018 eingeführten Förderbetrag für arbeitgeberfinanzierte
Betriebsrenten für geringverdienende Mitarbeiter/innen.


Originalpublikation:

Wolfgang Keck und Laura Romeu Gordo: Die Entwicklung der
Rentenanwartschaften von Frauen im Kohortenvergleich: die Rolle von
Niedrigeinkommen.

Sozialer Fortschritt, 69 (2020), Heft 5, S. 325 - 347,

https://doi.org/10.3790/sfo.69.5.325

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Altersfragen, 05.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2020 
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ARBEIT/3063: Corona und der Arbeitsmarkt in Hessen - Differenzierter Blick tut not (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.06.2020

Corona und der Arbeitsmarkt in Hessen: Differenzierter Blick tut not



Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK) an der
Goethe-Universität legt Indikatoren zur Einschätzung der Auswirkungen der
Corona-Krise auf die regionalen Arbeitsmärkte in Hessen vor.

Durch die Berichterstattung in den Medien konnte in den vergangenen Wochen
leicht der Eindruck entstehen, dass Kurzarbeit ein sehr weitverbreitetes
Phänomen sei. Doch dies entspricht zumindest in Hessen nicht ganz der
Realität, wie die heute vorgelegten Daten des Instituts für Wirtschaft,
Arbeit und Kultur (IWAK) zeigen.

Nur für ein knappes Drittel der Beschäftigten in Hessen ist von März bis
Mai 2020 Kurzarbeit angemeldet worden, wobei es zwischen den Regionen
große Unterschiede gibt: Während in der Stadt Darmstadt nur für einen von
fünf Beschäftigten eine Meldung zur Kurzarbeit gemacht wurde, trifft dies
im Kreis Groß-Gerau auf jeden zweiten Beschäftigten zu. "Dies liegt daran,
dass die einzelnen Wirtschaftszweige in unterschiedlichem Maße von
Kurzarbeit betroffen sind", sagt Dr. Christa Larsen, Geschäftsführerin des
Instituts für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK), eines Zentrums der
Goethe-Universität, das nun den Regionaldatenreport veröffentlicht hat.

Zwischen den Wirtschaftszweigen gibt es große Unterschiede: Während im
Gastgewerbe von März bis Mai 2020 für 91 Prozent der Beschäftigten
Kurzarbeit angemeldet wurde, waren in der Logistik sowie im verarbeitenden
Gewerbe jeweils rund die Hälfte der Beschäftigten davon betroffen.
Hingegen trifft dies in der öffentlichen Verwaltung nur auf 3 Prozent der
Beschäftigten und im Bereich Finanz- und Versicherungsdienstleistungen auf
4 Prozent zu. In den Kreisen und kreisfreien Städten Hessens, wo jene
Wirtschaftszweige, die stark von Kurzarbeit betroffen sind, dominieren,
ist der Anteil an Kurzarbeit entsprechend hoch. Der zeitliche Peak der
Anmeldungen von Kurzarbeit war im April 2020. Im Mai war das
wirtschaftliche Geschehen offenbar wieder so weit in Gang gekommen, dass
nur noch 4 Prozent der Betriebe in Hessen Kurzarbeit angemeldet hatten.

Ein ähnlicher Befund zeigt sich im Mai 2020 auch bei den Personen, die
sich arbeitslos gemeldet haben. Im Vergleich zum Vormonat war deren Zahl
deutlich rückläufig, nämlich insgesamt um 21 Prozent. Besonders stark ist
dieser Trend in den meisten Kreisen und kreisfreien Städten zu beobachten.
"Dies ist zunächst ein hoffnungsvolles Signal", meint Oliver Lauxen,
Leiter der Studie im IWAK. Allerdings seien die absoluten Zahlen deutlich
höher als im Vorjahr, und im Vergleich zu 2019 seien auch weniger
arbeitslose Menschen wieder in Beschäftigung gekommen. Insofern gebe es
sicherlich Handlungsbedarf. Wichtig sei, dass im Mai die Rekrutierung bei
den Betrieben wieder stärker angelaufen sei. Während im April 2020 die bei
der Bundesagentur für Arbeit gemeldeten offenen Arbeitsstellen noch um 52
Prozent unter den Vorjahreswerten lagen, schließt sich die Schere im Mai
im Vergleich zu 2019 und liegt nur noch bei 39 Prozent. Dies sind dem IWAK
zufolge Zeichen, dass sich die Lage leicht entspannt.

Dies gilt allerdings noch nicht für den Ausbildungsbereich. Im Mai 2020
sind 9 Prozent weniger Berufsausbildungsstellen bereits besetzt, als dies
zur gleichen Zeit im Vorjahr der Fall war. Im April 2020 lag der Abstand
zum Vorjahr noch bei 7 Prozent, die Lücke wächst hier also, wobei die
Unterschiede zwischen den Kreisen und kreisfreien Städten sehr groß sind.
Während im Kreis Darmstadt-Dieburg im Mai 2020 noch 27 Prozent weniger
Ausbildungsstellen besetzt waren als im Vorjahr, stellt sich die
gegenteilige Lage im Wetteraukreis, im Vogelsbergkreis und im Kreis
Groß-Gerau dar. Dort sind im Mai 2020 schon mehr Ausbildungsstellen besetzt
als zum gleichen Zeitpunkt in 2019.

"Wir sehen in den Daten erste Signale, dass immer größere Teile der
Wirtschaft in Hessen langsam wieder Fahrt aufnehmen", so Larsen weiter.
"Die Kurzarbeit und die Arbeitslosigkeit hatten bisher im April ihren Peak
erreicht, und die Dynamik ist im Mai deutlich zurückgegangen. Die
Zurückhaltung der Betriebe bei der Besetzung offener Stellen scheint
abzunehmen. Die Ausbildung bleibt allerdings ein Sorgenkind, das
besonderer Aufmerksamkeit bedarf. Allerdings ist hier eine regional
differenzierte Betrachtung wichtig", sagt Christa Larsen.

Das Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK) der Goethe-Universität
unterstützt seit vielen Jahren die Akteure in Arbeitsmarkt und
Wirtschaft in Hessen regelmäßig mit Daten, um Transparenz und Orientierung
zu schaffen. Die Darstellung der regionalen Unterschiede nimmt dabei einen
großen Stellenwert ein. Der hier vorgelegt IWAK-Regionaldatenreport ist
auf Wunsch vieler Akteure aus regionaler Wirtschaft und Arbeitsmarkt nach
einem kontinuierlichen Monitoring der Lage entstanden.

"Wir knüpfen dabei an die in vielen Bereichen gute Kooperation zwischen
Hochschule und Wirtschaft in Hessen an", stellt Prof. Manfred
Schubert-Zsilavecz fest, der an der Goethe-Universität für die "Third
Mission" zuständig ist - also für das Zusammenwirken von Wissenschaft und
Gesellschaft und Wirtschaft.

Von jetzt an plant das IWAK monatliche Berichte, die zeitnahe Einblicke in
die Entwicklungen vor Ort, aber auch auf Landesebene ermöglichen. Dafür
steht das Institut in kontinuierlichem Austausch mit den Nutzenden, so
dass der bedarfsorientierte Einbezug weiterer Indikatoren möglich ist.
Anfang Juli 2020 soll der nächste Bericht mit einem Schwerpunkt auf dem
Thema Arbeitslosigkeit vorgelegt werden.


Originalpublikation:

Den aktuellen Bericht zum Download finden Sie unter:

http://www.iwak-frankfurt.de/wp-content/uploads/2020/06/IWAK_Regionaldatenreport_2.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 05.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/052: Handel im Wandel (idw)


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 05.06.2020

Handel im Wandel



Geschäfte und Einkaufscenter dürfen unter Auflagen öffnen. Seit dem
Corona-Lockdown ist vieles anders. Handelsmarketing-Professor Dr. Marko
Schwertfeger über Einzelhandel und Online-Shopping.


	Technik beschleunigt Wandel im Handel.

	Online-Handel mit Lebensmitteln profitiert durch Wachstumsschub.

	Kleine Händler massiv unter Druck.

	Handel genießt bei Politik keinen hohen Stellenwert.




Was halten Sie von schrittweisen Lockerung für den Einzelhandel?

Lockerungen sind sinnvoll, sie müssen aber für alle Händler einheitlich
gelten. Der Mindestabstand lässt sich auch in Geschäften halten, die
größer als 800 Quadratmeter sind. Das zeigt sich in Baumärkten oder
SB-Warenhäusern. Es ist ungerecht, wenn einzelne Händler, die beispielsweise
Textilien oder Sportartikel anbieten, nicht komplett öffnen dürfen.

Ikea bietet Videochats an, dm und Netto setzen auf Expresslieferungen.
Wie wachsen virtuelle und reelle Handelswelten zusammen?

Viele stationäre Händler probieren neue Formate aus. Mehr Kunden wollen
auch weiterhin lieber von zu Hause aus einkaufen. Mit Technik kann man den
Wandel im Handel beschleunigen. Konsumenten legen zwangsläufig die Scheu
vor dem Online-Shopping ab. Das verändert den Handel nachhaltig. Auch
traditionelle Händler erhalten einen Dynamikschub, weil sie sich jetzt mit
der Thematik und den Veränderungen auseinandersetzen mussten.

Wer profitiert vom Online-Handel und wie?

In erste Linie profitiert der bisher relativ kleine Bereich des
Online-Handels mit Lebensmitteln. Menschen entdecken, dass man Lebensmittel
auch online kaufen kann und dass es funktioniert. Egal, ob mit einem
Lieferdienst wie bei Edeka oder Rewe oder ganz klassisch über den
Paketversand. Das ist ein Wachstumsschub, den der
Lebensmittel-Online-Handel gebraucht hat. Ich bin mir sicher, dass davon
etwas bleibt.

Sind Online-Händler ähnlich betroffen wie die stationären?

Vorwiegend stationär arbeitende Händler im Bereich Fashion und Elektronik
taten sich in den ersten Wochen der durch die Pandemie ausgelösten Krise
mit den angeordneten Schließungen schwer. Der Einbruch der Wirtschaft wird
hier sicherlich mehr als anderswo zu Buche schlagen und stärker
nachwirken.

Online-Handel funktioniert nur im Zusammenspiel mit der Paketbranche?
Welche Entwicklungen gibt es hier?

Ganz unterschiedliche. Unternehmen wie DPD und UPS sind auf
Geschäftskunden spezialisiert, da ist weniger los gewesen. Hermes und DHL
mit einem Fokus auf Privatkunden haben sich während der Schließungen auf
einem Niveau wie beim Weihnachtsgeschäft bewegt. DHL gibt an, dass an
manchen Tagen circa neun Millionen Pakete befördert werden. Kurzfristig
wurden sogar Abholgrenzen bei Unternehmen eingeführt. Laufzeiten gerade in
Ballungsgebieten verlängerten sich.

Werden kleine Einzelhändler jetzt noch mehr vom Markt verdrängt?

Unternehmen, die vorher schon Probleme hatten, weil beispielsweise
Zielgruppen nicht definiert, das Sortiment zu divers war, werden es jetzt
noch schwerer haben. Das trifft ganz klar den Modehandel, aber es lassen
sich auch in anderen Branchen Beispiele finden. Wenn ein Unternehmen wie
Galeria Kaufhof Karstadt pro Woche im Lockdown 90 Millionen Euro Umsatz
verloren hat, das summiert sich. Dieser Umsatz lässt sich nicht wieder
reinholen. Das belegen die ersten Zahlen aus den Städten. Auch kleine
Händler geraten massiv unter Druck.

Müssen alle Handelssparten auf Online-Handel umstellen oder kann der Hang
zur Nostalgie und die Treue der Kundschaft sie retten?

Es kommt auf das Geschäftsmodell an. Sich als stationärer Händler immer
noch dem Online-Handel zu verschließen, halte ich für fatal. Sobald die
Zeiten wieder besser werden, werden Kunden auch wieder bummeln gehen.
Stationäre Händler müssen jedoch mit einem zielgruppenorientierten
Sortiment, einer exzellenten Beratung und einem Erlebnis auf der Fläche
überzeugen. Die Mischung aus beiden Welten bietet viele Potenziale.

Braucht es eine bundesweit einheitliche Strategie für weitere Lockerungen
im Handel?

Durch die föderale Struktur bestimmt jedes Bundesland weitestgehend selbst
über Maßnahmen und deren Lockerung. In vielen Bundesländern herrscht beim
Einkaufen eine Maskenpflicht. Allein, welche Shopping-Stimmung soll mit
einer Maske aufkommen? In einigen Bundesländern wurden Baumärkte
geschlossen. Was setzte also am Wochenende ein? Die Fahrt in das andere
Bundesland zum Baumarkt. Das ergibt wirklich keinen Sinn.

Hat der Handel eine Lobby?

Der Handel genießt trotz seiner Bedeutung hinsichtlich der Versorgung der
Bevölkerung und als Wirtschaftsfaktor bei der Politik keinen hohen
Stellenwert. An erster Stelle kommt immer die Industrie. Außer, man kann
öffentlich wirksam gegen den Handel austeilen. Stichworte wie
Lebensmittelverschwendung oder viel zu billige Preise werden politisch
gern aufgegriffen, negativ. Händler sind aber nicht immer und allein an
allem schuld.

In welchen Bereichen hakt es besonders?

Der Online-Handel und die Auswirkungen auf den stationären Bereich sind zu
wenig auf der Agenda. Der Ausbau der technischen Struktur und der Abbau
von Bürokratie für den Handel wurden vernachlässigt, es fehlt an
Unterstützung und sinnvoller Nachsteuerung entsprechend aktueller
Entwicklungen. Ein Beispiel: Als Online-Händler von Bio-Lebensmitteln
benötige ich eine Bio-Zertifizierung, als stationärer Einzelhändler nicht.

Welche Rolle nimmt der Handel in der deutschen Volkswirtschaft ein?

Der Konsum ist eine tragende Säule der deutschen Volkwirtschaft. In dem
Moment, wenn der Konsum einbricht, sei es durch Kurzarbeit, Entlassungen
oder einfach auch nur aus Angst vor einer ungewissen Zukunft, hat das
Auswirkungen auf den Handel und in der Konsequenz auf die Produktion.
Alles hat mit allem zu tun.

Die Krise hat gezeigt, wie schnell weitreichende Entscheidungen getroffen
und umgesetzt werden können.

Etwas, was vorher unvorstellbar schien, ist plötzlich möglich. Nicht alles
scheint und wirkt dabei durchdacht. Die Politik schließt stationäre
Modehändler, lässt aber den Online-Handel weiterlaufen und blendet aus,
dass die Pakete irgendwie kommissioniert und ausgeliefert werden müssen.
Die Verschiebungen der Käufe muss man sich genau anschauen.

Lehren aus der Corona-Krise?

Ich finde es nicht gut, wenn Politiker öffentlich kundtun und versichern,
dass die Versorgung der Bevölkerung sichergestellt ist, Kunden dann aber
mitbekommen, dass es nicht so ist. Das hat Hamsterkäufe extrem befördert.
Ferner wurde spürbar, wie sehr Deutschland auf grenzüberschreitenden
Handel angewiesen ist. Das hat Auswirkungen. Schauen Sie sich mal die
Preissteigerungen bei Obst und Gemüse an. Oder noch schlimmer, es kommt
durch Lieferengpässe zu leeren Regalen wie bei Medikamenten. Hier muss
gegengesteuert werden, schnell und mit Langzeitwirkung.

Prof. Schwertfeger, ich danke Ihnen für das Gespräch.


Das Interview führte Sylke Schumann, Pressesprecherin der
Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin.

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=p2f0gYQrWxA&feature=emb_logo

- Video-Interview mit Prof. Dr. Marko Schwertfeger
"Handel wieder handlungsfähig"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 05.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1983: ver.di fordert klare politische Verantwortung für Zivilbeschäftigte bei den US-Streitkräften (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Juni 2020

ver.di fordert klare politische Verantwortung für Zivilbeschäftigte
bei den US-Streitkräften



Berlin - Angesichts jüngster politischer Ankündigungen zum Abzug von
US-Truppen aus Deutschland fordert die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die Perspektiven der
Zivilbeschäftigten abzusichern. "Es ist Aufgabe der politisch
Verantwortlichen, den Betroffenen Sicherheit für ihre Zukunft zu
geben", betont die stellvertretende ver.di-Vorsitzende Christine
Behle.

Aktuellen Medienberichten zufolge soll ein Teil der in Deutschland
stationierten US-Truppen abgezogen werden. Demzufolge könnten bis zu
9.500 und damit gut ein Viertel der US-Soldatinnen und Soldaten in
andere NATO-Staaten in Europa verlegt werden. Dadurch geraten mehrere
tausend Jobs der bei den US-Truppen beschäftigten zivilen
Arbeitnehmer unter Druck.

Seit mehreren Jahren werden die Betroffenen durch regelmäßige
Gerüchte, Ankündigungen und Drohungen verunsichert. Neben den
Arbeitsplätzen der rund 12.000 Zivilbeschäftigten droht auch den
umliegenden Gemeinden im Falle eines (Teil-)Abzugs ein massiver
wirtschaftlicher Schaden.

ver.di fordert klare Signale der Politik, den Beschäftigten und den
betroffenen Regionen eine dauerhafte Perspektive zu bieten. "Die
Menschen leiden unter den ständigen Drohgebärden und fühlen sich als
Opfer eines Verhandlungspokers, der auf dem Rücken der Beschäftigten
und Kommunen ausgetragen wird", kritisiert ver.di-Vize Behle und
fordert die Politik auf, ihre Verantwortung wahrzunehmen und klare
Perspektiven aufzeigen.

ver.di organisiert mehrere tausend Zivilbeschäftigte bei den
Stationierungsstreitkräften der NATO und verhandelt unter den
schwierigen Bedingungen des NATO-Truppenstatus die Tarifverträge für
die insgesamt 12.000 Beschäftigten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/660: "katzenkönig" - Storys, Tipps und Hacks für das Jurastudium (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Juni 2020

katzenkönig: Storys, Tipps und Hacks für das Jurastudium



Berlin (DAV). Wie komme ich durch mein Jurastudium, wie durch das
Examen - und was mache ich dann überhaupt damit? Selbst
Jura-Enthusiasten stellen sich diese Fragen ab und an. Das neue
Magazin katzenkönig liefert viele Stories und Hacks fürs Studium und
den Berufseinstieg - in guten Zeiten wie in Jurakrisen.

katzenkönig wird vom Deutschen Anwaltverein (DAV) herausgegeben. Er
löst das Anwaltsblatt Karriere ab, das seit 2007 zweimal jährlich
Reportagen, Tipps und Wissenswertes rund um das Jurastudium
veröffentlicht hat. Die erste Ausgabe erscheint Anfang Juni.

"Jurastudierende wollen heute nicht mehr das Gleiche wie vor zehn
Jahren: Früher wünschten sich viele eine klassische Karriere mit
üppigem Gehalt. Heute machen viele Absolventinnen und Absolventen
Abstriche beim Gehalt und möchten dafür lieber eine gute
Work-Life-Balance und einen Job, mit dem sie etwas verändern können",
sagt Lisa Tramm, Leiterin der katzenkönig-Redaktion. Das Magazin wolle
die Studierenden dabei begleiten, für den Anwaltsberuf interessieren
und Hilfestellung bieten. "Unterhalten soll es auch", erläutert Tramm
den Anspruch.

In der katzenkönig-Redaktion schreibt und produziert das
Anwaltsblatt-Team gemeinsam mit fünf Studierenden. Für die erste
Ausgabe haben sie sich ein Thema vorgenommen, das aktueller kaum sein
könnte: Sind Jurastudierende politisch genug - Anlässe, sich politisch
zu engagieren, gibt es schließlich genügend - und kaum gute Ausreden:
Jurastudierende sind gebildet, können sich informieren und sind frei,
sich in Gruppen zusammenzuschließen und auszutauschen. Die Redaktion
hat darüber auch mit Jungpolitiker Philipp Amthor gesprochen. Außerdem
haben sie Studierende gefragt, ob die Jurist*innenausbildung
reformiert werden muss und was sie eigentlich antreibt.

Süße Katzenfotos gibt's weder in der ersten noch in einer der weiteren
Ausgaben. Warum das Magazin dann katzenkönig heißt? Jurastudierende
wissen Bescheid.

katzenkönig erscheint zweimal im Jahr. Er liegt kostenlos in
Universitäten, Bibliotheken, Gerichten, Großkanzleien und vielen
weiteren Orten aus. Du kannst das Magazin auch in der Anwaltsblatt-App
oder online lesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 17/20 vom 5. Juni 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INTERNATIONAL/444: Mexiko - Tod im Polizeigewahrsam. Protestierende fordern Gerechtigkeit für Giovanni López (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Tod im Polizeigewahrsam: Protestierende fordern Gerechtigkeit 
für Giovanni López



Am 4. Mai starb Giovanni López im mexikanischen Bundesstaat
Jalisco im Polizeigewahrsam. Die Brutalität seines Todes und die
Untätigkeit der Behörden sorgten für einen Aufschrei.

(Buenos Aires, 5. Juni 2020, ANRed/poonal) - Am 4. Mai wollte der
30-Jährige Giovanni López aus dem westmexikanischen Bundesstaat
Jalisco mit seiner Familie essen gehen; stattdessen starb er im
Polizeigewahrsam. Vier Polizisten nahmen ihn in der Gemeinde
Ixtlahuacán de los Membrillos am Rand der Großstadt Guadalajara fest,
weil er keinen vorgeschriebenen Mundschutz getragen hatte. Als ihn
seine Familie anschließend auf der Polizeiwache suchte, war López
bereits an einem Schädel-Hirn-Trauma im Krankenhaus verstorben. Nach
Angaben seiner Schwester wies der Körper von López zudem Folterspuren
und eine Schusswunde im Bein auf.

Einen Monat nach seinem Tod kam es daher am 4. Juni zu massiven
Protesten. Die Demonstrationen waren gleichzeitig Teil der weltweiten
Proteste gegen Rassismus und Polizeigewalt, die durch den Mord an
George Floyd in der US-Stadt Minneapolis ausgelöst worden waren.


Behörden wurden erst nach massiven Protesten aktiv

Nicht nur der Tod von Giovanni López sorgte für Empörung; sein Fall
zeigt viele Facetten der Straflosigkeit in Mexiko. Einen Monat nach
seinem Tod war zunächst noch kein Polizist in Haft, obwohl ein Video
[1] von der Festnahme existiert. Stattdessen berichtete López' Familie
von Bestechungsversuchen und Drohungen. Während die Behörden noch
schwiegen, gab es einen Aufschrei, der zusätzlich durch den Tod von
George Floyd in den USA angefacht wurde. Internationale Prominente wie
die Schauspielerin Salma Hayek forderten "Gerechtigkeit für Giovanni".

Der Schriftsteller, Regisseur und Produzent Guillermo de Toro griff
auf Twitter den Gouverneur des Bundesstaates Jalisco, Enrique Alfaro
Ramírez [2] direkt an. Zudem kritisierte er die Staatsanwaltschaften
von Jalisco und Mexiko, sowie die Nationale Menschenrechtskommission
CNDH, weil sie in dem Fall untätig geblieben war.


Polizisten verhaftet, Bürgermeister untergetaucht

Die Angehörigen von Giovanni López teilten mit, dass der umstrittene
Bürgermeister von Ixtlahuacán de los Membrillos, Eduardo Cervantes
Aguilar, versucht habe, sie mit 200.000 Pesos (8.200 Euro) zu
bestechen, damit das Video nicht veröffentlicht werde; als sie dies
ablehnten, seien sie mit dem Tod bedroht worden. Am 5. Juni sollte
Cervantes Aguilar bei der Staatsanwaltschaft zu den Vorwürfen Stellung
nehmen; er zog es jedoch vor, unterzutauchen [3].

Noch gibt es keine offizielle Version der Geschehnisse. Der
Staatsanwalt von Jalisco, Gerardo Octavio Solís, wies zurück, dass
López verhaftet worden sei, weil er keinen Mundschutz trug; vielmehr
habe es sich um einen "Fehler" gehandelt. Am 5. Juni teilte Gouverneur
Enrique Alfaro mit schließlich mit, dass nun doch drei Polizisten [4]
im Zusammenhang mit dem Fall verhaftet worden seien.


Anmerkungen:

[1] https://youtu.be/2xuLlORIlqI

[2] https://www.eleconomista.com.mx/estados/Quien-es-el-alcalde-de-Ixtlahuacan-Eduardo-Cervantes-Aguilar-20200605-0063.html

[3] https://www.infobae.com/america/mexico/2020/06/06/asesinato-giovanni-lopez-el-alcalde-de-ixtlahuacan-de-los-membrillos-se-encuentra-desaparecido/

[4] https://www.eluniversal.com.mx/english/three-police-officers-arrested-connection-giovanni-lopez-case


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/tod-im-polizeigewahrsam-protestierende-fordern-gerechtigkeit-fuer-giovanni-lopez/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/07295: Zivilgesellschaftlich getarnt (SB)


Bräuche haben neben einem Zweck oft auch eine lange Vorgeschichte. So
war es im alten Rom üblich, daß der Bräutigam seine Braut auf den
Armen ins Heim trug. Die Sitte, die heutzutage kaum noch vorkommt,
aber in der Vergangenheit durchaus gepflegt wurde, ist also über die
Römer zu uns gekommen. Offenbar handelte es sich dabei um ein
abergläubisches Volk, bestand doch die Furcht, daß die Jungvermählte
beim Gang über die Schwelle ins Stolpern geraten könnte, was offenbar
als unheilvoll gewertet wurde. Auch hätte es Unglück gebracht, wenn
sie zuerst mit dem linken Fuß eingetreten wäre. Dieser vordergründige
Erklärungszusammenhang zum Entstehen dieses Brauchtums weist
allerdings noch einen eher patriarchalisch definierten Hintergrund
auf. So könnte die Handlung auch eine Reminiszenz darauf sein, daß der
Mann in seiner Funktion als Jäger oder Krieger seine Jagdtrophäe bzw.
Beute ins Haus brachte. Einen Sturz erlebte dagegen Szabó in seiner
Partie gegen Bejenaru. Statt die Braut, und damit inbegrifflich den
Sieg, sogleich mit 1...Da2-c2! über die Schwelle ins Heim zu führen,
verstieg er sich auf den Gedanken, zunächst die Stellung zu
vereinfachen. Das Risiko vermeidend, und da er ohnehin im Besitz einer
Mehrfigur war, zog er 1...Tc8-f8?, worauf Bejenaru sich ins Remis
retten konnte. Ganz falsch wäre 1...Tc8xc3?? gewesen wegen der
Mattfolge 2.Df7xg8+! Kh8xg8 3.Td7-d8+ Lg7-f8 4.Td8xf8+ Kg8-g7 5.Tf1-
f7# Nun, Wanderer, wie sicherte sich Bejenaru im heutigen Rätsel der
Sphinx nach 1...Tc8-f8? einen halben Punkt?






[image: SCHACH-SPHINX/07295: Zivilgesellschaftlich getarnt (SB)]



Bejenaru - E. Szabó

Timisoara 1956


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schade, daß Keogh nach 1...Dh3-g3+!! 2.Kg1-h1 nicht den originellen
Mattweg 2...e4-e3!! fand, der den Sieg geebnet hätte: 3.Ld1-e2 Dg3-h3+
4.Kh1-g1 e3xf2+ 5.Tf1xf2 Tf4xf2 usw., oder 3.f2-f3 Dg3-h3+ 4.Kh1-g1
Tf4xg4+! und Schwarz gewinnt. Nicht besser wäre es Weiß nach 3.Ta1-a7
ergangen wegen der Widerlegung 3...Dg3-h3+ 4.Kh1-g1 e3xf2+ 5.Tf1xf2
Dh3-g3+! 6.Tf2-g2 - 6.Kg1-h1 hilft nicht wegen 6...Dg3-h4+ und der
Turm auf f2 fällt mit Schach - 6...Tf4-f1#
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BODEN/204: Erforschung von Böden wird mit mehreren Millionen Euro gefördert (idw)


Universität Trier - 28.05.2020

Erforschung von Böden wird mit mehreren Millionen Euro gefördert


Prof. Dr. Sören Thiele-Bruhn von der Universität Trier will
untersuchen, wie Böden als System funktionieren und wie sie sich durch
den Klimawandel verändern.



Das von Prof. Dr. Sören Thiele-Bruhn von der Universität Trier
koordinierte Programm "SoilSystems" zur Systemökologie von Böden wird
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) als Schwerpunktprogramm
gefördert. Ziel des Programms ist es, die thermodynamische Steuerung
von Energie- und Materieflüssen und deren Wechselwirkungen mit
lebenden und nicht lebenden Komponenten im Bodensystem zu erforschen.

Die von der DFG neu bewilligten 14 Schwerpunktprogramme werden für
zunächst drei Jahre mit insgesamt rund 85 Millionen Euro und einer
zusätzlichen 22-prozentigen Programmpauschale gefördert. Die
Verteilung der Mittel auf die einzelnen Verbünde erfolgt zu einem
späteren Zeitpunkt. In Schwerpunktprogrammen sollen wissenschaftliche
Grundlagen besonders aktueller oder sich gerade bildender
Forschungsgebiete untersucht werden. Alle Programme sind stark
interdisziplinär ausgerichtet und zeichnen sich durch den Einsatz
innovativer Methoden aus.

Nicht zuletzt durch den globalen Klima- und Landnutzungswandel richtet
sich die Aufmerksamkeit auf die Bedeutung von Böden zum Beispiel als
wesentlicher Speicher von Kohlenstoff in Form organischer
Bodensubstanz. Mit Hilfe moderner Forschungsmethoden wird immer
klarer, wie sehr Böden als System zu verstehen sind, das als Teil des
gesamten Ökosystems energetisch durch die Sonne angetrieben und viel
stärker als bisher vermutet durch biologische Aktivität gesteuert
wird. "Diesen Zusammenhang auf Basis der Energiebetrachtung zu
entschlüsseln, ist ein neuer Ansatz, der schlussendlich dazu beiträgt,
die Eigenschaften und das Funktionieren von Böden besser zu verstehen
sowie exaktere Aussagen machen zu können, wie sich Bodensysteme in
einer wandelnden Welt verhalten werden", erläutert Professor Sören
Thiele-Bruhn das Forschungsziel.

"Was im Boden geschieht, welche Austauschprozesse sich im Alltag
weitgehend unsichtbar vor unseren Augen, ja, unter unseren Füßen,
vollziehen, wird in diesem neuen Verbundprojekt im Mittelpunkt stehen.
Es wird getragen von der großen Bedeutung natürlich ablaufender
Prozesse und natürlich von dem Engagement aller beteiligten
Einrichtungen. In den kommenden Jahren wird uns dieses Projekt mit
seinen Beobachtungen und Ergebnissen regelmäßig begleiten",
gratulierte Prof. Dr. Michael Jäckel, Präsident der Universität Trier.
Der Erfolg bei starker Konkurrenz - die 14 neuen Verbünde wurden aus
49 Bewerbungen ausgewählt - sei auch dem langen Atem des Forscherteams
um Professor Sören Thiele-Bruhn zu verdanken. Die Beteiligten des
Schwerpunktprogramms "SoilSystems": (Systems ecology of soils - energy
discharge modulated by microbiome and boundary conditions)

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748100

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier - 28.05.2020
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GARTEN/412: Die Freiheit in Corona-Zeiten ist 360 Quadratmeter groß (idw)


Hochschule Geisenheim University - 05.06.2020

Die Freiheit in Corona-Zeiten ist 360 Quadratmeter groß

Hochschule Geisenheim untersucht die Bedeutung von Gärten und
Grünanlagen während der Corona-Kontaktsperre



Der Frühling ist die Jahreszeit, in der Menschen wieder nach draußen
drängen, um sich in Cafés, Biergärten oder Freizeitanlagen
aufzuhalten. Doch in diesem Jahr hat die Corona-Pandemie und die damit
verbundenen Kontaktsperren das Verhalten der Menschen im Frühjahr
massiv beeinflusst. Die Hochschule Geisenheim hat untersucht, welche
Bedeutung Gärten und Grünanlagen während dieser Zeit haben. Dafür
wurden Ende Mai 495 Personen aus allen Bevölkerungsgruppen, d. h.
anteilig nach Alter, Geschlecht, Einkommen und Region befragt.

Wie wirken sich die massiven Einschränkungen ins wirtschaftliche,
öffentliche und private Leben auf die allgemeine Lebenszufriedenheit
der Studienteilnehmenden aus? Befragte mit eigenem Garten - dies sind
53 Prozent der Stichprobe - sind im Durchschnitt zufriedener mit ihrem
Leben. Auf einer Skala von 0 bis 10 weist diese Gruppe einen Wert von
7,4 gegenüber 6,3 bei Personen ohne eigenen Garten auf. "Dieser
Unterschied lässt sich zwar auch darauf zurückführen, dass
Gartenbesitzerinnen und -besitzer in der Regel ein höheres Einkommen
haben", so Prof. Dr. Kai Sparke und Dr. Mira Lehberger von der
Professur für Gartenbauökonomie, die Autoren der Studie. "Doch wir
können erkennen, dass aktuell die Nutzung sowohl von privaten Gärten
als auch von öffentlichen Grünanlagen einen positiven Einfluss auf die
Lebenszufriedenheit haben." 75 Prozent der Gartenbesitzerinnen und 
-besitzer sagen, dass der Garten für sie wichtig oder sehr wichtig ist.
Außerdem gibt über die Hälfte dieser Gruppe an, dass der Garten in
diesem Jahr wichtiger als im Vorjahr ist. Bei Personen ohne eigenen
Garten füllen die öffentlichen Grünanlagen diese Rolle aus. Für 60
Prozent aus dieser Gruppe sind Parks oder Stadtwälder aktuell wichtig
oder sehr wichtig, auch hier ist für über die Hälfte der Gruppe die
Bedeutung in diesem Jahr nochmals größer als im letzten Jahr. Gefragt
nach persönlichen Umschreibungen für die Bedeutung des eigenen Gartens
ist "Freiheit" der mit Abstand häufigste genannte Begriff, dann folgen
mit "Erholung" und "Entspannung" Zuschreibungen, die auch die anderen
Befragten für das öffentliche Grün gewählt haben. "Es war also richtig
und wichtig, dass während der Kontaktsperre Grünanlagen weitestgehend
zugänglich geblieben sind, so dass sie ihre positive körperliche und
mentale Wirkung entfalten konnten", konstatieren Sparke und Lehberger.

Im Mittel halten sich alle Befragten ca. zehn Stunden pro Woche im
Freien für Erholung und Sport auf. Bei den Gartenbesitzern kommen
allerdings noch ca. acht Stunden für Hobbyarbeiten in der eigenen,
durchschnittlich 360 Quadratmeter großen Parzelle hinzu, und sie sind
somit insgesamt fast doppelt so lange draußen. 75 Prozent der Personen
mit Garten geben das schöne Frühlingswetter als Beweggrund an, nach
draußen zu gehen, aber 58 Prozent weisen auch auf die Einschränkungen
bei anderen Freizeitmöglichkeiten hin, und 55 Prozent nennen die
Kontaktsperren. "Der Hausgarten könnte sich zukünftig noch mehr als
echte Wertkomponente auf dem Immobilienmarkt entwickeln", vermuten die
Geisenheimer Gartenbauökonomen.

Gartenbesitzerinnen und -besitzer haben die Aufenthaltsdauer im Freien
tendenziell stärker ausgebaut gegenüber dem Vorjahr, insbesondere für
Hobbyarbeiten. "Hier ist dann - neben der Erholungswirkung - auch eine
gewisse zusätzliche "Corona-Produktivität" entstanden, nimmt Sparke
an. "Neuanpflanzungen, Bauten und Pflegemaßnahmen haben nicht nur
einen ökonomischen Wert, sondern auch eine ökologische Bedeutung, so
dass Gärtnern in Corona-Zeiten auch einen Zuwachs an Nachhaltigkeit
bedeuten könnte."



Weitere Informationen finden Sie unter: 
https://www.hs-geisenheim.de/

sowie: https://www.hs-geisenheim.de/forschung/institute/frischproduktlogistik/professur-fuer-gartenbauoekonomie/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748958 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution790

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Geisenheim University - 05.06.2020
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INITIATIVE/574: Mehr als Naturschutz - Diskursvielfalt und Ressourcen von Umweltorganisationen (idw)


Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 28.05.2020

Mehr als Naturschutz: Neue Studie analysiert Diskursvielfalt und
Ressourcen von über 670 Umweltorganisationen weltweit



Ein internationales Forscherteam um den Sozialwissenschaftler Dr.
Stefan Partelow vom Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT)
hat thematische Schwerpunkte von mehr als 670 Umweltorganisationen
weltweit untersucht. Die Analyse zeigt für die Mehrzahl der
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) zwar ein gemeinsames Interesse im
Bereich des Naturschutzes, identifiziert aber weitere Kernpunkte wie
etwa Klimapolitik, Umweltgerechtigkeit und ökologische Modernisierung.
Die Ergebnisse der Studie, an der auch Forschende aus Kanada und den
USA beteiligt waren, wurden jetzt im Fachjournal PLOS ONE
veröffentlicht.

Obwohl sie eine wichtige Rolle in der globalen Umweltpolitik spielen,
fehlte es bisher an einer systematischen Analyse der Diskursvielfalt
von Umweltorganisationen. Für ihre neue Studie untersuchte ein
internationales Team unter Leitung von ZMT-Forscher Dr. Stefan
Partelow jetzt einen Datensatz aus Leitbildern sowie personellen und
finanziellen Ressourcen von 679 Umweltorganisationen weltweit.

Zur Auswertung der Leitbilder analysierten die Forschenden die
Umweltdiskurse der NGOs basierend auf dem Gebrauch bestimmter Begriffe
in Leitbildern, statt subjektivere Kategorien früherer Studien zu
verwenden.

Ihre Ergebnisse zeigen, dass die meisten der untersuchten
Organisationen ein gemeinsames Interesse im Bereich des Naturschutzes
haben, insgesamt identifiziert das Forscherteam jedoch vier
verschiedene thematische Schwerpunktbereiche:


	Umweltmanagement (z.B. Naturschutz, Management natürlicher Ressourcen),

	Klimapolitik (z.B. Governance und zivilgesellschaftliches Engagement zum Klimawandel),

	Umweltgerechtigkeit (z.B. Stärkung von Gemeinschaften, Achtung der Natur und der Menschenrechte),

	ökologische Modernisierung (z.B. Business-Innovation, Technologien für erneuerbare Energien)



Insbesondere die Bedeutung von Klimapolitik und Umweltgerechtigkeit
wurde in bisherigen Studien zum Umweltdiskurs unterschätzt, so die
Forschenden.

Regionale Unterschiede in Personal- und Finanzressourcen

Auch regionale Ungleichheiten bei den personellen und finanziellen
Ressourcen werden in der Analyse deutlich. So verfügen Umwelt-NGOs in
Afrika und Ozeanien im Median über die geringste Anzahl von
Mitarbeitern, afrikanische Umweltverbände haben im Median die
niedrigsten Jahresbudgets. Während Umweltorganisationen in Nordamerika
und Europa den höchsten Medianwert in der Finanzkapazität aufweisen,
findet sich in Lateinamerika und der Karibik der höchste Medianwert in
der Mitarbeiterzahl.

Diese Unterschiede spiegeln wohl unterschiedlich hohe Personalkosten
und Finanzströme wider, wobei Umwelt-NGOs im Globalen Süden mehr
Menschen mit weniger Geld beschäftigen, während Organisationen im
Globalen Norden mehr Geld mit weniger Beschäftigten verwalten, so die
Wissenschaftler. Für die Forschenden weist diese ungleiche Verteilung
auch auf eine globale Arbeitsteilung hin, bei der Umweltorganisationen
des Nordens als Geber oder Koordinatoren für große Projekte fungieren,
während NGOs des Südens Aufträge für die Umsetzung erhalten.

"Daten zur Finanzkapazität zeigen uns, wie machbar es für NGOs ist,
für ihre jeweiligen Themen zu plädieren und sie umzusetzen. Wenn wir
sehen, wo es in verschiedenen Regionen Ungleichheiten und
Einschränkungen gibt, kann uns das in der Forschung helfen, erkennbare
Unterschiede in der Strategien und Umweltpolitik zwischen
Umweltorganisationen besser zu verstehen", erklärt Studienleiter Dr.
Stefan Partelow.

Für eine Teilmenge von 276 der untersuchten Umwelt-NGOs berechnete das
Forscherteam außerdem einen institutionellen 'Power-Index' auf
Grundlage ihrer personellen und finanziellen Ressourcen und fand
heraus, dass mehr als 40% der einflussreichsten Umweltorganisationen
sich in ihren Leitbildern auf Klimapolitik und Umweltgerechtigkeit
fokussieren.

"Dies bedeutet, dass es mehr einflussreiche zivilgesellschaftliche
Organisationen gibt, die sich mit Klimafragen befassen als mit Fragen
des Biodiversitätsverlusts oder der fortschreitenden Wüstenbildung",
erläutert Co-Autorin Dr. Klara Winkler von der McGill University in
Kanada. "Es ist wichtig, sich im Klaren darüber zu sein, dass einige
Umweltthemen mehr Aufmerksamkeit erhalten als andere, die dem Risiko
ausgesetzt sind, vernachlässigt oder gar vergessen zu werden."

Die Studie liefert wichtige Daten, neue methodische Ansätze und
wertvolle Erkenntnisse als Grundlage für zukünftige Forschung zur
Rolle von NGOs in der globalen Umweltpolitik.

"NGOs sind einflussreiche Akteure in der Umweltpolitik. Unsere
Ergebnisse zeichnen nicht nur ein klareres Bild des globalen Netzwerks
von Umweltorganisationen, sondern auch der Diskurse, die sie nutzen,
um Umweltprobleme zu verstehen und zu adressieren - beides wichtige
Beiträge in Zeiten weltweiter Krisen," sagt Dr. Gregory Thaler, C
o-Autor von der University of Georgia, USA.

"Unsere Studie legt nahe, dass der Sektor der Umweltorganisationen
eher als 'Nachhaltigkeits-NGO'-Sektor verstanden werden könnte, der
sich mit Anliegen befasst, die viel weiter gestreut sind als die
klassischen Fragen des Naturschutzes", fasst Dr. Stefan Partelow
zusammen.



Originalpublikation:

Partelow S, Winkler KJ, Thaler GM (2020) Environmental
non-governmental
organizations and global environmental discourse. PLoS ONE 15(5):
e0232945. DOI: 10.1371/journal.pone.0232945

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0232945

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0232945

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748105

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution457
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Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 28.05.2020
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RECHT/294: Bundeskompensationsverordnung - Natur und Landschaft durch einheitliche Standards besser schützen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 8. Juni 2020

Naturschutz

Natur und Landschaft durch einheitliche Standards besser schützen
Bundeskompensationsverordnung Anfang Juni in Kraft getreten



Seit Anfang Juni gelten neue Regeln zum Schutz von Natur und
Landschaft und zum bestmöglichen Ausgleich von Eingriffen. Mit der
Bundeskompensationsverordnung (BKompV) wird das
Bundesnaturschutzgesetz weiter konkretisiert und bundesweit
einheitliche und transparente Standards für die gesetzlich vorgesehene
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung geschaffen. Dies betrifft
zentrale Vorhaben der öffentlichen Infrastruktur.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die
Bundeskompensationsverordnung ist ein Meilenstein für die
rechtsverbindliche Standardisierung naturschutzrechtlicher Vorgaben.
Bei vielen öffentlichen Infrastrukturprojekten gelten nun einheitliche
Standards, um nach dem Bundesnaturschutzgesetz Eingriffe in die Natur
auszugleichen. Die Anwendung des Naturschutzrechts wird damit in der
Praxis transparenter und effektiver. Das hilft auch dabei,
Genehmigungsverfahren zu beschleunigen."

Die BKompV dient dazu, die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
anwendungs- und vollzugsfreundlicher auszugestalten. Die
Eingriffsregelung ist eines der zentralen naturschutzrechtlichen
Instrumente, das darauf abzielt, vorhabenbedingte Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft auszugleichen oder zu ersetzen und dadurch
die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und die Qualität des
Landschaftsbilds auf Dauer zu sichern. Einheitliche und
länderübergreifende Standards werden dabei für mehr Transparenz und
Akzeptanz und dadurch zu einer Beschleunigung von
Genehmigungsverfahren auch im Bereich der Energiewende führen.

Gleichzeitig wird ein hoher naturschutzfachlicher Standard gewahrt.
Erfasst werden mit der Verordnung unter anderem das Vermeidungsgebot,
die Bewertung des vorhandenen Zustands, die zu erwartenden
Beeinträchtigungen von Schutzgütern sowie die Ermittlung des
Kompensationsbedarfs. Wichtiger Bestandteil der BKompV sind Regelungen
zur Land- und Forstwirtschaft, um Anreize für einen schonenden
Flächenumgang für Zwecke der Kompensation zu setzen.

Die Verordnung gilt für Vorhaben der öffentlichen Infrastruktur, die
in den Zuständigkeitsbereich der Bundesbehörden fallen, wie die
Errichtung von bestimmten Energiefreileitungen oder Erdkabeln, die
Errichtung von Offshorewindparks, Eisenbahn- und
Wasserstrassenanlagen, bestimmte Bundesfernstrassen (ab 2021) sowie
Vorhaben der nationalen Verteidigung. Mit der BKompV wird ein Vorhaben
des Koalitionsvertrages für die laufende Legislaturperiode umgesetzt.

Weitere Informationen zur Bundeskompensationsordnung finden Sie
unter

https://www.bmu.de/WS5459 und www.bmu.de/ME9014 .

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 084/20, 08.06.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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STADT/528: Wie Infrastrukturen zur Klimaanpassung in Städten beitragen können (idw)


Deutsches Institut für Urbanistik - 28.05.2020

Wie Infrastrukturen zur Klimaanpassung in Städten beitragen
können

Forschungsvorhaben netWORKS4 veröffentlicht Ergebnisse zur Planung und
Umsetzung vernetzter Infrastrukturen



Hitze, Starkregen, Hochwasser und Trockenheit machen Städten und ihren
Bewohner*innen zunehmend zu schaffen. Um mit den Folgen des
Klimawandels in Städten umzugehen, sind Lösungen einer vernetzten
Stadt- und Infrastrukturplanung notwendig. Diese berücksichtigen nicht
nur technische Lösungen im Wasserbereich, sie nutzen auch das
Potenzial grüner und blauer Infrastrukturen. Die neue Publikation
"Blau-grün-graue Infrastrukturen vernetzt planen und umsetzen" des
Forschungsvorhabens netWORKS 4 zeigt, wie solche Lösungen aussehen und
geeignete Planungsprozesse gelingen können. Die Auswirkungen des
Klimawandels haben einen erheblichen Einfluss auf die Lebensqualität
in Städten und auf ihre Versorgungs- und Entsorgungssysteme. Die
Sommer in der Stadt werden durch Hitze am Tag zunehmend unerträglich,
auch in der Nacht kühlt es kaum ab. Immer wieder überfluten Starkregen
Keller und Straßenunterführungen, U-Bahn-Schächte laufen voll. Die
Kanalisation kann die Wassermassen nicht fassen und läuft samt
Fäkalien über in städtische Gewässer. Diese und weitere Klimafolgen
werden sich nicht allein durch Lösungen und Maßnahmen der technischen
Infrastrukturen bewältigen lassen. Im Abschlussband des
Forschungsprojekts netWORKS 4 zeigen die Autor*innen, wie
Klimaanpassung in Kommunen durch eine bewusst gestaltete Vernetzung
von grauer, technischer Wasserinfrastruktur mit blauen und grünen
Infrastrukturen - das heißt mit urbanen Gewässern und städtischem Grün
- funktionieren kann.

Blaue
und grüne Infrastrukturen für eine klimagerechte Stadtentwicklung
nutzen

Blaue und grüne Infrastrukturen erfüllen zahlreiche Funktionen, die
für eine klimagerechte Stadtentwicklung genutzt werden können: Bei
Starkregen kann Wasser zum Beispiel in abgesenkten Grünflächen
eingestaut und versickert sowie über Bäume verdunstet werden. Zugleich
lassen sich zum Beispiel Parks so gestalten und bewirtschaften, dass
sie ihre ökologischen, klimatischen und Erholungsfunktionen auch bei
Hitze und Trockenheit optimal entfalten können. In längeren Hitze- und
Trockenperioden müssen Bäume und Grünflächen bewässert werden. Dazu
ist es sinnvoll, auf gespeichertes Regenwasser oder auf Betriebswasser
aus aufbereitetem Grauwasser, etwa aus Handwaschbecken,
zurückzugreifen. Auch die Toilette kann mit Betriebswasser gespült
werden, was wertvolle Trinkwasserressourcen schont.

Neue Planungsverfahren für das Zusammenspiel von Infrastrukturen


Die Publikation zeigt verschiedene Infrastrukturbausteine auf und legt
dar, wie eine Vernetzung von blauen, grünen und grauen Infrastrukturen
praktisch aussehen kann. Dieses Zusammenspiel der Infrastrukturen
verspricht vielfältige und zusätzliche Optionen für die Anpassung der
Städte an den Klimawandel. Dabei erfordert die Vernetzung jedoch
veränderte Prozesse einer integrierten Planung, wenn etwa das
Grünflächenamt und die Wasserbetriebe anders als bisher kooperieren
müssen. Die Autor*innen beschreiben, wie solche partizipativen
Planungsprozesse gelingen können und welche Abläufe und
Verfahrensschritte sinnvoll sind. Exemplarisch werden die gemeinsam
mit den Städten Berlin und Norderstedt gesammelten Erfahrungen bei der
Erarbeitung von Machbarkeitsstudien vorgestellt und analysiert.

netWORKS 4: Interdisziplinärer Beitrag zur Transformation von
Städten im Klimawandel

Die im Forschungsvorhaben netWORKS 4 kooperierenden Institutionen -
Deutsches Institut für Urbanistik (Difu), ISOE - Institut für
sozial-ökologische Forschung, Kompetenzzentrum Wasser Berlin, Berliner
Wasserbetriebe - vereinen ingenieurs-, sozial- und
umweltwissenschaftliche Expertise. Mit dem Anspruch, einen sowohl
konzeptionellen als auch praxisrelevanten Beitrag zur Diskussion um
urbane Transformation zu leisten, diskutieren die Autor*innen in
diesem Band Beiträge blau-grün-grauer Infrastrukturen zu verschiedenen
Zielen einer klimagerechten Stadtentwicklung, die Potenziale einer
Kopplung der verschiedenen Infrastrukturen und die Möglichkeiten einer
Bewertung der Wirkungen.

Klimagerechtigkeit und Resilienz wie auch Kopplung sind dabei zentrale
konzeptionelle Zugänge, die in der Veröffentlichung kurz bestimmt
werden. Die Ergebnisse der Arbeiten mit den Partnerstädten Berlin und
Norderstedt in ausgewählten Transformationsräumen werden vorgestellt
und die begleiteten Planungsprozesse auf Akzeptanzbedingungen und
Anknüpfungspunkte für die Integration blau-grün-grauer Infrastrukturen
in die Stadtentwicklungsplanung hin analysiert. Die vor diesem
Hintergrund entwickelten Tools werden für die praktische Anwendung in
Kommunen beschrieben.

Die von Jan Hendrik Trapp, Deutsches Institut für Urbanistik (Difu),
und Martina Winker, ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung
herausgegebene Publikation steht kostenlos online als PDF zur
Verfügung.

Blau-grün-graue Infrastrukturen vernetzt planen und umsetzen. Ein
Beitrag zur Klimaanpassung in Kommunen. Jan Hendrik Trapp, Martina
Winker (Hrsg.), Bundesministerium für Bildung und Forschung (Förd.)
(2020), Forschungsverbund netWORKS, 149 S.

Über das Forschungsvorhaben netWORKS 4

netWORKS 4 "Resilient networks: Beiträge von städtischen
Versorgungssystemen zur Klimagerechtigkeit" wurde vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) in der
Fördermaßnahme "Transformation urbaner Räume" des Förderschwerpunkts
Sozial-ökologische Forschung gefördert. Forschungs- und Projektpartner
waren das ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, das
Deutsche Institut für Urbanistik (Difu), das Kompetenzzentrum Wasser
Berlin (KWB), die Berliner Wasserbetriebe (BWB), die Senatsverwaltung
für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz und die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung und Wohnen in Berlin sowie die Stadt Norderstedt und
Ramboll Studio Dreiseitl.

Projektpartner

- ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung

- Deutsches Institut für Urbanistik gGmbH (Difu)

- Berliner Wasserbetriebe AöR

- Kompetenzzentrum Wasser Berlin

- Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr u. Klimaschutz Berlin


- Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen Berlin


- Stadt Norderstedt

- Ramboll Studio Dreiseitl

Kurzinfo: Deutsches Institut für Urbanistik 

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) ist als größtes
Stadtforschungsinstitut im deutschsprachigen Raum die Forschungs-,
Fortbildungs- und Informationseinrichtung für Städte, Kommunalverbände
und Planungsgemeinschaften. Ob Stadt- und Regionalentwicklung,
kommunale Wirtschaft, Städtebau, soziale Themen, Umwelt, Verkehr,
Kultur, Recht, Verwaltungsthemen oder Kommunalfinanzen: Das 1973
gegründete unabhängige Berliner Institut - mit einem weiteren Standort
in Köln - bearbeitet ein umfangreiches Themenspektrum und beschäftigt
sich auf wissenschaftlicher Ebene praxisnah mit allen Aufgaben, die
Kommunen heute und in Zukunft zu bewältigen haben. Der Verein für
Kommunalwissenschaften e.V. ist alleiniger Gesellschafter des in der
Form einer gemeinnützigen GmbH geführten Forschungsinstituts.



Weitere Informationen

Publikation "Blau-grün-graue Infrastrukturen vernetzt planen und
umsetzen":

https://networks-group.de/de/publikationen/monografien.html

Projekt netWORKS:

https://networks-group.de/de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.networks-group.de/de/publikationen/monografien.html

http://www.networks-group.de/de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748122 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution225

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Urbanistik - 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLIMA/758: Permafrost - und die Folgen für das ganze Klima ... (SB)




Der Arktis stehen gewaltige landschaftliche und infrastrukturelle
Umbrüche bevor und damit auch der gesamten Erde. Seit Ende der
letzten Eiszeit vor rund 11.500 Jahren taut der Permafrostboden auf.
Doch mit Beginn der Industrialisierung und dem großmaßstäblichen
Verbrennen fossiler Energieträger erwärmt sich die Erde rascher als
zuvor. In Folge dessen nimmt auch die Geschwindigkeit zu, mit der
sich der Permafrost zurückzieht. Eine außergewöhnliche Hitzewelle in
diesem Frühjahr in Sibirien dürfte den Prozeß beschleunigt haben. Ob
das der Hauptgrund dafür war, daß vor kurzem im sibirischen Kraftwerk
Norilsk CHPP-3 ein Tank mit Dieselöl kollabiert ist, wie dessen
Betreiber NorNickel behauptet, oder ob nicht vielmehr
Vernachlässigung der Wartungsarbeiten die Hauptrolle gespielt hat,
wie wiederum Umweltschützer kritisieren, läßt sich wohl erst nach
eingehender Untersuchung des Vorfalls feststellen.

Demnach war der Tank, der nahe der Stadt Norilsk steht, am 29. Mai
2020 in sich zusammengestürzt, und es ergossen sich mehr als 20.000
Tonnen Dieselkraftstoff in die Umwelt. Ein Großteil der Flüssigkeit
gelangte in den Ambarnaya-Fluß und seinen Nebenfluß Daldykan, südlich
der arktischen Halbinsel Taimyr. Auf Satellitenbildern der
Europäischen Weltraumagentur ESA ist der Unfall an der Rotfärbung der
beiden Fließgewässern zu erkennen. Diese münden in den Pyasinosee,
von wo das Wasser weiter ins arktische Randmeer, die Karasee, fließt.
Durch Ölsperren wurde der Dieseltreibstoff daran gehindert, den
Pyasinosee zu kontaminieren. Allerdings sind einige Bestandteile des
Diesels wasserlöslich und werden sich von den mechanischen Sperren
nicht aufhalten lassen. Nach Behördenangaben ist eine Fläche von 350
Quadratkilometern kontaminiert.

Rußlands Präsident Wladimir Putin hat den föderalen Notstand
ausgerufen, um zentralstaatliche Mittel zur Bekämpfung der
Ölverschmutzung freizusetzen, und war am 3. Juni persönlich in
Norilsk erschienen, um mit den Verantwortlichen zu sprechen. Wobei er
offenbar kein Blatt vor den Mund nahm und den Betreiber kritisierte,
daß Moskau erst zwei Tage nach dem Vorfall davon erfahren hat. Der
Manager des Kraftwerks, Vyacheslav Starostin, wurde inhaftiert.

Daß das Auftauen des Permafrosts verantwortlich für den Unfall war,
also quasi höhere Fügung, ist zunächst einmal eine Schutzbehauptung
des Unternehmens. Denn auch wenn der Boden in Sibirien mehr und mehr
auftaut, laufen die Vorgänge so langsam ab, daß sie niemanden
überraschen können. Der fragliche Tank war schon jahrzehntealt und
wurde offenbar nicht ausreichend gewartet. Das Unternehmen hätte
längst für Ersatz sorgen müssen.

Dennoch enthält die Ausrede mehr als nur ein Körnchen Wahrheit. Denn
die Stadt Norilsk, einstmals mit einer Bevölkerungszahl von 300.000
(heute 180.000) Stolz der Sowjetunion, muß laufend mit vielen
Millionen Rubel unterstützt werden. Das betrifft sowohl die Maßnahmen
gegen den Frost, als auch Maßnahmen aufgrund der Auflösung des
dauerhaften Frosts. Die Aufrechterhaltung der damals in Sibirien
gebauten Städte verschlingt etwa sechs Prozent des russischen
Bruttoinlandprodukts. [1]

Zu den Maßnahmen gehört auch die Sicherung von Gebäuden und
Infrastrukturen gegen Verrutschungen. Denn sie wurden sprichwörtlich
auf Eis gebaut. Und der Boden, der taut, sackt zusammen. Zu Wasser
geschmolzenes Eis nimmt ein wesentlich geringeres Volumen ein;
außerdem versickert das Wasser womöglich. Die sibirischen Städte sind
sprichwörtlich von Zerfall bedroht. Die gleichen Probleme treten in
anderen Regionen der Arktis auf, beispielsweise in Alaska. Auch unter
Fairbanks, der zweitgrößten Stadt dieses US-Bundesstaats, befinden
sich teils mächtige Eiskeile. Sollten sie tauen, sackt der Untergrund
möglicherweise um mehr als ein Dutzend Meter ab. [2]

Bereits im April und Mai hat Sibirien eine außergewöhnliche
Hitzewelle mit Temperaturen von über 30 Grad C erlebt. In diesem Jahr
sind schon mehr als 35.000 Quadratkilometer Wald abgebrannt, das ist
mehr als die doppelte Fläche Schleswig-Holsteins. Die hohen
Temperaturen und zusätzlich die Brände beschleunigen das Auftauen des
Permafrostbodens. Das Beispiel der Ölverseuchung bei Norilsk zeigt,
daß das eine Gefahr ist, die bereits heute und nicht erst in ferner
Zukunft besteht.

Dabei dürften die direkten Auswirkungen auf die Infrastruktur noch
von den indirekten Folgen durch die Freisetzung des Treibhausgases
Methan in den Schatten gestellt werden. Denn sobald der gefrorene
Boden auftaut, werfen Mikroben ihren Stoffwechsel an und zersetzen
tierisches und pflanzliches Material. Dabei wird unter anderem Methan
freigesetzt, das auf einen Zeitraum von 20 Jahren bezogen das 87fache
Treibhausgaspotential von Kohlenstoffdioxid hat. 

Permafrost umfaßt rund ein Viertel der globalen Landfläche und bindet
zwischen 1.300 und 1.600 Gigatonnen Kohlenstoff. Das ist rund doppelt
soviel wie in der Erdatmosphäre (800 Gigatonnen). Die gesamte Arktis
steht am Beginn eines sich selbst verstärkenden Umwandlungsprozesses,
der eigentlich schon mit dem Ende der letzten Kaltzeit begonnen hat.
Jedoch wurde der Vorgang durch das Verbrennen fossiler Energieträger
wie Erdöl, Erdgas und Kohle sowie bestimmte landwirtschaftliche
Praktiken, welche beispielsweise die Degradierung der Böden
verstärken, beschleunigt.

Mit weiteren Kontaminationen der arktischen Umwelt durch die
Förderung von Erdöl und Erdgas sowie deren Transport und Verbrauch
wird in der Zukunft vermehrt zu rechnen sein. Die
überdurchschnittlich starke Erwärmung im Verhältnis zu den übrigen
Erdregionen begünstigt letztlich auch den Rohstoffabbau, weil Gebiete
leichter zugänglich werden. Dabei setzt Rußland nicht mehr auf den
Bau ganzer Frontier-Städte wie Norilsk, die unter großem Aufwand
bewahrt werden müssen, sondern auf provisorische Unterkünfte
(Container), denen weder Tiefsttemperaturen noch auftauender
Permafrost etwas anhaben können, und Schichtbetrieb, wie er zum
Beispiel von Ölförderplattformen her bekannt ist.

Der arktische Ozean rückt ebenfalls in die Aufmerksamkeit der
Rohstoffkonzerne, so daß in Zukunft mit weiteren industriellen
Umweltkatastrophen wie die bei Norilsk zu rechnen ist. Wobei sich
dort die Schadensbekämpfung als ausgesprochen schwierig erweist. So
führen überhaupt keine Straßen zu dem Gebiet der Ölverseuchung vom
Ambarnaya-Fluß, und dieser ist so seicht, daß er auch nicht
beschiffbar ist. Es konnten zwar einige hundert Tonnen Diesel
geborgen werden, aber der Großteil bleibt wohl noch viele Jahre in
der Landschaft oder wird am Ende doch weiter in die Karasee fließen.


Fußnoten:

[1] Darüber berichtete Dr. Nikolay Shiklomanov von der George
Washington University auf der 11. Internationalen Permafrostkonferenz
(ICOP), die das Alfred-Wegener-Institut Helmholtz Zentrum für Polar-
und Meeresforschung (AWI) vom 20. bis 24. Juni 2016 in Potsdam
organisiert hat, im Interview mit dem Schattenblick.

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0244.html

[2] Davor warnte Dr. Torre Jorgenson, ehemaliger Vorsitzender der
U.S. Permafrost Association und an der Universität von Alaska in
Fairbanks tätig, auf der ICOP 2016 im Interview mit dem
Schattenblick.

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0235.html

8. Juni 2020
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